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Festveranstaltung „40 Jahre IFIP“

Im Jahr 1972 wurde das „Institut für Finanzwissenschaft  und Infrastruktur-
politik“ (IFIP) als eines der ersten Institute der neu geschaff enen Studien-
richtung „Raumplanung“ an der Technischen Universität Wien gegründet. 
Als „Fachbereich Finanzwissenschaft  und Infrastrukturpolitik“ gehört das 
IFIP seit 2004 dem Department für Raumentwicklung-, Infrastruktur und 
Umweltplanung der TU Wien an, das ab 2013 den Namen „Department für 
Raumplanung“ tragen wird.

Im Jahr 2012 wurde anlässlich der 40-Jahr-Feier des IFIP erstmals der „Egon-
Matzner-Preis für Sozioökonomie“ vergeben. Die Festreden hielten Frau Dr. 
Gabriele Matzner-Holzer und Herr A.o. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Blaas. Im 
Rahmen der Festveranstaltung wurde weiters von Univ.-Prof. i.R. Dr. Wilfried 
Schönbäck ein Rückblick und Ausblick über Lehre und Forschung am Ifi p 
vorgenommen und die Antrittsvorlesung von Univ.-Prof. Dr. Michael
Getzner abgehalten.

am 14. 6. 2012 an der TU Wien
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40 Jahre IFIP - Rückblick und Ausblick
Wilfried Schönbäck

Einleitung
Mit der Gründung des Instituts für Finanzwissenschaft und 
Infrastrukturpolitik an der Fakultät für Architektur (später 
für Architektur und Raumplanung) der TU Wien durch In-
itiative von Rudolf Wurzer, Architekt und in den Zweiten 
Republik bis in die 1980er Jahren einfl ussreichster Raumpla-
ner Österreichs und Ordinarius für Städtebau, Raumplanung 
und Raumordnung Österreichs, wurde Neuland markiert: ei-
nerseits durch die Einrichtung einer sich mit öff entlichen Fi-
nanzen auseinandersetz enden Forschungs- und Lehrstätt e an 
einer zuvor nahezu ausschließlich den technischen Wissen-
schaften verpfl ichteten Hochschule, andererseits durch die 
Verbindung der Forschung und Lehre über die Staatswirt-
schaft mit der Bereitstellung und dem Betrieb der vielfältigen 
Infrastruktureinrichtungen der Gesellschaft in ihren spezifi -
schen räumlichen Ausprägungen. Stärker als in der traditio-
nellen Finanzwissenschaft wurde dadurch thematisiert, aus 
welche Weise Politik und Bürokratie der Gebietskörperschaf-
ten auf allen drei und mit der EU-Mitgliedschaft vier Ebenen 
des öff entlichen Sektors ihr Instrumentarium einsetz en, um 
die räumliche Entwicklung und Ordnung der Wirtschaft und 
Gesellschaft vor dem Hintergrund der natürlichen und zu-
nehmend vom Menschen in Anspruch genommenen Umwelt 
zu gestalten oder wenigstens zu beeinfl ussen. Wirtschaftli-
che Effi  zienz, soziale Ausgewogenheit bzw. Gerechtigkeit 
und Fairness  und ökologische Verträglichkeit dieses Instru-
menteneinsatz es unter Berücksichtigung der Mitt elknapp-
heit und daher immer auch alternative Optionen staatlichen 
Handelns wurden das Grundthema des IFIP. Die komplexen 
Voraussetz ungen und Wirkungen des faktischen und noch 
mehr möglichen Einsatz es des staatlichen Instrumentariums 
einschließlich der Rückwirkungen auf den öff entlichen Sek-
tor galt es wirtschaftswissenschaftlich auszuleuchten, sollten 
diese ehrgeizigen Beurteilungskriterien mehr als abstrakte 
Ansprüche sein. Gemeinsam mit fünf und später sechs wei-
teren Instituten (bzw. später Fachbereichen) wurde die Stu-
dienrichtung Raumplanung und Raumordnung ausgestatt et.

1.  Chronologie des IFIP
1972 Gründung am 20. 6. 1972 als „Institut für Finanzwis-

senschaft und Infrastrukturpolitik“ an der Fakultät 
Raumplanung und Architektur

Institutsvorstände:
1972-1985 Egon Matz ner 
1985-2004 Wilfried Schönbäck 

2004 Umstrukturierung der Fakultät. Das Institut wird dem 
neuen Department für Raumentwicklung, Infrastruk-
tur- und Umweltplanung (Fakultät Architektur und 
Raumplanung) eingegliedert und erhält den Namen 
„Fachbereich Finanzwissenschaft und Infrastruktur-
politik“

Als Fachbereichsleiter standen bzw. stehen dem IFIP vor:

2004-2009 Wilfried Schönbäck 
2009-2011 Wolfgang Blaas 
2011-2012 Michael Getz ner 
2012   Johann Bröthaler  

Mit 1.1. 2012 wird dem früheren Fachbereichsleiter Michael 
Getz ner die Leitung des Departments für Raumentwick-
lung, Infrastruktur- und Umweltplanung übertragen, das ab 
1.1.2013 den Namen „Department für Raumplanung“ tragen 
wird.

2.  Lehre
Forschung und Lehre waren von Anbeginn an die zwei 
Hauptpfeiler der Tätigkeiten des IFIP-Teams. In der Studi-
enrichtung Raumplanung betrug die Anzahl der neu inskri-
bierenden Studentinnen und Studenten anfangs und auch 
später phasenweise etwa 50 und bis zur Jahrtausendwende 
regelmäßig  unter 100, danach einige Jahre unter 150 und im 
letz ten Jahrfünft  um die 200, bei stets ziemlich ausgewoge-
nem Verhältnis der Geschlechter. Dank der effi  zienten Un-
terstütz ung des Lehrbetriebs durch die Verwaltungs- und 
Serviceeinrichtungen auf Ebene der Fakultät und Gesamtu-
niversität ist der Verwaltungsanteil eher gering.

Studienrichtungen:
• Raumplanung und Raumordnung (ab 1972)

primärer Lehrbereich durchgehend seit der Grün-
dung des IFIP 

• Wirtschaftsinformatik (ab 1995)
Studienzweig Wirtschafts- und Verwaltungsinfor-
matik

• Weitere Studienrichtungen
Architektur
Bauingenieurwesen
Wirtschaftsingenieur Maschinenbau
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ehemalige Aufb austudiengänge an der TU Wien: 
Technischer Umweltschutz , Betriebs-, Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften 

Etwa 85 % des Lehraufwandes entfi elen zumeist auf die 
Studienrichtung Raumplanung und Raumordnung. Auf die 
Wirtschaftsinformatik entfi el immer der größere Anteil der 
Lehre in den beiden anderen Gruppen von Studienrichtun-
gen, im Lauf der Zeit zog sich das IFIP aus den anderen se-
kundär  mit betreuten Studienrichtungen zurück, anfangs als 
Folge der Personalverknappung, später auch durch inhaltli-
che Veränderungen in den genannten Studienrichtungen .

3.  Forschungsschwerpunkte 
Die Forschungsschwerpunkte ergaben sich relativ zwingend 
aus den Gründungszielen des Instituts und den Untersu-
chungserfordernissen, die in der Praxis der Raumplanung 
als dringend notwendige Untersuchungserfordernisse er-
kennbar wurden:

• Finanzwissenschaft
Budgetanalyse und -prognose öff entlicher Haus-
halte, Föderalismus, Finanzausgleich, Regulie-
rungs- und Förderinstrumente

• Infrastrukturökonomie und -politik
Marktanalyse und -regulierung in den Bereichen 
Verkehr, Energie, Wasser und Abwasser, Abfall, 
Telekommunikation, Sozial- und Gesundheits-
dienste

• Ressourcen- und Umweltökonomie
Ökonomische Beurteilung der Nutz ung natürli-
cher Ressourcen und der ökologischen Dimensio-
nen wirtschaftlicher Prozesse

• Boden- und Immobilienökonomie
Ökonomische Analyse immobilienwirtschaftlicher 
Aktivitäten mit stadt-, regional- und volkswirt-
schaftlichen Dimensionen, Technologiezentren

• Stadt- und Regionalökonomie
Sektorale, regionale und kommunale Wirtschafts-
analyse und -politik, räumliche Verteilung wirt-
schaftlicher Aktivitäten

• Software- und Methodenentwicklung
Fachspezifi sche Software-, Modell- und Informati-
onssysteme im Bereich öff entlicher Finanzen und 
einzelner Infrastrukturbereiche, E-Government

4.  Rückblick in Zahlen
• 60 ehemalige Mitarbeiter/innen

aktuell 12 Mitarbeiter/innen

• Lehre
40 Dissertationen (1972-2012)
220 Diplomarbeiten (1972-2012)
200 Bachelorarbeiten (2004-2012)

• Forschungsprojekte
rund 100 Projekte (1972-1992)
rund 200 Projekte (1993-2012)

• Publikationen
40 Monographien (seit der Gründung des IFIP)
150 Beiträge in Fachzeitschriften/Sammelwerken 
(in letz ten 15 Jahren)

5.  Auswahl von Forschungsprojekten 
bzw. Publikationen
Die nachfolgende Aufl istung und teilweisen Erläuterungen 
von Forschungsprojekten und Publikationen des IFIP sind se-
lektiv, nicht unbedingt repräsentativ und persönlich gefärbt. 
Die Zitierweise ist unvollständig und nicht einheitlich. Alle 
angegeben Werke können jedoch mit wenigen Klicks auf der 
Webseite des IFIP (www.ifi p.tuwien.ac.at) gefunden werden. 
Die Leserinnen und Leser werden um Verständnis für diese 
Unvollkommenheit gebeten, die aus Zeitdruck resultierte.

5.1.  Finanzwissenschaft und Wirtschaftspolitik
- Das erste große Forschungsprojekt über „Öff entliche 

Aufgaben und Finanzausgleich“ (Leiter und Herausge-
ber des Buchs: Egon Matz ner, 1977) fußt auf einer For-
schungskooperation des IFIP-Teams (dem auch Gerhard 
Rüsch und Wilfried Schönbäck sowie assoziiert auch Jörn 
Kaniak angehören) mit Finanzwissenschaftlern der Uni-
versität Innsbruck (Christian Smekal, Manfried Gantner, 
Erich Thöni) und der Universität Linz (Ewald Nowotny) 
sowie mit Juristen der Universität Graz (Hans Georg 
Ruppe) und der Universität Wien (u. a. Karl Wenger), So-
zialökonomen der WU Wien (u. a. Werner Clement), dem 
KDZ Kommunalwissenschaftliches Dokumentationszen-
trum in Wien (Helfried Bauer) und der Abteilung Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung im damaligen ÖSTAT 
(Alfred Franz). (Forschungsauftrag des Bundesministeri-
ums für Finanzen in der Regierung Kreisky I). Ein „auf-
gabenorientierter Finanzausgleich“ sollte dadurch vor-
bereitet werden. Doch die „ebenen-orientierten“ Kräfte 
erwiesen sich in der Praxis als stärker. In den Jahrzehnten 
seither konstatieren IFIP-Mitarbeiter nach gründlichen 
Folgestudien immer wieder die erstaunliche Konstanz 
der Finanzausgleichsergebnisse. Sie zeigen mit von Pro-
jekt zu Projekt zunehmender Klarheit die für den Staats-
zusammenhalt wesentlichen ausgleichenden Wirkungen 
zwischen den drei Ebenen Bund, Länder und Gemein-
den, zwischen den zu Großregionen gruppierbaren Län-
dern und den unterschiedlichen Gruppierungen von Ge-
meinden. Sie erkennen aber auch, dass das System FAG 
Spielräume für die starke Dynamik der Siedlungs- und 
Wirtschaftsentwicklung in der Zweiten Republik belässt, 
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die überwiegend nicht schlecht bis ziemlich gut genutz t 
werden. Möglichkeiten zu Verbesserungen zugunsten 
effi  zienterer Aufgabeerfüllung, von  mehr Verteilungsge-
rechtigkeit und höherer ökologischer Verträglichkeit des 
Siedlungsgefüges und der Wirtschaft sind freilich immer 
vorhanden.

- In „Subjektive Unsicherheit als Gegenstand staatlicher 
Intervention“ (1981) zeigt W. Schönbäck, dass die großen 
Lebensrisiken Krankheit, Unfall, Erwerbslosigkeit und 
Erwerbsunfähigkeit im Alter durch private Versicherun-
gen ohne Staatsintervention nicht zufriedenstellend fi -
nanziell bewältigt werden können. In Österreich mit sei-
nen seit vielen Jahrzenten aufgebauten parafi skalischen 
Versicherungsmonopolen je Region bzw. Berufsstand hat 
diese Erkenntnis niemand überrascht. In den USA reifte 
diese Erkenntnis schon früher (K. J. Arrow 1963), setz te 
sich allerdings sehr zögerlich durch. Erst Governeur Mitt  
Romney setz t 2003 bis 2007 in Massachusett s die Versi-
cherungspfl icht und öff entliche Finanzierung des Ge-
sundheitswesens durch, gefolgt von Präsident Obama auf 
Bundesebene, wo es als Jahrhundertwerk gilt, weil davor 
viele Präsidenten an der Umsetz ung dieses – aus europä-
ischer Sicht selbstverständlichen - Reformziel scheiterten.

- „Der Wohlfahrtsstaat von morgen - Entwurf eines zeit-
gemäßen Musters staatlicher Intervention“ (1982): Egon 
Matz ner zeigt in diesem Buch, unter Mitwirkung eines 
Teams von Mitautoren aus dem IFIP (u. a. Wolfgang 
Blaas und G. Rüsch) sowie von außerhalb (darunter Gün-
ter Scheer, später einer der Begründer der endogenen 
Regionalentwicklung sowie Berater für Regionalentwick-
lung und Unternehmenskooperationen), die Errungen-
schaften und Mängel des im vorangehenden „sozialde-
mokratischen Reform-Jahrzehnt“ in off ensivem Ausbau 
begriff enen Wohlfahrtsstaates auf. Er entwirft Leitlinien 
für die Zukunft, die heute ungeahnte Aktualität aufwei-
sen. Ein Kernkonzept sind Sanktionen und Anreize, um 
zu verhindern, dass dezentrale Einzelentscheidungen 
privater Haushalte und Unternehmungen unter Bedin-
gungen kurzfristiger Nutz enmaximierung und von un-
kontrolliertem Wett bewerb zu sub-optimalen Ergebnis-
sen führen, wenn sich Akteure im „Gefangenendilemma“ 
befi nden, was verbreitet der Fall ist.

- Von G. Rüsch wird, unter Mitwirkung u. a. von Gabrie-
le Boyer (verh. Berger), Christoph Schremmer und W. 
Schönbäck sowie in kritischer Auseinandersetz ung mit 
den schon genannten Innsbrucker Finanzwissenschaft-
lern, das Konzept einer regionalisierten Aufb ringungs-/
Zuteilungs-Rechnung der öff entlichen Finanzen für ein 
Bundesland zur Ermitt lung von dessen Stellung im öf-
fentlichen Mitt elverbund entwickelt (insgesamt entweder 
ein Nett ozu- oder -abfl uss an Mitt eln). Zunächst wird es 
für einzelne Bundesländer angewandt, allen voran Vor-
arlberg (1979), um herauszufi nden, ob dieses Bundesland 
„steuerlich ausgebeutet“ wird, wie eine Bürgerinitiative 
behauptet. Sodann wird es für Steiermark (1982) und 
schließlich, von G. Rüsch methodisch verfeinert, für alle 
neun Bundesländer angewandt (1988). 1999 lässt Wien 
separat seine Stellung von einem IFIP-Team erkunden, 
bestehend aus Michael Eder, Christian Heschtera, Stefan 
Faßbender (verh. Pech), Stefan Ohmacht, Martin Schnei-

der, Lena Sieber (verh. Fröschl), Claudia Stoiss (verh. 
Bichler) und W. Schönbäck.

- Mit der Studie „Aufgabenorientierte Gemeindefi nanzie-
rung in Österreich: Befunde und Optionen“ (2002) von 
J. Bröthaler, L. Sieber, W. Schönbäck. Alexander Maimer 
und H. Bauer wird eine gründliche Analyse der Gemein-
debudgets vorgelegt. Vor dem Hintergrund der Auftei-
lung der öff entlichen Aufgaben auf unterschiedlichen 
Ebenen der Gebietskörperschaften wird der über Jahr-
zehnte erstaunlich stabile fi nanzielle Ausgleich zwischen 
gut und schlecht entwickelten Gemeinden und Regionen 
Österreichs belegt und Vorschläge für die Finanzaus-
gleichsverhandlungen entwickelt.

- In „Österreichs Gemeinden im Netz  der fi nanziellen 
Transfers: Steuerung, Förderung, Belastung“ (2006) 
durchleuchten J. Bröthaler, H. Bauer und W. Schönbäck 
gemeinsam eines der dichtesten und bestbewachten 
Dschungelgebiete Österreichs. „Wir haben die Verfl ech-
tung dargestellt, die Entfl echtung gefordert, aber damals 
noch keine Reformvorschläge vorgelegt“, resümiert J. 
Bröthaler sechs Jahre nach dem Erscheinen den Inhalt des 
meistz itierten jüngeren fi nanzwissenschaftlichen Werks 
des IFIP.

- Eine Kooperation zwischen Margit Schratz enstaller und 
Daniela Kletz an vom Österreichischen Institut für Wirt-
schaftsforschung mit der IFIP-Arbeitsgruppe W. Schön-
bäck, L. Fröschl, Gerlinde Gutheil und J. Bröthaler führt 
zu interessanten Erkenntnissen über die Nachhaltigkeit 
des österreichischen Finanzausgleichs im allgemeinen 
(WIFO-Monographien 12/2005) und der des horizontalen 
Finanzausgleichs im Lichte der Siedlungsentwicklung im 
besonderen (WIFO-Monatsbericht 2/2007).

- Mit zwei Studien liefert das IFIP gemeinsam mit dem 
Fachbereich für Stadt- und Regionalforschung (SRF) Bei-
träge zu einer aktuellen steuerpolitischen Debatt e:
(1) Empirische Umsetz ung einer Grundsteuer-Reform – 
Szenarien einer Quantifi zierung der Bemessungsgrund-
lagen und des resultierenden Grundsteueraufk ommens 
bei einer Reform der Grundsteuer in Österreich (2009), J. 
Bröthaler (IFIP), W. Feilmayr (SRF) Auftraggeber: Öster-
reichischer Städtebund.
(2) Eff ekte einer Grundsteuer-Reform für die Stadt Wien: 
Vergleich der bestehenden Grundsteuerlasten der Grund-
buchkörper in Wien mit dem potenziellen Grundsteuer-
aufk ommen bei einer Reform der Grundsteuer in Öster-
reich (2010), J. Bröthaler (IFIP), W. Feilmayr (SRF), Auf-
traggeber: Magistrat der Stadt Wien, MA 5 Finanzwesen.

- In einer Kooperation zwischen TU Wien (IFIP: J. Brötha-
ler, M. Getz ner), KDZ – Zentrum für Verwaltungsfor-
schung, WIFO – Österreichisches Institut für Wirtschafts-
forschung und IHS – Institut für höhere Studien werden 
im Auftrag des Bundesministeriums für Finanzen grund-
legende Reformoptionen und -strategien des Finanzaus-
gleichs untersucht, sodann speziell bei Transfers und Ko-
stentragungen und hinsichtlich verstärkter Aufgabenori-
entierung vertieft (2010).

- Im Auftrag des Magistrats der Stadt Wien untersuchen je 
zwei Forscher des IFIP (J. Bröthaler, G. Gutheil) und des 



Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector     Vol. 38 (2-3) 201210

W. Schönbäck

WIFO (Peter Mayerhofer, Stefan Schönfelder) gemeinsam 
fi skalische Wirkungen von Stadtentwicklungsprojekten 
(2011)

Neben den genannten fi nanzwissenschaftlichen Arbeiten sol-
len noch Arbeiten von Wolfgang Blaas, Egon Matz ner und 
Forschungspartnern zur Wirtschaftspolitik beispielhaft ange-
führt werden. Beide bauen, bei stark internationalen Bezü-
gen, auf postkeynesianischen Konzepten und solchen der 
institutionellen Ökonomie auf, mit fortschreitenden Jahren 
in immer stärkerem Kontext der EU, ihrer Osterweiterung 
und der Globalisierung. Zu den hauptsächlichen Arbeiten  
zählen:

- W. Blaas, Institutional Analysis of Stagfl ation (1982).
- W. Blaas, Stabilisierungspolitik - Zur politischen Öko-

nomie marktwirtschaftlicher Instabilität (1984).
- W. Blaas, J. Foster (Hg.), Mixed Economies in Europe. 

An Evolutionary Perspective on their Emergence, 
Transition and Regulation (1992). Edward Elgar, Al-
dershot.

- E. Matz ner, Hg. gem. mit J. Kregel und G. Grabher 
(1992), The Market Shock. An Agenda for the Socio-
Economic Reconstruction of Central and Eastern 
Europe. University of Michigan Press, Ann Arbor 
1992, 2. Aufl age 1994. Deutsche Ausgabe: Der Markt-
Schock, Sigma Verlag (erschienen in Bulgarisch (1994), 
Rumänisch (1995) und Ungarisch (1995).

- Matz ner, E., Hrsg. gem. mit M. Perczynski und J. 
Kregel (1994), After the Market Shock. Central and 
East-European Economies in Transition, Dartmouth, 
Aldershot.

- W. Blaas, J. Becker (Hg., 2007), Strategic Arena Switch-
ing in International Trade Negotiations, Ashgate, Al-
dershot.

5.2.  Infrastrukturökonomie und -politik
Dem Gründungsauftrag des Instituts entsprechend, wird der 
besonders raumrelevante Infrastrukturbereich Verkehr zu 
einem Forschungsschwerpunkt ausgebaut. Darüber hinaus 
werden in den Bereichen Wasserversorgung, Abwasser- und 
Abfallbeseitigung, Energiebereitstellung (vor allem durch 
Wasserkraft und Biomasse) zahlreiche, über Sozial- und Ge-
sundheitsdienste vereinzelt Forschungsprojekte durchge-
führt.

- In „Theorie und Technik der Planung. Planungsinstru-
mente und Planungssysteme im öff entlichen Sektor“ 
(1978) stellen Wolfgang Blaas und Peter Henseler Per-
spektiven und grundlegende Arbeitsmethoden staatli-
cher Planung in einem viele Jahre hindurch als Lehrbuch 
verwendetem Werk dar. Peter Henseler trägt zum 7. 
Österreichischen Juristentag die Grundlagenarbeit „Ko-
sten-Nutz en-Analyse in der Gesetz gebung“ (1979) bei.

- In „Gesundheit im gesellschaftlichen Konfl ikt“ (Hrsg. W. 
Schönbäck, 1980) wird die geraff te und vertiefte Fassung 
der in den 1970er Jahren am Institut für Höhere Studi-
en durchgeführten zweibändigen „Systemanalyse des 
Gesundheitswesens in Österreich“ (Hrsg. W. Schönbäck, 

zwei Bände, 2. durchgesehene Aufl age, 1978) in einem 
medizinischen Fachverlag veröff entlicht. Grundlegende 
Beiträge zu dieser multidisziplinären Studie über Ge-
sundheit und Krankheit im Spätkapitalismus stammen 
unter anderen von Politikwissenschaftlern [allen voran 
Frieder Naschold († 1999) sowie Wolfgang Karner und 
Helmut Winterberger], Ärzten (u. a. Ernst Berger, Heinz 
Katschnig, Werner Vogt), Umweltwissenschaftler (u. a. 
Bernd Lötsch, Peter Weish), Soziologen [Rudolf Forster, 
Silvio Lehmann, Peter Novak (Ulm), Jürgen M. Pelikan, 
Rupprecht Thorbecke (Bielefeld) sowie dem Sozialkyber-
netiker Peter Fleißner (Institut für Höhere Studien, später 
TU Wien). Von den zahlreichen Beiträgen zur Systemana-
lyse sei stellvertretend jener von Peter Kreisky († 2010) 
über „Gesundheitssicherung als Problem des politisch-
administrativen Systems“ in Erinnerung an ihn hervor-
gehoben.

- Ein Konsortium von dreizehn Bauunternehmungen Eu-
ropas unter Federführung von ILF Ingenieurbüro Lässer-
Feizlmayr (Innsbruck – München) führt eine Machbar-
keitsstudie des Brenner-Eisenbahn-Basistunnels durch 
(1986). Zwei IFIP-Mitarbeiter tragen dazu die erste echte 
Kosten-Nutz en-Analyse über Varianten des geplanten 
Brenner-Eisenbahntunnels bei, zum Unterschied von 
Vorläufer-Studien aber auf Basis eines expliziten Pla-
nungsnullfalls (Wilfried Schönbäck, Stefan Winkelbauer, 
Betriebs- und volkswirtschaftliche Rentabilität eines Bren-
nerbasistunnels, Girozentrale Quartalshefte, IV/1990). 
Für das Szenario mit Neuer Schweizer Alpentransversale 
(NEAT) und massiver Verlagerung von brennerqueren-
dem Güterverkehr dorthin wird ein realer interner volks-
wirtschaftlicher Zinssatz  von knapp 3 % prognostiziert. 
Für das Szenario ohne NEAT und mit zusätz lichen ver-
kehrspolitischen Maßnahmen in Deutschland, Österreich 
und Italien massiv zugunsten der Bahn werden rund 6 
% prognostiziert. Beim Bauen waren die Schweiz schnel-
ler als Österreich, was die Finanzierung der NEAT we-
sentlich erleichtert.  Das Umgekehrte gilt für den Bau des 
Brennertunnels.
Bei Bewertungen von Straßenbauprojekten ist man in 
Österreich damals methodisch schon weiter, nicht zuletz t 
dank der 1979 veröff entlichten Kosten-Nutz en-Analyse 
Alexander van der Bellens über den bereits betriebenen 
Arlberg-Straßentunnel. Auch mit den Investitionen kam 
man rascher voran als bei der Bahn.

- Anfangs als Partner von Arthur D. Litt le (u. a. neben ei-
nem Team unter der Leitung von Peter Faller), danach 
eigenständig, erstellt ein IFIP-Team, verstärkt durch Ver-
kehrsplaner (insbesondere Max Herry und Sepp Snizek) 
Prognose- und Bewertungsmodelle über eine Reihe von 
Hochleistungs-Eisenbahnprojekten im Auftrag der ÖBB 
(1986-89). Ergebnisse in W. Schönbäck, J. Bröthaler und 
S. Winkelbauer, The „New Railway“ Concept in Austria, 
Journal of Transport Economics and Policy, 24 (2), 1990).

- (Re-)Organisation von Verkehrsverbünden und öko-
nomische Bewertung von Verkehrsprojekten: Zuerst 
G. Rüsch (aufb auend auf seinem Buch „Zur Theorie 
der Verkehrsplanung“, 1981) , später S. Winkelbauer 
(„Kosten-Nutz en-Analyse in der Verkehrspolitik“, 1996) 
und Christian Heschtera („Verkehrsverbünde und andere 



Vol. 38 (2-3) 2012     Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector 11

40 Jahre IFIP - Rückblick und Ausblick

Kooperationen im ÖPNV Österreichs“, 1994) - und mit 
ihnen zahlreiche andere IFIP-Mitarbeiter/innen (unter 
ihnen Martin Reishofer, Sabine Mayer, Stefan Ohmacht, 
Thomas Titz ) - führen aufwändige Analysen des kom-
plexen institutionellen Gefl echts und der Leistungen und 
Finanzierung der Verkehrsverbünde und Verkehrsun-
ternehmungen und deren öff entliche Förderungen durch, 
weiters volks- und regionalwirtschaftliche Bewertungen 
zahlreicher verkehrspolitischer Maßnahmen.

- Im Auftrag der acht Bundesländern ohne Wien erforscht 
ein IFIP-Team 1992–94 unter Mitwirkung von Wolfgang 
Hanko († 2011), S. Mayer, M. Reishofer und S. Winkel-
bauer, verstärkt durch Hans Georg Ruppe und Bernd-
Christian Funk, effi  zienzfördernde Möglichkeiten zur 
„Neuordnung der Kompetenzen und Finanzierung im 
Verkehrswesen Österreichs“ (Leiter und Hrsg. W. Schön-
bäck, 1994). 1993 wird von einem IFIP-Team für den Ma-
gistrat der Stadt Wien ein Verkehrsfi nanzierungskonzept 
erarbeitet. Im gleichen Jahr wird (im Auftrag der Arbei-
terkammer) die Studie „Kosten und Finanzierung des 
ÖPNV in Wien – Ausgewählte Befunde und Optionen zur 
Umsetz ung des Wiener Verkehrskonzepts“ vom gleichen 
IFIP-Team zuzüglich Thomas Titz  erarbeitet und veröf-
fentlicht (1994, Hrsg. W. Schönbäck).

- Mehrere IFIP-Mitarbeiter werden von Auftraggebern für 
Forschungsprojekte mit ihren Reformvorschlägen beim 
Wort genommen - und abgeworben: G. Rüsch 1991 vom 
Land Steiermark, C. Heschtera 2000 vom Land Kärnten, 
beide zum Aufb au und zur Leitung des dortigen Ver-
kehrsverbundes; S. Winkelbauer 2000 von der Postbus 
AG vor allem für die Pfl ege der Geschäftsbeziehungen zu 
den Verkehrsverbünden. Auch T. Titz  wird von der Pra-
xis angezogen und wechselt 1997 zur Wiener Bebauungs-
planung. W. Schönbäck als Leiter dieser Gruppe setz t die 
verkehrsökonomischen Forschungsarbeiten mit starkem 
Politikbezug durch Einbeziehung junger Kräfte fort, ins-
besondere mit Helmut Wernhart (der 2003 in die Gasnetz -
planung wechselt), Bernhard Beschorner (wechselt 2006 
in die ÖBB und wird im Bereich Personenverkehr tätig), 
Leopold Schefcik (wechselt 2009 in den Rechnungshof 
zur Kontrolle von Verkehrsangelegenheiten), Gernot Hai-
der (wechselt 2008 in das Amt der OOE Landesregierung 
für Aufgaben der Verkehrsplanung) und anderen.

- Exkurs: Viele IFIP-Reformvorschläge für die Gestaltung 
der Aufgaben der Gebietskörperschaften hinsichtlich des 
öff entlichen Personennah- und Regionalverkehrs und der 
Verkehrsverbünde in den 1990er Jahren stoßen zunächst 
auf Skepsis bis Ablehnung in der Praxis, insbesondere 
die vorgeschlagene Verlagerung besser dezentral erfüll-
barer Bundesaufgaben an die Länder (und Gemeinden) 
wegen deren größerer Nähe zu den Nachfragen und zum 
Zweck der engeren Verkoppelung von Nutz nießerkrei-
sen mit Bestell- und Kostenverantwortlichen. Auch der 
Vorschlag, die intransparente – weil den Leistungen nicht 
zuordenbare -und kostentreibende „Bestellung von Ver-
kehrstarifen“ durch den Bund bei den Verkehrsunterneh-
mungen durch Leistungsbestellungen zu ersetz en, prallte 
lange Zeit am Lobbyismus der Nutz nießer des alten Sy-
stems ab. Im Gesetz  zur Einleitung dieser Reformen, dem 
Bundesgesetz  über die Ordnung des öff entlichen Perso-

nennah- und Regionalverkehrs (Öff entlicher Personen-
nah- und Regionalverkehrsgesetz  1999 - ÖPNRV-G 1999) 
wurden wichtige Neuerungen eingeleitet, aber viele Jahre 
haperte es mit der Umsetz ung und der Verstärkung der 
Maßnahmen in die oben angedeutete Richtung. Immer-
hin gelang 2003/04 die Umstellung der Grund- und Fi-
nanzierungsverträge, die die Deckelung und Valorisie-
rung der Bundesbeiträge zum ÖPNRV vorsehen. Letz tere 
wurde vom IFIP immer für notwendig angesehen, sollte 
die anhaltende Kostensteigerung auf Bundesebene ein-
gebremst und die Rolle der Länder im ÖPNRV auf Ba-
sis von Leistungsbestellungen gestärkt werden. Doch 
weitergehende Reformen waren jahrelang nicht möglich 
ohne weitere Anstöße. Dies kamen dann: durch massi-
ve Kritik aus dem Rechnungshof einerseits und die EU-
Verordnung 1370/2007 andererseits, die am 3. 12. 2009 in 
Kraft getreten ist. Die Verordnung zielt darauf ab, den 
Wett bewerb im öff entlich bestellten Verkehr zu stärken. 
Öff entliche Verkehrsdienste sollen demnach grundsätz -
lich im Rahmen einer Ausschreibung vergeben werden. 
Jedoch erlauben diverse Ausnahmen auch eine Direkt-
vergabe an Verkehrsunternehmen (laut Städtebund ein 
„erträglicher Kompromiss mit Schönheitsfehlern“). Erst 
diese Impulse bewirkten, dass schließlich im Februar 
2011 neue Verkehrsdienstverträge mit den ÖBB und im 
Oktober 2011 auch mit den Privatbahnen abgeschlossen 
werden konnten, durch die die Umstellung von Tarifb e-
stellungen auf Leistungsbestellungen realisiert werden 
kann – rund ein Jahrzehnt nach der Gesetz werdung die-
ser Konzepte. Dieser lange Diskussionsbedarf zeigt, dass 
die IFIP-Reformvorschläge in den 1990er Jahren ihrer Zeit 
voraus, aber in mancher Hinsicht noch nicht voll ausge-
goren waren.

- Internationaler Vergleich der Siedlungswasserwirtschaft: 
W. Schönbäck, G. Oppolzer (verh. Gutheil) (IFIP) sowie 
R. Andreas Kraemer und Wenke Hansen, Nadine Herb-
ke (Ecologic – Institut für Internationale und Europäische 
Umweltpolitik (2003): In dieser Studie wird die Aufgabe 
verfolgt, fünf äußerst unterschiedlich organisierte Lan-
dessysteme der Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung, nämlich jene von Österreich, Frankreich, England 
und Wales sowie von Deutschland und den Niederlan-
den, umfassend zu analysieren und vergleichend zu 
beurteilen. Dabei wird insbesondere untersucht, welche 
Zusammenhänge zwischen natürlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen, Unternehmensstrukturen, Wasser- 
und Leistungsqualität, Kosten- und Tarifstruktur, Gewäs-
serschutz  und Kundenzufriedenheit bestehen, und inwie-
fern spezifi sche Stärken in einem Bereich Schwächen in 
anderen Bereichen gegenüberstehen. Im abschließenden 
Kapitel werden Schlussfolgerungen und Handlungsper-
spektiven im Hinblick auf die österreichische Situation 
skizziert. Durch die empirisch gestütz te Systemanalyse 
soll dazu beigetragen werden, die aktuelle politische Dis-
kussion über den Reformbedarf in der österreichischen 
kommunalen Siedlungswasserwirtschaft auf wissen-
schaftlich fundierte Grundlagen zu stellen. Veröff entlicht 
ist die Studie in der Reihe Informationen zur Umweltpo-
litik, Nr. 153, Band 1-5, Bundeskammer für Arbeiter und 
Angestellte (Hrsg.), Wien (2003).
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- Regionalwirtschaftliche und stadtstrukturelle Wirkungen 
des U-Bahn-Ausbaus in Wien (2006): Die ökonomischen 
Wirkungen des U-Bahn-Ausbaus werden in drei Dimen-
sionen (und Projektabschnitt en) beurteilt: a) Wertschöp-
fungs- und Beschäftigungseff ekte des U-Bahn-Baus und 
-Betriebs (ex post), b) die Wirkungen des U-Bahn-Aus-
baus auf den Wiener Immobilienmarkt, Schwerpunkt 
Bodenpreis (ex post), c) U-Bahn-induzierte städtische 
Entwicklungsimpulse (ex post und ex ante) anhand von 
vier Fallstudien: Brigitt enau / Millenium City, Zentrum 
Floridsdorf, Erdberger Mais, Flugfeld Aspern. Eff ekte 
auf und Verschiebungen der Standorthierarchie in Wien 
werden aufgezeigt. Angewandte Methoden und Modelle: 
Teil (a): Input-/Output Analyse, IFIP-Simulationsmodell 
des Österreichischen Finanzausgleichs (SIMFAG); Teil 
(b): Hedonisches Preismodell; GIS; Teil Verkehrssimula-
tion (ÖIR-Verkehrsmodell), Szenarientechnik, Kleinräu-
mige Korrelationsanalysen. W. Schönbäck (Projektleiter), 
G. Gutheil, B. Beschorner, R. Wieser, in Zusammenarbeit 
mit R. Deußner, Österreichisches Institut für Raumpla-
nung (ÖIR).

- Lärmschutz maßnahmen – Kosten – Wirksamkeit – Nut-
zen, W. Schönbäck (Projektleiter), L. Schefcik (Hauptsach-
bearbeiter), R. Pierrard, R. Peska, J. Lang (letz tere Konsu-
lentin). Auftraggeber: Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; Abteilung 
V/5, Verkehr, Mobilität, Siedlungswesen, Lärm. (Wien 
2007). Im Rahmen dieses Projektes werden die Grundla-
gen für eine standardisierte Methode zur Ermitt lung der 
Kosten, der Wirkung und des volkswirtschaftlichen Nut-
zens von Lärmminderungsmaßnahmen in Österreich, wie 
von der österreichischen Bundes-Umgebungslärmschutz -
verordnung (Bundes-LärmV) und der europäischen Um-
gebungslärmrichtlinie (2002/49/EG ) gefordert, erarbeitet.

5.3.  Ressourcen- und Umweltökonomie
- Nationalpark Donauauen: Kosten-Nutz en-Analyse (1994, 

überarbeitet veröff entlicht 1997): W. Schönbäck, Michael 
Kosz (verh. Getz ner) und Thomas Madreiter, unterziehen 
ausgewählte Varianten eines Nationalparks im Donau-
abschnitt  östlich von Wien einer Kosten-Nutz en-Analyse 
(KNA). Im Zentrum stehen die Energieerzeugung in Flus-
skraftwerken, Flussbau (Sohlestabilisierung), Grund- und 
Trinkwasserreserven, Güterschiff fahrt, die Land-, Forst-, 
Jagd- und Fischereiwirtschaft sowie der Nutz en der Be-
sucher/innen (Zahlungsbereitschaft) für unbeeinträchtig-
te Augebiete (Artenschutz ). Die Variante mit der - unter 
bestimmten Bedingungen - höchsten volkswirtschaftli-
chen Rentabilität wird bald Jahre nach Abgabe des For-
schungsberichts (1994) zum Nationalpark erklärt (1996). 
Dies hindert Bernd Lötsch, Biologe und Kämpfer für den 
Nationalpark nicht, die Studie abzulehnen, da sich Na-
turgüter der ökonomischen Bewertung entz ögen. Dabei 
hat sie für das IFIP-Team in methodischer Hinsicht ge-
radezu paradigmatische Bedeutung: Zusammen mit dem 
Beitrag von Anton Hlava (1987 bis 1989 IFIP, danach bis 
1999 im Österreichischen Institut für Raumplanung) über 
die Wertschöpfungs- und Beschäftigungseff ekte sowie 
fi skalischen Eff ekte der Nationalpark-Varianten ist diese 

Arbeit der anschaulichste Prototyp der im IFIP entwickel-
ten hierarchischen Wirtschaftlichkeitsanalyse.
Im IFIP versteht man darunter eine Bewertungsmetho-
de, in der neben, und komplementär verbunden mit, ei-
ner KNA auch andere Bewertungsmethoden angewandt 
werden. Bestgeeignet dafür sind Kosten- Wirksamkeits-
Analyse (KWA; unverzichtbare Vorstufe jeder KNA, so 
auch in dieser Studie), Nutz wertanalyse (NWA; überall 
dort relevant, wo wesentliche Eingangsgrößen nicht oder 
nur stritt ig monetär bewertbar sind; in dieser Studie nicht 
durchgeführt) und Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
rechnung (WeBeR) sowie Zahlungsbilanzanalyse (ZBA) 
und fi skalische Wirkungsanalyse (FWA) (der Budgets 
der betroff enen öff entlichen Körperschaften). In fl exib-
ler Weise können diese Bewertungsmethoden miteinan-
der kombiniert werden und dadurch die umfassendsten 
Ergebnisse erzielt werden. Dabei kann freilich auf eine 
Prioritätenreihung („Hierarchisierung“) der Ziele, je nach 
Konjunktur- und Wachstumsaussichten sowie energie-, 
verkehr- und umweltpolitischen Aussichten, verteilungs-
politischen Zielen und anderen Gesichtspunkten, nicht 
verzichtet werden.
Merksatz , gewonnen aus teilnehmender Beobachtung: 
Wird von einem Projektwerber ohne Kenntnis der vor-
aussichtlichen volkswirtschaftlichen Rentabilität des 
Projekts nur eine NWA und/oder KWA bestellt, obwohl 
infolge plausibler Möglichkeiten zur Monetarisierung 
der in der KWA erfassten Projektwirkungen auch eine 
KNA durchgeführt werden könnte, wird zumeist die Ab-
sicht verfolgt, die volkswirtschaftliche Rentabilität eines 
Projekts zu verschleiern oder zumindest nicht zu thema-
tisieren. Dies ist bedauerlich, denn hierarchische Wirt-
schaftlichkeitsanalysen sind, bei aller Bescheidenheit des 
Vortragenden, die Krönung der rationalen überbetrieb-
lichen Planung wirtschaftlicher Aktivitäten, zumal sie 
immer auch auf betriebswirtschaftliche Analyse und Pla-
nung des betreff enden Projekts aufgebaut werden muss. 
Hilfreich gegen politisch-bürokratische Vorprägung von 
Projektkonzepten (z. B. durch Vorgabe der zu untersu-
chenden Varianten u. a.) und/ oder monotechnische Welt-
bilder der Projektwerber ist die Kontrolle der Prognosen 
des Mengen- und Wertgerüsts durch Bürgerbeteiligung.
Die methodologische Darstellung von großen Teilen der 
hierarchischen Wirtschaftlichkeitsanalyse in zwei Aufsät-
zen: Schönbäck, W., Winkelbauer, S. (1991), Kosten-Nut-
zen-Untersuchungen in der Budgetpraxis; in: Gantner, 
M. (Hrsg.), Handbuch des öff entlichen Haushaltswesens, 
Verlag Manz, Wien, S. 221-242 sowie Schönbäck, W., 
Bröthaler, J. (2002), Zur „Umwegrentabilität“ öff entlicher 
Ausgaben - Konzepte und Methoden zur Messung der 
überbetrieblichen Wirkungen staatlicher Aktivitäten; in: 
Theurl, E. , Winner, H. , Sausgruber, R. (Hrsg.), Kompen-
dium der österreichischen Finanzpolitik, Springer Verlag, 
Wien, New York, 2002, S. 597 - 648.

- „Wärmedämmung: Rentabilität, Beschäftigungseff ekt, 
Klimaschutz “ (1996) wird das zweite gemeinsame Buch, 
das W. Schönbäck mit dem jungen damaligen Assistenten 
Michael Kosz (verh. Getz ner), seinem späterer Nachfol-
ger als Fachbereichsleiter, sowie einem zweiten jungen 
Assistenten, dem späteren Leiter der MA 18 in Wien, 
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Thomas Madreiter durchführt und bei Springer veröf-
fentlicht. Der Auftraggeber, die „Gemeinschaft Dämm-
stoff  Industrie“, präsentiert die Studie auf Messen werbe-
mäßig als Wertpapier. WIFO-Mitarbeiter preisen sie  - der 
Dank dafür sei hier bekundet -als Grundlegung der Idee, 
energie-, umwelt-, wohnungs- und beschäftigungspoli-
tische Ziele gleichzeitig erreichen zu können. Dennoch 
entwickelt sich die thermische Sanierung des Altgebäu-
debestands zunächst, wie davor, eher zögerlich. Erst die 
jüngeren Preissignale an den Energiemärkten, begleitet 
von der Normsetz ung durch die Richtlinie Nr. 6 „Ener-
gieeinsparung und Wärmeschutz “ des Österreichischen 
Instituts für Bautechnik aus 2007 (aktuell 2011) entfalten 
größere Überzeugungskraft, unterstütz t durch fi nanzielle 
Förderungen durch die öff entliche Hand, auch wenn die-
se durch massiven Lobbyismus verzerrt ist.

- Funk, B.-C., Fänerich, I, Schönbäck, W., Stoiss, C. (2001), 
Das Mineralrohstoff gesetz  1999 aus rechtswissenschaftli-
cher, ökonomischer und raumordnungspolitischer Sicht, 
Juristische Schriftenreihe Band 169, Verlag Österreich, 
Wien

- Bewertung abfallwirtschaftlicher Maßnahmen mit dem 
Ziel der nachsorgefreien Deponie (2000) (Brunner, P. H., 
Eder, M., Pierrard, R., Pech, S. (geb. Faßbender), Prinz, 
C. (IFIP-Team) gemeinsam mit AWS (Institut für Was-
sergüte und Abfallwirtschaft der TU Wien, Abteilung 
Abfallwirtschaft) und GUA – Gesellschaft für Umwelt-
freundliche Abfallbehandlung GmbH. Ziel des vom IFIP 
zu erarbeitenden Teils der Studie war, mit Hilfe der KNA 
und anderer Bewertungsmethoden der Frage nachzuge-
hen, ob ein Mehraufwand für technisch anspruchsvolle 
Abfallbehandlung (unter Berücksichtigung der externen 
Eff ekte) auf extrem lange Sicht volkswirtschaftlich gün-
stiger oder weniger günstig ist als der Sanierungs- und 
Ausgleichsaufwand für Deponien mit wenig oder nicht 
vorbehandelten Abfällen. Veröff entlicht unter:
Brunner, P. H., Döberl, G., Eder, M., Frühwirth, W., Hu-
ber, R., Hutt erer, H., Pierrard, R., Schönbäck, W., Wögin-
ger, H. (2001), Bewertung abfallwirtschaftlicher Maß-
nahmen mit dem Ziel der nachsorgefreien Deponie (BE-
WEND), Monographien des Umweltbundesamtes, Band 
149, Wien.
Döberl, G., Huber, R., Brunner, P. H., Eder, M., Pierrard, 
R., Schönbäck,  Frühwirth, W., Hutt erer, H. (2002), Long-
Term Assessment of Waste Management Options – a 
New, Integrated and Goal-Oriented Approach, in: Waste 
Management and Research, 4/2002, pp. 311–327.

- DANUBS - Nutrient Management in the Danube Basin 
and its Impact on the Black Sea (Gesamtprojektleitung: H. 
Kroiss, Institut für Wassergüte und Abfallwirtschaft der 
TU Wien; Auftraggeber Europäische Kommission. Pro-
jekt im 5. Rahmenprogramm.). Schönbäck, W. (IFIP-Pro-
jektleiter), Blaas, W., Fassbender, S. (verh. Pech), Pierrard, 
R. et al.
Misswirtschaft von Nährstoff en im Donau Einzugsgebiet 
hat zu bedeutenden ökologischen Problemen im Bereich 
des Schwarzen Meeres und der einzelnen Staaten im 
Einzugsgebiet geführt, wie beispielsweise Eutrophier-
ung und Verschlechterung der Wasserqualität von Ober-

fl ächen- und Grundwasser. Diese Probleme sind direkt 
mit sozialen und ökonomischen Eff ekten in den einzel-
nen Sektoren, wie Fischerei, Landwirtschaft, Industrie 
und Abwasserwirtschaft, verbunden. Um eine ökologisch 
verträgliche Bewirtschaftung der Nährstoff ströme zu erz-
ielen, ist eine interdisziplinär angelegte Analyse der Prob-
lemstellung von ausschlaggebender Bedeutung. Das IFIP 
ist im Rahmen des daNUbs Projektes mit der Analyse und 
Bewertung von verschiedenen Bewirtschaftungsstrat-
egien befasst. Der IFIP-Beitrag in Kurzform fi ndet sich in 
dem Artikel: Fröschl, L., Pierrard, R., Schönbäck (2008), 
W., Cost-effi  cient choice of measures in agriculture to re-
duce the nitrogen load fl owing from the Danube River 
into the Black Sea, Ecological Economics 68 (2008) 96-105.

- Ökonomische Bewertung von Grünräumen in Wien, 
Schönbäck, W. (Projektleiter), Peska, R., Schefcik, L., Wi-
eser, R.; Auftraggeber: Magistrat der Stadt Wien (MA18 
- Referat Landschafts- und Freiraumplanung), 2007. 
Grünräume haben, vor allem im urbanen Kontext, oftmals 
Merkmale von öff entlichen Gütern, für die defi nitions-
gemäß kein Markt existiert. Dennoch gelten Grünräume 
auf verschiedenen Ebenen, z.B. als Erholungsraum, als El-
ement des Stadtbildes oder wegen ökologischer Nutz ef-
fekte, als wertvoll. Die Fragestellung dieser Untersuch-
ung lautet: Was ist der Grünraum wert? Um den Wert zu 
ermitt eln, werden verschiedene Methoden angewandt: 
hedonisches Preismodell auf Basis realer Immobilientran-
saktionen, bedingte Bewertung durch Befragungen von 
Nutz ern von Grünräumen, Ermitt lung der Anreisekosten 
(Zugangskosten) von Nutz ern sowie Ermitt lung impli-
zierter Bewertung im Rahmen von politisch-administra-
tiven Entscheidungen zur Erhaltung von Grünräumen 
bzw. zu deren Preisgabe für Zwecke der Bebauung. Die 
ermitt elten Werte werden vergleichend gegenübergestellt 
und unter Vermeidung von Doppelzählungen so weit 
wie möglich zu einem Gesamtwert zusammengefasst. 
Das Ergebnis soll dazu dienen, dass die Stadt Wien über 
die Beibehaltung bestehender Grünräume (Hinnahme 
von Opportunitätskosten) und Investitionen zur Schaf-
fung neuer Grünräume ökonomisch fundiert entscheiden 
kann.

- Ermitt lung der Ökosystemdienstleistungen der Mur 
(Stmk). M. Getz ner, M. Auftraggeber: E.C.O. Institut für 
Ökologie (M. Jungmeier). 2011.

5.4.  Boden- und Immobilienökonomie
- Blaas, W, Rüsch, G., Brezina, B., Doubek, C. (1991), Mehr 

Markt oder mehr Staat im Wohnungswesen? Reform-
perspektiven für die österreichische Wohnungspolitik. 
Wien-Köln, Böhlau (hervorgegangen aus einem 1989/90 
vom BM für wirtschaftliche Angelegenheiten geförderten 
Projekt der Wohnbauforschung).

- Betriebswirtschaftliche Rentabilität und regional-
wirtschaftliche Eff ekte des Internationalen Wirtschafts-
parks Gmünd, Blaas, W. (Projektleiter), Schausberger, B.; 
Auftraggeber: Gesellschaft für Bundesbeteiligungen an 
Industrieanlagen, 1991.
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- Blaas, W., Kramar, H. (1997), Die Entwicklung der Boden-
preise in Wien; in: Kammer für Arbeiter und Angestellte 
für Wien (Hrsg.), Stadtpunkte, Beiträge zur Wiener 
Bodenpolitik, Wien, S. 7–49.

- Organisations- und Finanzierungskonzept für die Err-
ichtung von Gewerbehöfen im dichtverbauten Wiener 
Stadtgebiet unter besonderer Berücksichtigung von vier 
konkreten Beispielstandorten. W. Schönbäck (Projektle-
iter), Ch. Heschtera, H. Pernsteiner, H. Wernhart, S. Mi-
hurko. Konsulenten: W. Blaas, H. Bovenkamp, S. Gruber, 
R. Kratschmann, G. Nidetz ky, B. Ölz, B., Rießland, G. 
Rigler-Rosifk a. Auftraggeber: Gemeinde Wien (MA 21A, 
MA 4, MD-KOB), Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, 
Wirtschaftskammer Wien. Endbericht 5/1998.

- Schönbäck, W., Titz , T. (1997), Perspektiven der Realisier-
ung von Gewerbehöfen im Wiener Stadtgebiet, hrsg. von 
Stadtplanung Wien, Wirtschaftskammer Wien und Wie-
ner Wirtschaftsförderungsfonds. Mitwirkend: Pernstein-
er, H., Heschtera, C.

- ACCESS Wirtschaftspark Gmünd-Ceske Velenice. W. 
Blaas (Projektleiter), S. Mayer. Auftraggeber: Institut für 
Wirtschaftsforschung Halle, Deutschland. Endbericht 
10/1998

- Blaas, W. (2001), Regionale Entwicklung durch Nut-
zung von Unterschieden: Der grenzüberschreitende 
Wirtschaftspark AIP; in: Der Öff entliche Sektor – Forsc-
hungsmemoranden, 27. Jg., Heft 2/2001, S. 29–33.

- Blaas, W., Oppolzer, G., Puchinger, K., Rosenberger, M., 
Zuckerstätt er, R. (2003), Büromarkt und Stadtentwick-
lung. Stadtstrukturelle Wirkungen der Wiener Wirtschaft-
sentwicklung. Reihe: Dokumentation - Erarbeitung STEP 
WIEN 2005, Wien.

- Blaas, W., Kramar, H. (2007), Impulszentren als Instru-
mente der Regionalpolitik, in: Der Öff entliche Sektor – 
Forschungsmemoranden, Jg. 33, Heft 1–2/2007, S. 45–54.

- Mayer, S., Blaas, W. (1998), Technologietransfer – eine 
Chance für Österreich; in: Der Öff entliche Sektor - Forsc-
hungsmemoranden, 24. Jg., Heft 4/1998, S. 1–31.

- Mayer, S., Blaas, W. (2002), Technology Transfer: An 
Opportunity for Small Open Economies; in: Journal of 
Technology Transfer, Vol 27, Issue No. 3, June 2002, pp. 
275–289.

- Bodenpreise in Wien. Wieser, R. (Projektleiter). Auftragge-
ber: Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 2007. 
Die Studie beinhaltet eine Analyse der Wiener Boden-
preise, basierend auf der Wiener Kaufpreissammlung. Es 
wird ein aktuelles Bild der wichtigsten Preisentwicklun-
gen skizziert und die Rolle der wichtigsten Akteure am 
Wiener Bodenmarkt dargestellt. Die Studie wurde 2012 
von G. Gutheil aktualisiert und um eine Darstellung des 
Zinshausmarkts erweitert.

5.5.  Stadt- und Regionalökonomie
- „Regionalökonomische Analysen für Österreich“ (1984): 

W. Blaas, G. Rüsch und W. Schönbäck stellen, als Heraus-

geber, eigene Arbeiten und solche weiterer Autoren wie 
Franz Tödtling, Uwe Schubert und Walter Stöhr, Gerhard 
Palme, Gunther Tichy, M. Gantner, E. Nowotny und C. 
Schremmer vor. Machbarkeits- und Bewertungsstudien 
über geplante regionalpolitisch motivierte Betriebsan-
siedlungen, Unternehmenssanierungen in der Schwer-
industrie, Wirtschafts- und Technologieparks, regionale 
Aktionsprogramme für endogene Regionalentwicklung, 
das Pendlerwesen und anderes werden abgehandelt. 
Darin wird z. B. der Nachweis geführt, dass die Durch-
führung des „Grand Prix von Österreich“ Wertschöp-
fungs- und Beschäftigungseff ekte generiert, die mehr als 
100 Dauerarbeitsplätz en in der obersteirischen Krisen-
region entsprechen und dass davon fi skalisch der Bund 
viel mehr profi tiert als das Land, dessen Subvention 
dafür nicht kompensiert wird. Persistent war diese An-
siedlungsförderung nicht. Dafür klappte die Ansiedlung 
von Betrieben des Magnakonzerns, anderer Automobil-
Zulieferbetriebe und die weitere Entfaltung des enormen 
technologischen Innovationspotenzials der Anstalt für 
Verbrennungskraftmaschinen List, die in komplexem Zu-
sammenwirken den Erfolg der Automobil-Clusterpolitik 
des Landes, politisch getragen vom ehemaligen Wirt-
schaftslandesrat Herbert Paierl, ermöglichten.

- Die Mehrheit der 58 Gemeinden der Planungsregion 
Graz und Graz-Umgebung macht 1995 Druck für einen 
interkommunalen Finanzausgleich als Ergänzung eines 
regionalen Entwicklungsprogramms der Steiermärkisch-
en Landesregierung, durch das naturgemäß Graz und 
zentrale Orte in der Umgebung gestärkt werden sollen. 
Ein IFIP-Team (W. Schönbäck, M. Schneider, S. Winkel-
bauer), verstärkt durch die Rechtswissenschaftler Ben-
jamin Davy, Bernd-Christian-Funk und H. G. Ruppe, 
entwickelt ein dementsprechendes Konzept (1996), emp-
fi ehlt jedoch, es wegen hoher Transaktionen relativ zum 
Umverteilungsvolumen und der Schwächung von An-
siedlungsanreizen in den zentralen Orten nicht umzu-
setz en. Bemerkenswerterweise können die Bürgermeister 
von dieser Argumentation überzeugt werden. Zentraler 
Teil dieser Studie ist die Analyse der Eff ekte der Betriebs- 
und Wohnansiedlungen auf den Gemeindehaushalt (In-
frastrukturkosten, -erlöse und steuerliche Eff ekte) bei 
unterschiedlichen Siedlungsarten, ein Thema im Schnitt -
bereich von Finanzwissenschaft, Infrastrukturökonomie 
und Regionalökonomie, das vom IFIP immer wieder auf-
gegriff en wird. Z. B. untersuchen zwei Diplomanden am 
IFIP, Clemens Horak (2009) und Heribert Fruhauf (2012), 
mit großem Geschick die Kosten der Erschließung unter-
schiedlicher Arten von Siedlungsgebieten. 

- Ein IFIP-Team (J. Bröthaler und G. Gutheil-Knopp-Kirch-
wald) erarbeitet gemeinsam als Partner (u. a. von Emrich 
Consulting) und deutschen Forschungseinrichtungen im 
Auftrag des Amtes der NÖ Landesregierung 2010–2012 
den Niederösterreichischen Infrastrukturkosten-Kalkula-
tor (NIKK). 

- W. Blaas gibt 1998 in Kooperation mit E. Matz ner, Leo van 
der Meer, Gerhard Schimak und Friedrich Schindegger 
“A New Perspective for European Spatial Development 
Policies“ (1998, Ashgate, Aldershot) heraus. W. Blaas und 
Sylvia Pintaris (Wien, später Stadtplanerin mit Europa-
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Dimension in München) untersuchen gemeinsam die 
Regionalisierung in der EU als koevolutionärer Prozeß 
(1998).

- G. Oppolzer (verh. Gutheil) zeigt Marktversagen bei 
komplexen Koordinationserfordernissen bei der Altstadt-
sanierung auf (2000).

- W. Schönbäck und J. Bröthaler zeigen bei der Jahresta-
gung der Österreichischen Gesellschaft für Agrarökono-
mie an der BOKU über „Armut und Reichtum im ländli-
chen Raum“ die Bedeutung des Finanzausgleichs für den 
ländlichen Raum Österreichs (2005). 

- VierJahre nach der 2004 durchgeführten Gründung des 
Departments für Raumentwicklung, Infrastruktur- und 
Umweltplanung gelingt in diesem die erste Fachbereichs-
grenzen systematisch überschreitende Forschungskoop-
eration, nämlich zwischen Alexander Hamedinger, J. 
Bröthaler, Jens Dangschat, Rudolf Giffi  nger, G. Gutheil, 
G. Hauger, Petra Hirschler, Arthur Kanonier, Michael 
Klamer, Hans Kramar und Nina Svanda bei deren im 
Auftrag der ÖROK durchgeführten Untersuchung des 
Handlungsbedarfs und der Steuerungsmöglichkeiten der 
räumlichen Entwicklungen in österreichischen Stadtre-
gionen (veröff entlicht 2009).

- Technologie- und innovationsorientierte Förderungspro-
jekte im Rahmen des Ziel-2-Programms NÖ (2000-2006): 
Bewertung der von den Projekten ausgehenden Eff ekte 
und der regionalwirtschaftlichen Bedeutung der ge-
förderten Betriebe (IFIP-Projekt 2008), J. Bröthaler (Ifi p) 
in Kooperation mit Convelop (S. Pech, M. Gruber), 
Auftraggeber: Convelop - Cooperative knowledge design 
gmbh (Gesamtauftrag: Amt der NÖ Landesregierung, 
Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik)

- Schönbäck, W., Wieser, R. (2011), W., Volkswirtschaftliche 
und raumordnungspolitische Aspekte der Widmungsab-
gabe nach dem Entwurf zur Novelle zum Tiroler Rau-
mordnungsgesetz , Raumforschung und Raumordnung, 
Bericht aus Forschung und Praxis, Vol. 69, No. 4, DOI 
10.1007/s13147-011-0106-2, 12 S.

5.6.  Software- und Methodenentwicklung
- In einer frühen Verbindung von Finanzwissenschaft 

und Informatik erarbeitet das IFIP-Team J. Bröthaler, M. 
Schneider, Andreas Weiser und W. Schönbäck erstmals 
ein „Simulationsmodell des österreichischen Finanzaus-
gleichs“ (1992) im Auftrag der Österreichischen Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK). 

- GemBon – Analysesystem zur Gemeindebonität: Johann 
Bröthaler entwickelt (ab 2000), in enger Zusammenarbeit 
mit Finanzstatistikexperten der Gemeindeaufsichtsbe-
hörden von Bundesländern, die GemBon-Software und 
-Datenbank, ein darauf aufb auendes Haushaltsinforma-
tionssystem zur Erfassung und Verwaltung der kommu-
nalen Voranschlags- und Rechnungsabschlussdaten, ein 
Kennzahlensystem zur Finanzsituation der Gemeinden 
sowie ein Analyse- und Bewertungssystem zur Unter-
stütz ung bei der Beurteilung der Gemeindebonität. Seit 

vielen Jahren werden ständig weiterentwickelte Versio-
nen dieses Systems von drei Bundesländern eingesetz t.

- GEMFIN - Gemeindefi nanzen Steiermark Online - Appli-
kation zur fi nanzwirtschaftlichen Analyse von Finanzda-
ten der steirischen Gemeinden: 
Bröthaler, J. (Projektleiter) Auftraggeber: Amt der Steier-
märkischen Landesregierung (Abt. Gemeinden und Wah-
len, Abt. Informationstechnik) Projektlaufzeit: 11/2002 bis 
2008 (2012). Im Rahmen des mehrjährigen Projektes in 
Kooperation mit dem Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung erfolgt die Entwicklung und Anwendung von 
„GEMFIN - Gemeindefi nanzen Steiermark Online“ (PC-, 
Server- und Web-Applikation). GEMFIN ist ein Analy-
se- und Informationssystem zur Beurteilung der Boni-
tät der Gemeinden auf der Grundlage unterschiedlicher 
Budgetanalysekonzepte und eines darauf aufb auenden 
hierarchischen Systems kommunaler Haushaltskennzah-
len. Das GEMFIN-System beinhaltet ein Haushaltsinfor-
mationssystem zur Erfassung und Verwaltung der Vor-
anschlags- und Rechnungsabschlussdaten und sonstigen 
analyserelevanten Daten der steirischen Gemeinden, ein 
Kennzahlensystem zur systematischen und umfassenden 
Beschreibung der Finanzsituation der österreichischen 
Gemeinden, ein Analysesystem zur quantitativen Aus-
wertung und Darstellung der Haushaltsdaten sowie ein 
Bewertungssystem zur qualitativen Gesamtbeurteilung 
der Gemeindebonität.

5.7.  Erinnerung an Egon Matz ner
Abschließend sei an dieser Stelle des Rückblicks, nach kur-
zem Innehalten, an den ersten Vorstand des IFIP erinnert, 
an Egon Matz ner, den Förderer von Menschen mit kreati-
vem Eigensinn. Er schuf die Grundlage für das im IFIP herr-
schende Klima der kollegialen Zusammenarbeit, Leistungs-
orientierung und Weltoff enheit, verbunden mit sozialer und 
ökologischer Verantwortlichkeit in der Zeit seines Wirkens 
als Ordinarius von 1993 bis 2008. Seine zwischenzeitliche 
Abwesenheit während seiner Zeit in Berlin (1984 bis 1989) 
und seiner teilweisen Abwesenheit während der Zeit, als er 
nebenamtlich an der Akademie der Wissenschaften tätig war, 
eröff neten vielfältige Perspektiven und Optionen zum Wohl 
seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter da und dort. Mitt -
lerweile sind drei Bücher zur Erinnerung an sein Leben und 
Wirken geschrieben und die umfangreiche Bibliographie er-
stellt worden, auf die auch hier hingewiesen werden soll:

- Chaloupek, G., Heise, A., Matz ner-Holzer, G., Roth, 
W., Sisyphus als Optimist – Versuche zur zeitgenössi-
schen Ökonomie. In Memoriam Egon Matz ner, VSA-
Verlag, Hamburg, 2005.

- Schönbäck, W., Blaas, W., und Bröthaler, J., Sozioöko-
nomie als multidisziplinärer Forschungsansatz  – Eine 
Gedenkschrift für Egon Matz ner, SpringerWienNe-
wYork, 2008.

- Matz ner-Holzer, G., Egon Matz ner – Querdenker für 
eine Welt. Ein politisches Vermächtnis, Czernin Ver-
lag, Wien, 2011.

- Bibliographie der Publikationen von Egon Matz ner 
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(1938 – 2003), erstellt von Britt a Haßelmeier, Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB).

6.  Ausblick
In einer kleinen Umfrage wurden die aktuellen IFIP-
Mitarbeiter/-innen um ihre Visionen und Konzepte für ihre 
Forschungsarbeit am IFIP befragt, um den Ausblick auf nicht 
gerade 40, aber doch zumindest auf weitere 5 bis 10 Jahre 
IFIP zu fundieren. 
Im Anschluss daran erlaubte sich der Vortragende, die Nen-
nungen in komprimierter Form mit den oben genannten For-
schungsschwerpunkten des IFIP zu assoziieren und darüber 
hinaus Aussagen zur „Forschungskultur“, quer über alle the-
matischen Spezialisierungen hinweg, anzufügen:

Finanzwissenschaft

- „Ökosystemleistungen einbeziehen“
- „contra Staatsabbau“
- „Effi  zienzfragen betonen“
- „Fiskalischer Föderalismus, Finanzausgleich, Ge-

meindebonität“
- „statistisch-ökonometrische Modellbildung verti-

efen“

Infrastrukturökonomie und -politik

- „Infrastrukturökonomie fachplanungsspezifi sch 
vertiefen“

- „Wirksamkeit der Infrastrukturbereiche: ökono-
misch, sozial, ökologisch“

- „Entwicklung von Infrastrukturstrategien“

Ressourcen- und Umweltökonomie

- „Bewertung von Ökosystemleistungen“ 
- „Deren Einbett ung in Infrastrukturökonomie und 

-politik“
- Input in alternative Wohlstandindikatoren (UN, 

Weltbank) 

Stadt- und Regionalökonomie

- „Raumbezogene Nachfrage der Wirtschaftsak-
teure: Standorte, Flächenbedarf, Infrastruktur-
Vorleistungen, Immobilien“

- „Evaluierung staatlicher Interventionen in 
Stadtentwicklungspolitik, Wohnungspolitik, 
Bodenpolitik“

- „Gemeinwohl-kompatible Anreize“ 

Software- und Methodenentwicklung

- „Projektbewertungen mit partizipativen Method-
en anreichern“

- „Analyse- und Informationssystem zur Beur-
teilung der Gemeindebonität (GemBon - Land 
NÖ/OÖ/Stmk)“

- „Werkzeuge zur fi skalischen Wirkungsanalyse 
entwickeln / verbessern (NIKK - Land NÖ, Fi-
WiStep - Stadt Wien)“

- „Simulationsmodell des Finanzausgleichs“ 

„Forschungskultur“

- „Internationalisierung“
- „junge Wissenschaftler/innen“
- „nationale und europäische Forschungspro-

gramme“
- „intensivierte Kooperation innerhalb des Depart-

ments und mit anderen Instituten an der TU“
- „forschungsgeleitete Lehre“ 

Dem neuen, ambitionierten Leiter des Fachbereichs und 
seinem ebenso ambitionierten Team möge es gelingen, das 
IFIP zu neuen Höhenfl ügen zu tragen. Gleichermaßen möge 
es den „Ifi ps“ gelingen, dass zielstrebig, hartnäckig und oft 
mühevoll auch die sinnbildlichen dicken Brett er gebohrt 
werden, die gebohrt werden müssen, um Wirkungen von so 
hohem individuellem und gesellschaftlichem Wert zu erzie-
len, dass man im nationalen und internationalen Wett bewerb 
mit Anstand bestehen kann.
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Laudatio für Wolfgang Fellner
zur Verleihung des Egon-Matzner-Preises
für Sozioökonomie

Wolfgang Blaas

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

die derzeitige Wirtschafts- und Finanzkrise, die schwerste 
und gefährlichste seit der Weltwirtschaftskrise der 20er/30er-
Jahre, ist auch eine Krise der Ökonomie, und zwar im dop-
pelten Sinn:
es ist eine Krise der Theorie, also der nationalökonomischen 
Disziplin; und es ist eine Krise, die durch die Anwendung 
wesentlicher Doktrinen der herrschenden Theorie erst er-
möglicht, entstanden und verschärft worden ist. Also etwa 
durch die Doktrin, dass der unregulierte Markt die beste aller 
Welten garantieren würde.
Die nationalökonomische Disziplin hat sich in den letz ten 
Jahrzehnten systematisch und derartig in eine Sackgasse 
manövriert, dass allenthalben vom „Tod der Ökonomie“ 
(Paul Ormerod) gesprochen wird, dass Bücher zum Thema 
„What`s wrong with Economics“ publiziert werden (Edward 
Fullbrook), oder dass Ökonomen sogar von ihresgleichen 
als „Blindgänger“ (Lisa Nienhaus) bezeichnet werden, die 
durch die Brille ihrer Modelle am Erkennen von wirtschaft-
lichen Realitäten gehindert werden. Junge französische und 
britische Ökonomen werfen den etablierten Vertretern vor, 
sich autistisch nur mit sich selbst und ihrem Spielzeug zu 
beschäftigen, und Heiner Flassbeck, einer der Juroren des 
Egon-Matz ner-Preises, spricht vom Glasperlenspiel (H. Hes-
se) dieser Zunft, in der die wirtschaftliche und politische 
Realität zwar keine Rolle spielt, dafür aber umso mehr die 
Einhaltung der kanonisierten Spielregeln.
Andererseits haben sich schon frühzeitig kritische Stimmen 
innerhalb der Nationalökonomie erhoben, die vor diesem 
Weg gewarnt haben und konstruktive Alternativen entwi-
ckelt haben. Eine Reihe internationaler Ökonomen-Vereini-
gungen wurde gegründet, deren Ziel es war und ist, Wege 
aus dieser Sackgasse aufzuzeigen. Um nur ein Beispiel zu 
nennen: im September 1989 wurde die European Associati-
on for Evolutionary Political Economy gegründet, bei der ich 
von Anfang an dabei war.  Eine Zeitlang saßen zwei IFIP-
Mitarbeiter im Vorstand dieser Association: Egon Matz ner 
als Repräsentant Deutschlands (als er Direktor am Wissen-
schaftszentrum Berlin war) und ich als Repräsentant Öster-
reichs. Auch Wolfgang Fellner hat im Rahmen einer Summer 
School Bekanntschaft mit dieser Vereinigung gemacht.

Egon Matz ner hat aber schon viel früher, in den 70er Jahren, 
die – nach wie vor herrschende – neoklassische Theorie in 
Form des Allgemeinen Gleichgewichts als unhistorisch und 
weltfremd kritisiert.  Wäre er noch unter uns, ich bin über-
zeugt davon, dass er dann angesichts des von Ökonomen 
mitverschuldeten Desasters seine zeitlebens kritische Hal-
tung verschärft hätt e und  vehementest für eine Neuorien-
tierung der Ökonomie eingetreten wäre. Und natürlich - was 
für ihn sicher Priorität gehabt hätt e -  auch für eine radikale 
Kehrtwende in der europäischen Wirtschaftspolitik.
Und, er würde nach meinem Dafürhalten, auch den Beitrag 
Wolfgang Fellners schätz en, der einen Weg aufzeigt, wie das 
herrschende Paradigma der Ökonomie, zumindest in einem 
Teilbereich, überwunden werden kann.
Wolfgang Fellner wird seine Arbeit dann selbst vorstellen, 
nur soviel aus meiner Sicht dazu:
Die Arbeit Fellners setz t am Konsumverhalten des Menschen 
an und erweitert das enge Korsett  der Lehrbuchmodelle un-
ter anderem um die Tatsache, dass der Nutz en eines Gutes 
weniger im Kauf des Gutes selbst liegt, sondern mehr darin, 
was mit diesem Gut gemacht, erlebt, genossen werden kann. 
Ein Gut zu verwenden oder zu genießen braucht aber Zeit, 
und diese ist, so wie meistens auch das Geld, ein knappes 
Gut. Neben der Entscheidung, ein Gut zu kaufen, muss auch 
eine Entscheidung getroff en werden über die – mehr oder 
weniger zeitaufwendige -  Verwendung des Gutes.  
Integriert man diesen Gedanken in die Theorie des Konsum-
verhaltens, so ergeben sich daraus weitreichende Konse-
quenzen. Ich möchte nur auf  einen Punkt, der mir besonders 
wichtig erscheint, hinweisen, und der insbesondere auch für 
die Forschungsfelder unseres Fachbereiches, in denen Regu-
lierung eine wichtige Rolle spielt, relevant ist:
In der Fellnerschen Modellierung des Konsumverhaltens ist 
der Entscheidungsraum des Konsumenten weder vollstän-
dig bestimmt noch stabil. Dadurch gibt es keine vollständige 
Information und die Konsumenten können in ihren Entschei-
dungen beeinfl usst werden, z.B. durch Produzenten oder an-
dere Konsumenten. 
Wenn also Konsumentensouveränität - wie im Lehrbuchmo-
dell vorausgesetz t – nicht mehr angenommen werden kann, 
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dann können unregulierte Märkte auch nicht mehr automa-
tisch als ideale Formen der Ressourcenallokation gesehen 
werden. 
Dieser Schluss, der aus dem gegenüber dem herkömmlichen 
Modell realitätsnäheren Modell des Konsumverhaltens folgt, 
ist allerdings von enormer Reichweite. Er bedeutet nicht 
mehr und nicht weniger, als dass eine generelle Politik der 
Deregulierung schlichtweg falsch ist und die Regulierungs-

form eines Marktes jeweils spezifi sch entwickelt und auch 
wieder verändert werden muss.
Bevor Wolfgang Fellner jetz t näher auf seine Arbeit eingeht, 
möchte ich ihm im Namen unseres Fachbereiches und wohl 
auch der ganzen Universität dazu gratulieren, dass er ziem-
lich eindeutig aus dieser Bewerbung als Sieger hervorgegan-
gen ist und darf ihm diesen Preis, der heuer in dieser Form 
das erste Mal vergeben wird, überreichen.

Wolfgang Blaas

Wien, 14. Juni 2012
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Von der Güter- zur Aktivitätenökonomie
Wolfgang Fellner*

Für junge WissenschafterInnen stellt sich in besonderem 
Maße die Frage, wie innovativ und originell die eigene Arbeit 
tatsächlich ist. Forscht man in einem etablierten und klar ab-
gegrenzten Themenbereich, so ist es leichter auf diese Frage 
eine Antwort zu bekommen. Es gibt Journale, die sich aus-
schließlich mit etablierten Forschungsbereichen beschäftigen 
und Forscher, welche aufgrund ihrer Kenntnis dieses Berei-
ches, darüber entscheiden können, wie innovativ ein Beitrag 
ist. Für heterodoxe ÖkonomInnen, die versuchen jenseits 
etablierter Forschungsbereiche neue, interdisziplinäre Ideen 
einzubringen, ist eine Einschätz ung ihrer Leistung dagegen 
oft sehr schwierig. Deshalb halte ich den Egon-Matz ner-Preis 
für eine ganz wichtige Einrichtung, durch die es gelingen 
kann, junge ForscherInnen auf ihrem Weg zu neuen Sicht-
weisen und Perspektiven zu bestärken. Die ökonomische 
Theorie hat sich durch den Versuch universell gültige Ge-
setz te aufzustellen, die unabhängig von Raum und Zeit sind, 
teilweise sehr weit von den sozialen und kulturellen Her-
ausforderungen unserer Zeit gelöst. Der Egon-Matz ner-Preis 
scheint mir ein wichtiges Instrument um der Ökonomie neue 
Impulse zu verleihen. Mein besonderer Dank gilt daher den 
Initiatoren des Egon-Matz ner-Preises und all jenen, die sich 
bereit erklärt haben an der Evaluation der eingereichten For-
schungsbeiträge mitz uwirken. Das ist gerade bei interdiszip-
linären und heterodoxen Forschungsarbeiten, bei denen sich 
Gutachter sehr leicht als „nicht zuständig“ erklären können, 
keine Selbstverständlichkeit.
Die von mir eingereichte und mit dem Egon-Matz ner-Preis 
ausgezeichnete Dissertation weist interessante Bezüge zur 
Arbeit Egon Matz ners auf. Für Matz ner war es notwendig, 
Zeit und Raum in der ökonomischen Analyse angemessen zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus war er sich über die poli-
tische Dimension der ökonomischen Theorie sehr bewusst. 
Beide Themen spielen in der Dissertation eine zentrale Rol-
le. Ökonomische Theorie muss Antworten auf soziale und 
kulturelle Herausforderungen liefern. Bereits 1970 warf John 
Kenneth Galbraith der Neoklassik1 vor, mehr ein Glaubens-
system zugunsten der herrschenden Interessen zu sein, das 
nicht dem Verständnis sozialer Herausforderungen dient, 

1  Bei der Neoklassik handelt es sich um eine Ende des 19ten 
Jahrhunderts entstandene Theorieschule, welche die Ökonomie 
in Anlehnung an die Physik als wertfreie, unpolitische Wissen-
schaft versteht. Die Neoklassik wurde nach dem zweiten Welt-
krieg zur weltweit dominierenden Theorieschule innerhalb der 
Ökonomie.

sondern ihrer Verschleierung [ 2]. Als dritt e Gemeinsamkeit 
sehe ich die intensive Auseinandersetz ung mit der Frage 
nach einer positiven gesellschaftlichen Entwicklung. Diese 
verlangt nach einem Verständnis von Wohlstand, das über 
die in der Ökonomie verbreitete Vorstellung von Wirtschafts-
wachstum und Güterproduktion weit hinausgeht.
Zur Vorstellung der mit dem Egon-Matz ner-Preis ausge-
zeichneten Arbeit möchte ich einen Aspekt herausgreifen. 
Die Dissertation zeichnet sich analytisch besonders durch ihr 
Verständnis von Zeit aus. In der Ökonomie fi ndet sich vorwie-
gend ein Verständnis von Zeit, das mit dem Schlagwort „Zeit 
ist Geld“ beschrieben werden kann  [1]. Zeit wird dadurch 
zu einem Instrument, dass es Menschen ermöglicht etwas 
zu erwerben und zu besitz en. Darin besteht der Beitrag der 
Zeit zum Wohlstand. Das Verhalten von Menschen ist jedoch 
nicht ausschließlich auf die Anhäufung von Besitz tümern ge-
richtet, sondern (hoff entlich) auch auf die Freude, die mit der 
Ausübung von Aktivitäten -also mit Zeitnutz ung- verbunden 
ist. Dieser in der ökonomischen Theorie vernachlässigte As-
pekt von Wohlstand, wird in der Dissertation als Prozess-
nutz en bezeichnet. Um den Prozessnutz en berücksichtigen 
zu können ist es notwendig, dass die Ökonomie nicht mehr 
nur Güter als Grundlage für Wohlstand betrachtet sondern 
Aktivitäten. Die Funktion von Gütern liegt diesem Ver-
ständnis nach nicht darin sie zu besitz en, sondern darin, die 
Ausübung von Aktivitäten zu ermöglichen. Was hat jemand 
davon, ein Haus am Strand zu besitz en, wenn die betreff en-
de Person nicht die Zeit dazu fi ndet sich dort aufzuhalten. 
Die Analyse von Aktivitäten erlaubt es, den Prozessnutz en 
zu berücksichtigen. Dementsprechend wird in der Disser-
tation ein Modell für Konsumentenverhalten entwickelt, in 
dem KonsumentInnen nicht primär Kaufentscheidungen 
treff en sondern Zeitnutz ungsentscheidungen. Die notwendi-
gen Kaufentscheidungen ergeben sich aus der gewünschten 
Zeitverwendung. Die Berücksichtigung des Prozessnutz ens 
hat aber noch weitere Auswirkungen auf das ökonomische 
Verständnis von Verhalten. In der Konsumtheorie wird an-
genommen, dass mehr Güter und damit mehr Besitz  immer 
mit mehr Nutz en und einem höheren Wohlstand verbunden 
sind. Anders formuliert wird angenommen, dass Menschen 
unersätt lich sind. Das in der Dissertation entwickelte Modell 
zeigt, dass die Annahme der „Nicht-Sätt igung“ nur unter 
gewissen Bedingungen zutriff t. Daneben gibt es noch zwei 
andere Zustände, in denen sich KonsumentInnen befi nden 
können. Den ersten Zustand bezeichne ich als relative Zeit-

* e-mail: wolfgang.fellner@wu.ac.at
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knappheit. Damit ist gemeint, dass KonsumentInnen ihren 
Wohlstand nur dadurch steigern können, dass sie mehr Zeit 
zur Verfügung haben. In diesem Fall spielt die Zeitbeschrän-
kung die zentrale Rolle und nicht die Budgetbeschränkung. 
Jemand der gerne zeitaufwendige Aktivitäten ausübt, die 
nur sehr geringe fi nanzielle Kosten verursachen (z.B.: lesen 
oder wandern) wird selbst bei einem nicht allzu hohen Ein-
kommen kaum sein gesamtes Einkommen ausgeben. Die be-
treff ende Person hätt e genügend Einkommen zur Verfügung 
um sich mehr Güter und Dienstleistungen zu leisten. Jedoch 
würde das nicht ihren Wohlstand steigern, weil dieser durch 
die verfügbare Zeit beschränkt ist. Die zweite Situation, in 
der sich eine KonsumentIn befi nden kann bezeichne ich als 
relative Sätt igung. Dieser Zustand ist dadurch gekennzeich-
net, dass sowohl die Zeit- als auch die Budgetbeschränkung 
bindend sind. Man könnte diesen Zustand so beschreiben, 
dass die betreff enden Personen gerade genug Geld zur Ver-
fügung haben um die gewünschte Zeitverwendung zu fi nan-
zieren. Auch in dieser Situation führt mehr Produktion und 
Einkommen nicht zu mehr Wohlstand. Es herrscht daher Sät-
tigung. Nur in der dritt en Situation herrscht Nicht-Sätt igung 
mit Gütern. Ich bezeichne sie folglich als relative Geldknappheit 
(für eine grafi sche Darstellung der drei Situationen relativer 
Knappheit vgl. Abbildung). In dieser Situation können Kon-
sumentInnen die von ihnen gewünscht Zeitnutz ung nicht re-
alisieren, weil ihnen das dazu erforderliche Einkommen fehlt. 
Das kann einerseits daraus resultieren, dass sehr teure Akti-
vitäten präferiert werden oder daraus, dass das Einkommen 

sehr gering ist. Ausschließlich im Fall relativer Geldknapp-
heit führt eine Steigerung des Einkommens auch zu einer 
Erhöhung des Wohlstandes, weil dadurch die gewünschten 
Aktivitäten in größerem Ausmaß realisiert werden können. 
Durch diese Analyse konnte gezeigt werden, dass die in der 
Ökonomie gelehrte Analyse des Konsumentenverhaltens ei-
nen Spezialfall darstellt. Sie ist auf relativer Geldknappheit 
beschränkt. Dieser Spezialfall ist deshalb so problematisch, 
weil damit der Eindruck entsteht, zusätz licher Wohlstand 
ließe sich grundsätz lich durch eine permanente Ausweitung 
der verfügbaren Güter und Dienstleistungen, also anhand 
von Produktion, erreichen. Das mag zwar auf Länder mit 
geringen Einkommen und besonders einkommensschwache 
Bevölkerungsschichten zutreff en, jedoch nicht grundsätz lich. 
Die kategorische Annahme der Nicht-Sätt igung muss daher 
insbesondere angesichts der ökologischen Herausforderun-
gen als höchst problematisch eingestuft und aufgegeben wer-
den.
Abschließend möchte ich mich, ganz im Sinne Egon Matz -
ners, noch kurz den wirtschaftspolitischen Implikationen 
der hier vorgestellten Forschungsergebnisse widmen. Eine 
unbeschränkte Ausweitung der Produktion ist keine lang-
fristige Perspektive wirtschaftlicher Entwicklung. Bereits 
Keynes erkannte, dass die Herausforderung langfristiger 
wirtschaftlicher Entwicklung in einer Verringerung der ge-
leisteten Arbeitszeit besteht  [3]. Konkret hängt die Frage, wie 
der Wohlstand in einer Gesellschaft gesteigert werden kann 
davon ab, in welcher der drei beschriebenen Situationen 

Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb.  Situationen relativer Knappheit

Beschreibung der Grafi k:
t1 und t2 sind die Aktivitätszeiten, T ist die Zeitbeschränkung und G ist die Budgetbeschränkung. Da die Menge der Güterinputs pro Akti-
vitätszeiteinheit nicht konstant sein muss ergibt sich für die Budgetbeschränkung im Aktivitätenraum keine Gerade sondern eine Fläche. 
Die Verhältnisgerade (VG) ist ein Konzept um die optimale Zeitnutzung zu ermitteln. Die optimale Zeitnutzung ergibt sich im Schnitt-
punkt der VG-Gerade mit der Zeitbeschränkung (T). Eopt sind die Gesamtausgaben der Konsumentin bei optimaler Zeitnutzung.



Vol. 38 (2-3) 2012     Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector 21

Von der Güter- zur Aktivitätenökonomie

sich die Menschen befi nden. Jedenfalls lässt sich sagen, dass 
die Verringerung der Normalarbeitszeit ein wichtiges wirt-
schaftspolitisches Instrument zur Erhöhung von Wohlstand 
darstellt. Es kann darüber hinaus einen Beitrag zu weniger 
Ressourcenverbrauch und mehr Nachhaltigkeit leisten.
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Was hat der Song „I’m free“ von den
Rolling Stones mit der Bewertung von
Ökosystemleistungen zu tun?
(Antrittsvorlesung)

Michael Getzner

Antritt svorlesung im Rahmen der IFIP Jahrestagung 
(„Öff entliche Infrastruktur im Wandel?“)
14.Juni 2012, Technische Universität Wien

Einleitung
Eine Antritt svorlesung sollte – so hörte ich im Vorfeld bei 
der Vorbereitung dieses Vortrags – nicht unbedingt nur ein 
trockener wissenschaftlicher Vortrag sein, sondern kann 
auch mit einem „Augenzwinkern“ und Humor gewürzt ein 
Thema behandeln. Nachdem wir nun die Rolling Stones mit 
ihrem Song gehört haben, möchte ich einleitend festhalten, 
dass der Liedtext, auch wenn es sich ja nur um einen Song 
der 1960er Jahre mit Schwerpunkt auf zwischenmenschli-
che Beziehungen handelt, doch auch eine Rock’n Roll-Ver-
sion des Grundverständnisses der Ökonomie, nämlich des 
methodologischen Individualismus, zum Ausdruck bringt. 
Mick Jagger meint, er sei frei zu singen, was er will. Hier 
spielt er an auf die individuellen Präferenzen und die indivi-
duelle Nutz enmaximierung. Was hat dies alles aber mit der 
ökonomischen Bewertung von Ökosystemleistungen zu tun? 
Nachdem die spezifi sche Perspektive der ökonomischen Be-
wertung von Ökosystemleistungen auf einer individuellen 
Perspektive, d.h. auf der individuelle Wahrnehmung und 
Bewertung (Einschätz ung) der Umwelt, beruht, ist somit zu 
untersuchen, welche Rolle dieser Individualismus für den 
Naturschutz  und das Naturschutz management spielt.
Ich möchte diese Frage in drei Teilen beantworten. Im ersten 
Kapitel wird ein ökologisch-ökonomisches Grundmodell be-
schrieben, welches auf Basis der natürlichen Zusammenhän-
ge zeigt, über welche Managementansätz e ein Schutz gebiet 
verfügt, und wie wichtig hierbei die Wertschätz ung für die 
Managementt ätigkeiten und die Ergebnisse für die Gesell-
schaft sind. Im zweiten Teil wird genauer auf die Bedeutung 
der Wahrnehmung von Arten und Landschaftsbild in natur-
schutz politischen Entscheidungen eingegangen. Im dritt en 
Teil wird anhand einer aktuellen Bewertungsstudie erörtert, 
welche Wertschätz ungen Ökosystemleistungen in einer Regi-
on entgegengebracht werden.

1.  Beziehungen zwischen Ökologie 
und Ökonomie
Schutz gebiete nehmen heutz utage einen nicht unbedeuten-
den Teil der Landfl äche Europas (und Österreichs) ein. Etwa 
20-25% der Fläche Österreichs sind nach verschiedenen Rah-
menbedingungen (z.B. Nationalparks entsprechend den Kri-
terien der IUCN [Weltnaturschutz organisation]; Natura 2000 
Gebiete auf Basis der Fauna-Flora-Habitat und der Vogel-
schutz -Richtlinie der Europäischen Union; Biosphärenparks 
und Naturerbe nach UNESCO-Kriterien) geschütz t. Schutz -
gebiete können in vielfältiger Weise als „grüne Infrastruktur“ 
zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen, indem sie

- den Schutz  von Biodiversität vor allem dort schüt-
zen, wo die Vielfalt der Arten und Ökosysteme 
konzentriert ist;

- vielfach die Regionalentwicklung in peripheren 
Gebieten fördern (z.B. nachhaltiger Tourismus) 
und zu Innovationen als Lernstätt en für Dynamik 
und systemischen Wandel beitragen;

- die soziale Entwicklung und Gerechtigkeit durch 
Einbindung von Beteiligten und Betroff enen (insb. 
auch marginalisierten gesellschaftlichen Gruppen) 
fördern (Partizipation, „Empowerment“).

Nachdem Flächen grundsätz lich nicht vermehrbar und da-
mit absolut knapp sind, besteht ein fundamentaler Konfl ikt 
zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung, die mit der Inan-
spruchnahme immer größerer Mengen natürlicher Ressour-
cen und Flächen verbunden ist, und jenem natürlichen Ka-
pital, das für die Aufrechterhaltung der natürlichen Systeme 
(z.B. Nährstoff - und Wasserkreislauf, Primärproduktion) zur 
Verfügung steht. Vereinfacht kann dieser Konfl ikt anhand 
der Abbildung 1 dargestellt werden: es besteht ein direkter 
Abtausch zwischen der Flächeninanspruchnahme durch das 
sozial-ökonomische System und dem Erhalt des natürlichen 
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Kapitals für die Aufrechterhaltung von Ökosystemleistun-
gen.
Dieser fundamentale Konfl ikt im Sinne einer Substitutions-
beziehung zwischen natürlicher und ökonomischer Entwick-
lung wird häufi g infrage gestellt: Der Erhalt des natürlichen 
Kapitals und damit von Ökosystemleistungen ist komple-
mentär bzw. kann Voraussetz ung für die wirtschaftliche 
Entwicklung sein. Abgesehen davon, dass wirtschaftliches 
Handeln (Produktion, Konsum) dem Wesen nach immer na-
türliche Ressourcen erfordert – selbst ressourcensparsame 
Dienstleistungen erfordern Energie, Materialien, Anlagen, 
technische Infrastrukturen –, kann diese Komplementärbe-
ziehung anhand des nachhaltigen Tourismus in Schutz gebie-
ten gezeigt werden.
In einem Ökosystem, das unter Schutz  steht, sind auf Basis 
der Eigenschaften des Systems (Dynamik, Resilienz) ver-
einfacht zwei Systemelemente vorhanden: Ein Habitat, das 
durch eine bestimmte räumliche Ausdehnung und eine Aus-
statt ung mit Landschaftselementen (z.B. Gewässer, Höhenla-
ge) charakterisiert ist, bietet einen Lebensraum für verschie-
dene Arten (Tiere, Pfl anzen). Das Habitat selbst unterliegt 
einer bestimmten Dynamik, die in unserem vereinfachten 
Modell durch eine maximale Ausdehnung des Habitats (Ur-
zustand), die natürliche Wachstumsrate des Habitats (un-
terhalb der größtmöglichen natürlichen Ausdehnung), so-
wie durch mögliche Nutz ung des Habitats durch die Arten 
(z.B. Nahrungsmitt el für Tierarten) gekennzeichnet ist. Bei 
menschlicher Nutz ung wird die Entwicklung des Habitats 
durch die Anzahl an Besucher/innen, durch den Schaden am 
Habitat durch die Besucher/innen, und durch ev. Besucher/
innen-Lenkung und Betreuung bzw. Reparatur des Habitats 
zusätz lich beeinfl usst.

Tierarten, die in dem Habitat leben, nutz en wiederum das 
Habitat (Nutz ungsrate) und unterliegen einer natürlichen 
Wachstumsrate; Managementmaßnahmen können zusätz lich 
das Habitat für die Art verbessern. Abbildung 2 zeigt ein ver-
einfachtes ökologisch-ökonomisches Modell, welches durch 
Managementmaßnahmen der Schutz gebietsverwaltung ge-
lenkt wird.
Die Qualität der Arbeit des Schutz gebietsmanagements fußt 
einerseits darauf, welche Angebote für die Besucher/innen 
vorgesehen ist, wie die Arten und Ökosysteme erhalten 
und genossen werden können, und wie effi  zient und eff ek-
tiv das Management generell in der Aufgabenerfüllung ist. 
Für diese Arbeit haben die Besucher/innen – und in Folge die 
Steuerzahler/innen in Form von Steuern – eine bestimmte 
Zahlungsbereitschaft. Dies bedeutet nicht, dass dadurch die 
Anzahl an Besucher/innen unbegrenzt ist, denn das Schutz -
gebietsmanagement muss darauf achten, dass die Besucher/
innen auch eine entsprechende ökologische Qualität vorfi n-
den, ansonsten würde deren Zahlungsbereitschaft wiederum 
sinken.
Die Zielfunktion des Managements enthält somit die gleich-
zeitig Berücksichtigung der ökologischen Qualität und des 
Nutz ens für die Besucher/innen, um die gesellschaftliche 
Wohlfahrt zu maximieren. Eine alleinige Konzentration auf 
nur einen Aspekt – Maximierung des Besucher/innen-Nut-
zens oder Maximierung der ökologischen Qualität – führt al-
leine nicht zur bestmöglichen gesellschaftlichen Wohlfahrt. 
Das praktische Beispiel des Schutz es des Steinhuhns im Nati-
onalpark Hohe Tauern zeigt, dass die Anzahl an Brutpaaren 
von der Zielfunktion des Managements direkt abhängt: Eine 
Maximierung des Besucher/innen-Nutz ens führt zu dem 
niedrigsten Niveau, während eine gleichzeitige Betrachtung 
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Abb. 1. Konfl ikt in der Flächeninanspruchnahme zwischen 
natürlichem und sozial-ökonomischem System
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Ökonomie

Besucher/innen

Ökologie

Arten
Habitat

Soziale Wohlfahrt / Nutzen
einer nachhaltigen Landnutzung
- Nutzer-Werte (use values)
- Nicht-Nutzer-Werte (non-use values)

Schutzgebiets-
management

WTP der Besucher/innen
PA Budget

PA ... Protected Area
WTP ... Willingness-to-Pay

Quelle: Eigene Darstellung nach Behrens et al. (2009). 

Abb. 2. Maßnahmen der Schutzgebietsverwaltung in einem
ökologisch-ökonomischen Modell

Quelle: Behrens et al. (2009). 

Abb. 3. Anzahl an Brutpaaren des Steinhuhn im Nationalpark Hohe Tauern
in Abhängigkeit unterschiedlicher Ziele

u*: Maximaler Besucher/innen-Nutzen; v*: Konzentration auf Artenschutz.
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von Artenschutz  und Nutz eff ekten der Besucher/innen zu 
einem hohen Niveau, welches nahe am ökologischen Maxi-
mum liegt, führt (siehe Abbildung 3).
Wie bereits erwähnt ist die Zahlungsbereitschaft der Besu-
cher/innen (bzw. der Gesellschaft insgesamt) ausschlagge-
bend für die Wahl der Management-Instrumente. Dies ist für 
die Ausgestaltung der Naturschutz politik von wesentlichem 
Interesse, da die individuelle Wahrnehmung von Arten nicht 
gleich verteilt ist. In der Naturschutz politik ist deshalb von 
„charismatischen Arten“ die Rede, denen Menschen eine 
hohe Sympathie entgegenbringen und die im Regelfall leicht 
zu beobachten sind. Andere Arten, wie z.B. das Steinhuhn, 
sind schwer zu beobachten und für den/die Betrachter/in 
häufi g nicht sehr „att raktiv“. Es werden daher zwei Ansätz e 
diskutiert, um Naturschutz maßnahmen umsetz en und dar-
zustellen. Der „Flagship-Ansatz “ versucht, die Tierarten und 
deren Schutz  in den Mitt elpunkt zu stellen. Der „Ökoystem-
Ansatz “ konzentriert sich auf den direkten Schutz  des Öko-
systems, um die Lebensbedingungen für Arten zu verbessern 
bzw. sicherzustellen.
Aus Sicht der am Anfang zitierten Rolling Stones könnte man 
diese zwei Ansätz e so übersetz en: Der „Flagship-Ansatz “, 
auch „Mick-Approach“ würde besagen, dass für den Erfolg 
und das Marketing der Rolling Stones vor allem der prototy-
pische „Front man“, Mick Jagger, ausschlaggebend ist. Eine 
Förderung vor dem Hintergrund einer guten Band würde 
somit den Erfolg bringen.
Der „Ökosystem-Ansatz “ setz t im Gegenteil bei der Pfl ege 
einer guten Band (deshalb auch „Keith-Ansatz “) an, auf de-
ren Gedeih auch der Erfolg des „Front man“ gelingen kann. 
Schlussendlich ist dies eine Frage der Wahrnehmung, denn 
eine spezielle Art im Mitt elpunkt braucht ein funktionie-
rendes Ökosystem. Gleichzeitig bringt ein funktionierendes 
Ökosystem spezielle Arten hervor (Dichotomie).

2.  Politische Ökonomie von 
Naturschutz entscheidungen
Wie zeigt sich nun die unterschiedliche Wahrnehmung von 
Tierarten oder Ökosystemen in Naturschutz entscheidungen? 
Die Diskussion in den USA konzentriert sich hierbei auf die 
Umsetz ung des ESA (Endangered Species Act), demnach 
der Schutz  von Arten allein auf (natur-)wissenschaftlicher 
Grundlage beispielsweise auf Basis des Gefährdungsgrades 
sowie des Potenzials zur Erholung der Art entschieden wer-
den soll. Ökonomische oder politische Kriterien werden hier-
bei explizit als Entscheidungsgrundlagen ausgeschlossen.
Empirische Befunde der amerikanischen Naturschutz poli-
tik zeigen jedoch, dass sowohl die Strenge des Schutz es als 
auch die zur Verfügung stehenden (öff entlichen) Budgets 
von vielen nicht-wissenschaftlichen Bestimmungsgründen 
abhängen. So werden beispielsweise bei sonst gleichem Ge-
fährdungsgrad Reptilien deutlich weniger streng bzw. oft 
geschütz t als größere Säugetiere.
Für Österreich wurden Naturschutz entscheidungen in 
Feuchtgebieten untersucht. Die in der österreichischen 
Moordatenbank enthalten Feuchtgebiete sind nach Größe, 
Seehöhe, ökologischen Kriterien (z.B. Hoch- vs. Niedermoor, 

stehendes vs. fl ießendes Gewässer), nach dem Schutz status, 
Eigentümerverhältnissen, und Konfl ikten mit wirtschaftli-
chen Interessen, klassifi ziert. Eine Untersuchung (Ando und 
Getz ner, 2005) über die Bestimmungsgründe, ein Feuchtge-
biet unter Schutz  zu stellen, ergibt erstaunliche Ergebnisse, 
unter anderem:

- je größer ein Feuchtgebiet ist, desto eher wird es 
geschütz t;

- die Wahrscheinlichkeit und Stärke des Schutz es 
steigt mit der Seehöhe und der ökologischen Be-
deutung;

- das Erscheinungsbild und Eigenschaften, die die 
Att raktivität eines Feuchtgebiets für den Menschen 
erhöhen (z.B. PH-Wert des Gewässers) beeinfl us-
sen den Schutz status;

- Konfl ikte mit der Landwirtschaft reduzieren die 
Stärke des Schutz es;

- während Flächen im Bundeseigentum strenger 
geschütz t werden, sinkt der Schutz  bei Flächen in 
kirchlichem Besitz .

Diese Untersuchungen zeigen, dass neben erklärbaren öko-
logischen Unterschieden, eine komplizierte „ökonomische 
Theorie von Naturschutz entscheidungen“ wesentlich den 
Schutz status von Schutz gebieten erklären kann. Neben den 
wissenschaftlichen Kriterien können das Erscheinungsbild 
der Landschaft, der Einfl uss von Interessensgruppen, und 
polit-ökonomische Rahmenbedingungen ausschlaggebend 
für Naturschutz entscheidungen sein.
Diese Umstände weisen darauf hin, dass die Wahrneh-
mung durch die Betroff enen einen wesentlichen Ein-
fl uss auf Entscheidungen nehmen kann, die durch eine/n 
„wohlwollende/n Planer/in“ im Sinne des Gemeinwohls 
eventuell in anderer Art getroff en worden wäre.

3.  Individuelle ökonomische 
Bewertung von Ökosystemleistungen
Öffentliche Güter, wie z.B. Ökosystemleistungen, werden 
auf Märkten nicht gehandelt; es existiert daher für diese 
Güter auch kein direkt ablesbarer „Knappheitsindikator“ 
in Form eines Marktpreises, der Auskunft über den 
Ressourcenverzehr bei der Erstellung eines Gutes und über 
Zahlungsbereitschaft der Nachfrager/innen geben kann.
Indirekte Methoden der ökonomischen Bewertung von Um-
weltgütern beruhen auf der impliziten individuellen Wert-
schätz ung, die in vielfältigen Entscheidungen – arbeiten, 
wohnen, konsumieren, reisen, investieren – zum Ausdruck 
kommen.
Die direkten Methoden, die im Folgenden vorgestellt werden 
sollen, fußen auf einer direkten Präferenzerfassung in Form 
von Abstimmungen, Wahlexperimenten und empirischen 
Erhebungen (Befragungen). Hierbei werden üblicherweise 
die nutz ungsbedingten Wertschätz ungen („Use values“) und 
die nicht nutz ungsbedingten Wertschätz ungen („Non-use 
values“) erfasst.



Vol. 38 (2-3) 2012     Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector 27

Was hat der Song „I’m free“ von den Rolling Stones mit der Bewertung von Ökosystemleistungen zu tun? (Antrittsvorlesung)

Beispiele für die Anwendung dieser Präferenzerfassungsme-
thoden gibt es aus unterschiedlichen Bereichen, beispielswei-
se für

- Umweltgüter, natürliche Ressourcen, Ökosystem-
leistungen (Natural Heritage);

- menschliche Gesundheit;
- Bildungseinrichtungen; und
- Kulturgütern (Cultural Heritage) (für Beispiele, 

siehe Abbildung 4).

Grundlage der ökonomischen Bewertung von Ökosystem-
leistungen ist die Vorstellung, dass die natürlichen Syste-
me als „natürliches Kapital“ im Sinne der Kapitaltheorie 
der menschlichen Sozio-Ökonomie Leistungen (ökologische 

Dienstleistungen) zur Verfügung stellen. Diese Ökosystem-
leistungen werden in Form von unterstütz enden Basisleis-
tungen (z.B. Bodenbildung, Primärproduktion, Nährstoff -
kreislauf), Versorgungsleistungen (z.B. Nahrungsmitt el, 
Rohstoff e, Trinkwasser), Regulierungsleistungen (z.B. Erosi-
onskontrolle, Bestäubung, Klimaregulierung), und kulturelle 
Leistungen (z.B. ästhetische und spirituelle Leistungen, Er-
holung und Freizeit) zur Verfügung gestellt. Das Konzept der 
Ökosystemleistungen ist somit anthropozentrisch, d.h. auch 
dem methodologischen Individualismus zugänglich. Dieses 
Konzept geht auch davon aus, dass nicht der Kapitalstock 
selbst („Wert der Natur an sich“) bewertet werden kann, 
sondern nur Veränderungen der Qualität und Quantität der 
Ökosystemleistungen.
Im steirischen Einzugsbereich der Mur wurde 2010 eine Un-

Quelle: Internet (Fotoauswahl auf Basis der Studien aus Navrud und Ready, 2003). 

Abb. 4. Beispiele für Kulturgüter, für die ökonomische Bewertungen durchgeführt wurden

Unterer Wert Mittelwert Oberer Wert 
Nahrungsmittel am Beispiel 
Fischerei 200 1.100 2.000 

Trinkwasser am Beispiel 
Grundwasser / Brunnen 4.417 6.711 9.005 

Klimaregulierung am 
Beispiel Lokalklima 476 1.448 2.420 

Katastrophenschutz am 
Beispiel Retentionsleistung 225-1.395 3.647 1.140-7.068 

Erholungs- und 
Freizeitfunktion 81.000 92.500 104.000 

Biodiversität 6.581 7.200 7.818 

Bildung, Inspiration, 
ästhetische Werte n.v. 

Summe 92.899 112.605 132.311 

 

Tabelle 1. Ökonomische Bewertung von Ökosystemleistungen der steirischen Mur

Quelle: Getzner et al. (2011).
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tersuchung über den Wert der Ökosystemleistungen, die die 
Mur für die steirische Bevölkerung erbringt, durchgeführt 
(Getz ner et al., 2011). Der Fluss ist auf etwa einem Dritt el na-
turnah, ein Dritt el ist stark überformt und kanalisiert, und ein 
Dritt el ist energetisch genutz t (Wasserkraftwerke). Tabelle 1 
zeigt einen Überblick über den Wert der Ökosystemleistun-
gen, die von ausgewählten Versorgungsleistungen über Re-
gulierungsleistungen bis zu kulturellen Leistungen reichen.
Nachdem die Naturnähe des Flusses in der Vergangenheit 
stark gelitt en hat, sind viele Funktionen (z.B. Nahrungsmit-
tel, Klimaregulierung) nur von relativ untergeordneter Be-
deutung. Tabelle 1 macht deutlich, dass die größte Leistung 
des Flusses ökonomisch betrachtet im Erholungs- und Frei-
zeitwert liegt. Hierbei ist insbesondere hervorzuheben, dass 
der Erholungswert entlang freier Fließstrecken etwa 330.000 
bis 420.000 EUR pro Kilometer beträgt, während der Wert 
für gestaute Flusstrecken wesentlich geringer, nämlich etwa 
85.000 bis 240.000 EUR liegt.

4.  Diskussion und 
Schlussfolgerungen für die 
Infrastrukturpolitik
Die ökonomische Bewertung von Ökosystemleistungen – 
auch implizit anhand bereits getroff ener (naturschutz -)politi-
scher Entscheidungen – zeigt, dass die erzielbaren Zahlungs-
bereitschaften einer durchaus relevanten Unsicherheit (große 
Bandbreiten) unterliegen. Die exakte Ermitt lung des Werts 
von Ökosystemleistungen – im Sinne des eingangs zitierten 
Songs und des methodologischen Individualismus – ist somit 
nicht möglich. Eine Internalisierung externer Kosten, wie sie 
in Lehrbüchern, aber oftmals auch in politischen Program-
men gefordert wird, kann daher mit den derzeit gängigen 
Bewertungsmethoden nicht geleistet werden.

Deshalb sind in der Infrastrukturpolitik Sensitivitäts- und 
Äquivalenzanalysen notwendig, die zeigen, wie die Wirt-
schaftlichkeit eines Infrastrukturprojektes von unterschiedli-
chen Annahmen über den „Wert der Natur“ abhängen.
Jedenfalls aber zeigen die vielfältigen Untersuchungen zum 
ökonomischen Wert von Ökosystemleistungen, dass diese 
nicht Null beträgt. Leider wird häufi g bei der Diskussion um 
das „öff entliche Interesse“ an Infrastrukturen genau diese 
Annahme getätigt. Das öff entliche Interesse kann beispiels-
weise durch die entstandene regionale Wertschöpfung und 
Beschäftigung bei Realisierung eines Projektes motiviert 
werden. Wenn jedoch derartige ökonomische Argumente 
in’s Treff en geführt werden, dann ist es logisch inkonsistent, 
sich nur auf einen Ausschnitt  ökonomischer Nutz eff ekte oder 
Kosten zu stütz en, und andere ökonomische Argumente au-
ßer Acht zu lassen.
Abseits jedoch dieser ökonomischen Diskussion empfi n-
den jedoch selbst „Hard-Core“-Umweltökonom/inn/en ein 
manchmal seltsames Gefühl, ob wirklich alles so gut ökono-
misch bewertet werden kann … Beispiele fi nden sich in der 
abschließenden Abbildung 5.

Quellenverzeichnis
Ando, A., Getz ner, M. (2006). The roles of ownership, ecolo-

gy, and economics in public wetland-conservation deci-
sions. Ecological Economics 58 (2), 287-303.

Behrens, D., Friedl, B., Getz ner, M. (2009). Sustainable ma-
nagement of an alpine national park: handling the two-
edged eff ect of tourism. Central European Journal of 
Operations Research 17 (2), 233-253.

Getz ner, M. (2012). The regional context of infrastructure po-
licy and environmental valuation: the importance of 

Quelle:  Internet, 2012.

Abb. 5. … und auch wenn wir versuchen, mit monetären Größen die Dinge 
vergleichbar zu machen, es gibt einfach Einzigartiges auf der Welt!
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IFIP-Jahrestagung 2012
„Öff entliche Infrastruktur im Wandel?“

Th ema der Jahrestagung

Gerade in Zeiten knapper Budgets ist viel von Wandel, Anpassung, Effi  zienz-
steigerung vor allem auch im öff entlichen Sektor die Rede. Ziel der Tagung 
war, neben dem Aspekt knapper öff entlicher Budgets die Bedeutung der 
öff entlichen Infrastruktur als Grundlage für Wohnen, Mobilität, Bildung, 
Arbeiten und Wirtschaft en zu unterstreichen und genau auf den Anpassungs-
bedarf in der öff entlichen Infrastrukturbereitstellung einzugehen. Dieser 
Anpassungsbedarf entsteht einerseits durch sich ändernde wirtschaft liche, 
rechtliche und soziale Bedingungen, andererseits aber schafft   ein verändertes 
Verständnis öff entlicher Infrastruktur einen Anpassungbedarf im privaten 
Sektor. Expert(inn)en stellten im Rahmen dieser Tagung ihre Erkentnisse und 
Konzepte vor. Es wurden Problemstellungen insbesondere in den Bereichen 
Verkehr, Energie, und sozialer Infrastruktur aufgegriff en.

am 15. 6. 2012 an der TU Wien
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Zum Th ema
„Öff entliche Infrastruktur im Wandel?“

Johann Bröthaler

Einleitung zum Thema der IFIP-Jahrestagung 2012 „Öff entliche 
Infrastruktur im Wandel?“ am 15. Juni 2012 an der TU Wien  
(siehe www.ifi p.tuwien.ac.at/veranstaltungen/ifi p_jahrestagung)

1.  Öff entliche Infrastruktur
Die Bereitstellung der technischen und sozialen Infrastruk-
tur wird aufgrund ihrer großen Bedeutung für die soziale 
Wohlfahrt sowie für die wirtschaftliche Entwicklung eines 
Landes als langlebiger Kapitalbestand und relevanter Stand-
ortfaktor im Allgemeinen als öff entliche Aufgabe verstanden. 
Die Rolle des Staates ist allerdings diff erenziert hinsichtlich 
Verantwortlichkeit für Funktionalität und Leistungsfähig-
keit, Gewährleistung fl ächendeckender bedarfsgerechter 
Angebote, Finanzierung, als (Mit-)Eigentümer oder Betreiber 
der Infrastruktur zu verstehen und zu diskutieren. Das Aus-
maß der Aufgabenerfüllung und Leistungserbringung durch 
staatliche Einheiten bzw. öff entliche und private Unterneh-
men war und ist demnach auch im politischen Verständnis 
und abhängig vom Entwicklungsstand sowie technischen 
und wirtschaftlichen Entwicklungstrends einem steten Wan-
del unterworfen.
Die ökonomisch effi  ziente und ökologisch nachhaltige Inf-
rastrukturbereitstellung ist zum einen sektorspezifi sch für die 
physische Infrastruktur und für die Dienstleistungserbrin-
gung zu betrachten. Dabei spielen spezielle technische und 
ökonomische Eigenschaften von Infrastrukturen eine we-
sentliche Rolle, die in den einzelnen Sektoren unterschied-
lich ausgeprägt sind: punkt- oder netz förmige Infrastruktur, 
vielfach lange Lebensdauer der materiellen Infrastruktur 
und räumliche Immobilität der Infrastrukturleistungen, Aus-
schließbarkeit und geringe Rivalität im Konsum, Polyvalenz 
(Vielfältigkeit und Flexibilität der Nutz ungsmöglichkeiten), 
Unteilbarkeiten und Irreversibilitäten, hohe Fixkosten und 
niedrige Grenzkosten, Neigung zu natürlichen Monopolen 
und unterschiedliche Wett bewerbsbedingungen, positive 
und negative externe Eff ekte, komplexe Effi  zienzanforde-
rungen etwa durch Auslastungsschwankungen (Spitz en-/
Schwachlastproblem) sowie meist hohe Finanzierungser-
fordernisse für Errichtung, Instandhaltung und Betrieb der 
Infrastruktur.
Zum anderen ist eine sektorübergreifende Infrastrukturpolitik 
erforderlich, die in Österreich bislang fehlt. Dabei ist vor al-
lem eine langfristige Ausrichtung im Sinne einer auf natio-

naler und sub-nationaler Ebene abgestimmten Infrastruk-
turstrategie gefordert, die über politische Zyklen hinweg 
abgesichert ist und auch auf kleinregionaler und lokaler 
Ebene konsistente Zielsetz ungen und Rahmenbedingungen 
bietet. Ein Beispiel einer sektorübergreifenden Infrastruktur-
strategie ist die Strategie für die nationalen Infrastrukturnet-
ze in der Schweiz für den Zeitraum 2010 bis 2030 (lokale und 
regionale Netz e werden hier allerdings nicht berücksichtigt). 
Diese sieht folgende zentrale Ziele vor (UVEK, 2012):

 Leistungsfähigkeit der Infrastrukturnetz e sicherstellen: 
Substanz erhalten, Kapazitäten optimal auslasten, 
neue Technologien nutz en, Kapazitätsengpässe be-
seitigen,

 Schutz  von Mensch, Umwelt, Infrastrukturen gewähr-
leisten: Sicherheit und Umweltverträglichkeit ver-
bessern, Gefahren vorbeugen, Raumplanung und 
Infrastrukturentwicklung aufeinander abstimmen,

 Rahmenbedingungen für die Infrastruktursektoren op-
timieren: Infrastrukturmärkte angemessen regulie-
ren, Bewilligungsverfahren beschleunigen, dauer-
haft Anreize für private Investitionen schaff en,

 Wirtschaftlichkeit der staatlichen Infrastrukturnetz e 
steigern: Projekte priorisieren, betriebliche Effi  zienz 
fördern, Synergien ausschöpfen,

 Finanzierung der staatlichen Infrastrukturnetz e lang-
fristig sichern: mitt elfristig bestehendes Finanzie-
rungsmodell optimieren, Voraussetz ungen für pri-
vates Engagement schaff en.

Für eine langfristige integrierte Infrastrukturstrategie erge-
ben sich grundlegende Abstimmungserfordernisse der Infra-
strukturpolitik u.a. mit Finanz-, Regional-, Raumordnungs- 
und Umweltpolitik sowie vielfältige Herausforderungen 
hinsichtlich Koordination und Kooperation zwischen den 
staatlichen Ebenen und Einheiten. Das erforderliche sekto-
rübergreifende Selbstverständnis der Infrastrukturpolitik 
kommt insbesondere in der Konnexität zwischen Aufgaben-
verantwortung und budgetärer Gesamtverantwortung der 
politischen Entscheidungsträger/innen zum Ausdruck.
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2.  Öff entliche Infrastrukturausgaben
Für Entwicklungen im Zusammenhang mit öff entlicher In-
frastruktur wird üblicherweise das gesamte (Infrastruktur-)
Investitionsvolumen als zentraler Indikator herangezogen. 
Dies vermitt elt eine wesentliche (budgetäre) Gesamtsicht auf 
den Infrastrukturbereich, ist aber auch dadurch begründet, 
dass keine weiteren systematisch erhobenen Daten, etwa zu 
institutionellen Gegebenheiten, zum Infrastrukturbestand 
oder zum zukünftigen Investitionsbedarf, verfügbar sind. 
Allerdings sind auch das Niveau und die längerfristige Ent-
wicklung der Investitionsausgaben und der laufenden Aus-
gaben für öff entliche Infrastruktur in mehrerlei Hinsicht un-
klar.
Erstens ist weder aus dem Begriff  Infrastruktur (siehe Beitrag 
von G. Gutheil in diesem Band) noch aus internationalen sta-
tistischen Klassifi kationen eine eindeutige funktionelle Ab-
grenzung für öff entliche Infrastruktur ableitbar.
Zweitens werden Infrastrukturleistungen zunehmend durch 
(öff entliche und private) Unternehmen erbracht. Allerdings 
gibt es bisher keine systematischen Erhebungen über Aus-
gliederungen, weder über die Ausgliederungsvorgänge noch 
über budgetäre Daten ausgegliederter Einheiten, soweit sie 
nicht dem Sektor Staat zugerechnet werden (aktuelle Vor-
bereitungen deuten allerdings darauf hin, dass ab 2014 bzw. 
mit Geltung des ESVG 2010 eine deutliche Verbesserung die-
ser Datensituation zu erwarten ist).
Dritt ens liegen zu den öff entlichen Haushalten zwar ausrei-
chend detaillierte Daten über laufende Ausgaben, Investitio-
nen und Investitionszuschüsse in Langzeitreihen vor, jedoch 
ist die Messung der Infrastrukturausgaben aus mehreren 
Gründen schwierig: Neben der unklaren funktionellen Ab-
grenzung sind dies unterschiedliche Verbuchungspraktiken 
sowie vor allem komplizierte Aufgaben- und Finanzierungs-

verfl echtungen innerhalb des öff entlichen Sektors und mit 
privaten Unternehmen (in Form von Kapitaltransfers, Beteili-
gungen und Haftungsübernahmen). In zeitlicher Hinsicht ist 
zu beachten, dass Investitionszuschüsse nicht nur einmalige 
Zahlungen für die Finanzierung von Investitionen während 
des gleichen Zeitraums, sondern auch zeitlich gestaff elte 
Zahlungen, die sich auf Anlageinvestitionen in früheren Peri-
oden beziehen (etwa Tilgungszuschüsse), umfassen. Zudem 
werden in den öff entlichen Budgets Zahlungen für vielfältige 
oder unbestimmte Zwecke auch als laufende Transfers ge-
bucht, selbst wenn sie teilweise zur Deckung von Investiti-
onsausgaben herangezogen werden.
Bei der Ermitt lung der Infrastrukturausgaben ist man dem-
nach auf Schätz ungen angewiesen. Üblicherweise werden 
hiefür Gesamtdaten gemäß VGR bzw. ESVG 1995 zu den 
Investitionen (ESVG-Code P.5) des Sektors Staat (S.13) und 
zu privaten Investitionen (S.11 und S.15) herangezogen und 
allenfalls funktionelle Eingrenzungen vorgenommen. Nach 
einer entsprechenden Abschätz ung von Grossmann/Hauth 
(2010) betrugen die privaten und öff entlichen Infrastruktu-
rinvestitionen in Österreich (als Obergrenze) im Jahr 1995 
rund 7,5 %, mit einem (nur) leicht rückläufi gem Trend im 
Jahr 2008 etwa 6,8 % des BIP. Die öff entlichen Investitionen 
betrugen 2008 rund 1 % des BIP, Investitionszuschüsse rund 
1,5 % des BIP (siehe Abbildung 1), als grobe Annäherung 
würden demnach die privaten Infrastrukturinvestitionen in 
den ausgegliederten Einheiten zusätz lich etwas über 4 % des 
BIP ausmachen.
In Abbildung 1 werden die gesamten öff entlichen Brutt oin-
vestitionen des Staates in der Abgrenzung gemäß ESVG 1995 
für den Zeitraum 1995–2011 dargestellt. Zu beachten ist, dass 
die Brutt oanlageinvestitionen gemäß ESVG 1995 den Erwerb 
abzüglich der Veräußerungen umfassen, also die Nett o-Ver-
änderung des Vermögensstandes (ohne Berücksichtigung 
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Abb. 1. Bruttoinvestitionen und Investitionszuschüsse des Staates 1995–2011 in % des BIP bzw.
% der (konsolidierten) Gesamtausgaben des Staates sowie Bruttoinvestitionen nach

Subsektoren (Bundesebene inkl. Sozialversicherungen) nominell in Mio. Euro

Bruttoinvestitionen und Investitionszuschüsse des Staates Bruttoinvestitionen nach Subsektoren des Staates
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von Abschreibungen) ausdrücken. Die Brutt oinvestitionen 
sind demnach im Zeitraum 1995 bis 2011 von 3 % des BIP 
auf rund 1 % des BIP zurückgegangen. Werden ergänzend 
Investitionszuschüsse (ESVG-Code D.92, in der konsolidier-
ten Darstellung jene an Kapitalgesellschaften) einbezogen, so 
ergibt sich ein Rückgang von 4,5 % (1995) auf knapp 2,5 % 
(2011) des BIP. Im Verhältnis zu den (konsolidierten, nicht-
fi nanziellen) Gesamtausgaben des Staates ist der Anteil der 
Investitionen und Investitionszuschüsse im Betrachtungs-
zeitraum von 8 % auf unter 5 % zurückgegangen.
Die Darstellung der Brutt oinvestitionen gemäß ESVG nach 
Subsektoren zeigt grundsätz lich die Bedeutung der Gemein-
deebene. Nach einem generellen Rückgang bis 2000 stagnier-
ten die Investitionen der Gemeindeebene nominell bei knapp 
1,5 Mrd. €, jene der Bundesebene lagen schwankend bei 
knapp 1 Mrd. und jene der Landesebene leicht steigend bei 
etwa 0,7 Mrd. Euro. Das rückläufi ge bzw. stagnierende Inves-
titionsniveau ist zwar zum Teil nur statistischer Natur. Bei-

spielsweise ist der starke Rückgang der Investitionen bei der 
Gemeindeebene im Jahr 1997 primär auf Umgliederungen 
in marktbestimmte Betriebe, d. h. Reklassifi kation von Ein-
heiten gemäß ESVG als (Quasi-)Kapitalgesellschaften, nicht 
jedoch auf Ausgliederungen zurückzuführen (dies betriff t 
insbesondere investitionsintensive Bereiche der Siedlungs-
wasserwirtschaft). In welchem Ausmaß die Entwicklung der 
öff entlichen Investitionen der einzelnen Staatsebenen durch 
Ausgliederungen von Infrastrukturbereichen beeinfl usst ist, 
ist wie erwähnt nicht bekannt.
Betrachtet man die Brutt o-Ausgaben der Gemeinden inkl. 
Wien (einschließlich marktbestimmte Betriebe im Budget 
der Gemeinden, jedoch ohne weitere öff entliche und priva-
te Einheiten auf Gemeindeebene), so zeigt sich ein ähnliches 
Bild (Abbildung 2). Die Brutt oinvestitionen sind von knapp 
3,5 Mrd. Euro 1995–1999 nominell auf rund 2,5 Mrd. Euro 
2000–2009 zurückgegangen und in den Jahr 2010–2011 auf 
unter 2 Mrd. Euro eingebrochen. Der Anteil der Ausgaben 

Quelle: Statistik Austria, 2012b (Gemeindegebarungsstatistik 1995–2011); GemBon, 2012; eigene Darstellung, 2012.

Abb. 2. Gemeinden inkl. Wien – Investitionen und Investitionszuschüsse 1995–2011, nominell in Mio. Euro
und Summe in % der Gesamtausgaben, laufender Finanzierungsrahmen in % der laufenden

Einnahmen sowie laufende und Sachvermögensausgaben 2011 nach Ansatz-Gruppen
und Teilbereichen bei Bildung, Verkehr und Dienstleistungen, in Mio. Euro
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für Sachvermögensbildung (Investitionen und Kapitaltrans-
fers) an den Gesamtausgaben der Gemeinden ist über diesen 
Zeitraum von 21 % auf 12 % gesunken. 
Die Investitionen der Gemeinden betreff en insbesondere 
die Bereiche Bildung, Verkehr sowie öff entliche und private 
Dienstleistungen (insbesondere Siedlungswasserwirtschaft). 
Die Darstellung nach Teilbereichen dieser Infrastruktur-
sektoren zeigt zusätz lich die Bedeutung der laufenden und 
Kapitaltransfers an ausgegliederte öff entliche und private 
Einheiten. Ein höherer Anteil außerbudgetärer Leistun-
genserbringung zeigt sich demnach bei vorschulischer Erzie-
hung (z.B. private Kindergärten), Schienenverkehr und sons-
tigen marktbestimmten Betrieben (z.B. Altersheime).
Bei dem empirischen Befund über die rückläufi ge Investiti-
onsquote ist nicht feststellbar, in wie fern die Entwicklung 
auf zusätz liche Ausgliederungen infrastrukturbezogener 
Leistungsbereiche (bzw. Nett o-Verbuchung in Form von 
Transfers statt  Brutt overbuchung) im Betrachtungszeitraum 
zurückzuführen ist. Gesichert ist demgegenüber die proble-
matische Entwicklung der Gemeindefi nanzen im letz ten Jahr-
zehnt: der laufende Selbstfi nanzierungsrahmen für investive 
Zwecke (Freie Finanzspitz e) im Verhältnis zu den laufenden 
Einnahmen ist von 1996 bis 2010 sukzessive von 13 % bis auf 
0 % abgesackt, im Jahr 2011 betrug er 3 %.
Es verbleibt damit nur die Vermutung, dass in den letz ten 
10–15 Jahren neben Ausgliederungen vor allem auch Mit-
telknappheit für die geringer werdende Investitionsquote 
verantwortlich ist. Inwiefern dadurch der Bestand an einer 
qualitativen öff entlichen Infrastruktur langfristig gefährdet 
und ein erheblicher Nachholbedarf generiert wird oder aus-
reichend Mitt el für Modernisierung und qualitative Aufwer-
tung einer bereits gut entwickelten Infrastruktur verfügbar 
waren, verbleibt jedoch im Unklaren.

3.  Öff entliche Infrastruktur im 
Wandel?
Die Tagung „Öff entliche Infrastruktur im Wandel?“ the-
matisiert die vielfältigen Herausforderungen für Planung, 
Finanzierung, Organisation und Betrieb der Infrastruktur, 
mit denen die Infrastrukturpolitik im Allgemeinen und die 
einzelnen Infrastruktursektoren in unterschiedlicher Weise 
konfrontiert sind:

 Organisation der Leistungserbringung: öff entliche 
Bereitstellung auf unterschiedlichen staatlichen 
Ebenen versus privater Bereitstellung; Fragen der 
Betriebsgrößen und Einzugsbereiche sowie des 
Umgangs mit Auslastungsschwankungen,

 Staatliche Regulierung: Regulierungsbedarf, Regu-
lierungsinstrumente sowie Fragen der Liberalisie-
rung und De-/Regulierung,

 Finanzierung: Finanzierung aus Gebühren und 
Leistungsentgelten versus Finanzierung aus allge-
meinen Haushaltsmitt eln (Steuern und Abgaben) 
sowie Fragen der Preisbildung,

 Wirkungen: unterschiedliche gesamtwirtschaft-
liche, regionale, lokale Wirkungen auf Wert-
schöpfung, Beschäftigung und Produktivität mit 

kurz- oder langfristigen Eff ekten sowie nutz er-
gruppenspezifi schen Wirkungen (sozial, räumlich) 
unter Gesichtspunkten der Allokationseffi  zienz 
und Verteilungsgerechtigkeit,

 Politische Ökonomie von Infrastrukturentscheidun-
gen und

 Technische Planung der Infrastruktureinrichtungen.

Das Tagungsthema bezieht sich insbesondere auf den län-
gerfristigen Anpassungsbedarf der öff entlichen und privaten 
Infrastrukturbereitstellung. Der Anpassungsbedarf (im Ta-
gungstitel mit einem Fragezeichen verdeutlicht) entsteht vor 
allem auch durch sich ändernde Rahmenbedingungen bei 
Unsicherheit und Beschränktheit des Wissens über künftige 
Prozesse und Entwicklungen, insbesondere

 demographischen Wandel,
 siedlungsstrukturelle Entwicklungen,
 technologische Entwicklungen
 wirtschaftliche Rahmenbedingungen,
 fi nanzielle Rahmenbedingungen,
 (EU-)rechtliche Rahmenbedingungen und
 neue Formen der Leistungsbereitstellung.

Im Rahmen der IFIP-Jahrestagung 2012 wurde auf Fragen 
der Finanzierung, der Regulierung und der gesamtwirt-
schaftlichen Wirkungen öff entlicher Infrastruktur eingegan-
gen und Problemstellungen insbesondere in den Bereichen 
Verkehr, Energie, und sozialer Infrastruktur aufgegriff en. 
Der vorliegende Band enthält die schriftliche Fassung zu den 
folgenden Vorträgen der Jahrestagung (die Präsentationen 
aller Vorträge fi nden sich auf www.ifi p.tuwien.ac.at/veranstal-
tungen/ifi p_jahrestagung):

 Herausforderungen für die Zugangsregulierung 
zu Mobilitätsmärkten (Maria-Theresia Röhsler),

 Kooperationsformen der öff entlichen und privaten 
Hand bei Verkehrsinfrastrukturen (Georg Hau-
ger),

 Anforderungen an öff entliche Infrastrukturen 
durch erneuerbare Energieträger (Hans Auer), 

 Herausforderungen an die soziale Infrastruktur in 
Abwanderungsregionen (Elisabeth Aufh auser),

 Der Einfl uss europäischer und internationaler Rah-
menbedingungen auf die Erbringung öff entlicher 
Dienstleistungen (Werner Raza) sowie

 Infrastruktur – ein Begriff  im Wandel der Zeiten 
(Gerlinde Gutheil).
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Herausforderungen für die Zugangsregulierung 
zu den Mobilitätsmärkten am Beispiel des
Zugangs zur Schieneninfrastruktur

Maria-Th eresia Röhsler

Im Vortrag wurde berichtet, dass in den 1980er Jahren der 
Schienenverkehr europaweit kontinuierlich Marktanteile an 
den Straßenverkehr und an den Luftverkehr verloren hat, 
während gleichzeitig die Subventionszahlungen an die nati-
onalen Eisenbahngesellschaften weiter anstiegen. Diese Zah-
lungen wurden teilweise für den reformbedürftigen Betrieb 
anstatt  für dringend notwendige Investitionen in Infrastruk-
tur verwendet. Fehlende Investitionen, mangelnde Interope-
rabilität und ineffi  ziente Strukturen der Eisenbahnen charak-
terisierten den Schienenmarkt in Europa. 
Da für die künftige Wirtschaftsentwicklung in Europa eine 
funktionierende Infrastruktur Voraussetz ung ist, wurden be-
reits in den 1990er Jahren erste Liberalisierungsschritt e mit 
der Richtlinie 91/440 im Schienenverkehr gesetz t. Diese Li-
beralisierungsbemühungen wurden mit den drei Eisenbahn-
paketen 2001, 2004 und 2007 weiterverfolgt. Durch mehrere 
Novellen des Eisenbahngesetz es wurden die Eisenbahnpake-
te in den österreichischen Rechtsbestand übernommen.
Im Rahmen des Vortrags wurden die Rollenverteilung und 
die Kompetenzen der verschiedenen Behörden im Eisen-
bahnrecht erläutert. Als Regulator für den Schienenmarkt 
fungiert die Schienen-Control Kommission. Die wichtigsten 
Aufgaben, wie z. B. Entscheidung über Beschwerden von 
Eisenbahnverkehrsunternehmen gegen Eisenbahninfra-
strukturunternehmen und Zuweisungsstellen, Entscheidung 
über den Zugang zur Schieneninfrastruktur, Gewährung von 
Erleichterungen für Anschlussbahnen, wurden beschrieben 
und besprochen. Des Weiteren wurde die Rolle der Schienen-
Control GmbH aufgezeigt, welche nicht nur als Geschäfts-
stelle der Schienen-Control Kommission tätig ist, sondern 
auch eigene Aufgaben wahrnimmt, wie etwa Marktbeobach-
tung und Überwachung der Meldepfl ichten der Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen.
Ein wichtiger Teil dieses Vortrags beschäftigte sich mit den 
Erfahrungen des Regulators. Seit Bestehen der Schienen-
Control hat sich das Selbstverständnis „Fahren statt  Streiten“  
entwickelt. Durch eine Mediation bei drohenden Konfl ikten 
konnten viele Probleme gelöst werden. Dadurch mündet nur 
ein geringer Anteil von den an den Regulator herangetrage-
nen Konfl ikten in offi  zielle Beschwerden. Hierbei wird, trotz  
des Versuchs der konsensualen Problemlösung, im Streitfall 
eine gesetz eskonforme Entscheidung durchgesetz t. Pro Jahr 
werden rund 60 Verfahren abgewickelt und in den letz ten 
drei Jahren wurden in Summe 30 Bescheide erlassen. Nicht 

erfasst sind die zahlreichen Anfragen, welche ohne offi  zielle 
Beschwerden an die Schienen-Control Kommission behan-
delt wurden.
Die fortschreitende Liberalisierung führt auch zu neuen Pro-
blemen. In diesem Vortrag wurde auf vier aktuelle Fallbei-
spiele verwiesen, die im Rahmen der Liberalisierung aufge-
treten sind.

 Trassenkonfl ikte: Die Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen müssen im Vorhinein die geplanten 
Fahrplantrassen für das nächste Jahr bestellen. 
Die Bestellungen durch verschiedene Eisenbahn-
verkehrsunternehmen können zu Überschnei-
dungen führen, sodass es in manchen Fällen zu 
Konfl ikten in der Zuweisung von Fahrplantrassen 
kommt. Diese Konfl ikte sind meist durch die un-
terschiedlichen Geschwindigkeiten der Züge (z. B. 
Hochgeschwindigkeitszüge bis 200 km/h, Regio-
nalzüge bis 120 km/h, Güterzüge unter 100 km/h) 
und die unterschiedlichen Haltemuster der Züge 
bedingt. 

 Benütz ungsentgelte: Für die Benütz ung der 
Schieneninfrastruktur, der Serviceeinrichtungen 
und für die Inanspruchnahme von Nebenleistun-
gen sind Benütz ungsentgelte zu entrichten. Da für 
die Entstehung und Etablierung des Wett bewerbs 
auf dem Schienenverkehrsmarkt den Benütz ungs-
entgelten eine entscheidende Rolle zukommt, muss 
sichergestellt werden, dass diese nicht diskriminie-
rend ausgestaltet sind und den nationalen und eu-
roparechtlichen Vorgaben entsprechen.

 Promotorentätigkeit: Für den Wett bewerb im ei-
genwirtschaftlichen Personenverkehr ist es ent-
scheidend, dass die Fahrgäste in den Bahnhöfen 
über Angebote informiert werden und auch Per-
sonal für Fragen zur Verfügung steht. Die verschie-
denen Eisenbahnverkehrsunternehmen setz en 
eigene Promotoren ein. Dafür muss das Eisenbahn-
verkehrsunternehmen mit dem Besitz er der Bahn-
höfe einen Vertrag abschließen. Die Verweigerung 
der Benütz ung des Bahnhofs durch Promotoren, 
zu hohe Kosten oder zu restriktive Bedingungen 
stellen Probleme für Eisenbahnverkehrsunterneh-
men dar. 
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 Das Problem der „letz ten Meile“: Als letz te Meile 
wird der Transport von Waggons oder Waggon-
gruppen von einem Verteilzentrum, wie z. B. ei-
nem Frachtenbahnhof oder einem Terminal, zu 
einem Ladegleis oder einer Anschlussbahn ver-
standen. Meist wird die Zustellung und Abholung 
nur durch ein Unternehmen angeboten, welches 
aufgrund seiner Marktstellung überhöhte Preise 
verlangen kann.

Um die Auswirkungen der Liberalisierung auf den österrei-
chischen Schienenverkehrsmarkt darzustellen, wurden die 
aktuellen Marktentwicklungen abgebildet und diskutiert. 
Die Incumbents, die ÖBB-Personenverkehr AG und die Rail 
Cargo Austria AG, haben weiterhin einen Marktanteil von 
rund 80 bis 85 Prozent. Im Güterverkehr entsteht vor allem 
auf der Brennerstrecke, der Donauachse und der Pyhrnstre-
cke Wett bewerb, im Personenverkehr fi ndet er hauptsächlich 
auf der Westbahnstrecke statt .
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Kooperationsformen der öff entlichen und
privaten Hand bei Verkehrsinfrastrukturen

Georg Hauger

Durch das Vorliegen zahlreicher Aspekte des Marktversa-
gens sieht sich der Staat veranlasst, in den Verkehrsmarkt 
einzugreifen. Dabei steht oft die Existenz externer Eff ekte im 
Vordergrund. Nicht zu vergessen sind allerdings weitere As-
pekte wie etwa das oft zu hohe Investitionsrisiko für Private 
bei Infrastrukturbau und -erhaltung, wodurch aus Sicht des 
Staates wichtige, wohlfahrtssteigende Wirkungen der Inves-
tition unterbleiben, da sie für sich alleine betriebswirtschaft-
lich nicht rentabel sind. Es gibt also eine Nachfrage, aber kein 
adäquates Angebot.

Nun gibt es aber auch Formen des Staatsversagens, also Ein-
griff e in den Markt, die zu schlechteren Ergebnissen führen 
als etwa das Nichteingreifen. Neben bestimmten Formen von 
Ineffi  zienzen (z.B. Angebot ohne adäquate Nachfrage) ist es 
vor allem auch der eingeschränkte Finanzierungsspielraum 
der öff entlichen Hand, der den Ruf nach neuen Formen 
von Kooperationsformen (z.B. auch Finanzierungsformen) 
zum Herstellen und Betreiben öff entlicher Infrastrukturen 
laut werden lässt. Tabelle 1 zeigt für Österreich eine diesbe-
zügliche Entwicklung aus kommunaler Sicht deutlich auf.            

Tabelle 1. Gesamteinnahmen und Ausgaben der österreichischen Gemeinden

 Quelle: Kommunalkredit Austria: Gemeindefi nanzbericht 2010, S.16, Wien, 2011.

Tabelle 2. Freie Finanzspitze der österreichischen Gemeinden (ohne Wien)

 Quelle: Kommunalkredit Austria: Gemeindefi nanzbericht 2010, S.16, Wien, 2011. 
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Tabelle 2 gibt die freie Finanzspitz e an und damit den kaum 
vorhandenen Finanzierungsspielraum der Gemeinden.
Aus dem Gemeindefi nanzbericht des Deutschen Städtetages 
kann man entnehmen, dass spätestens seit der Jahrtausend-
wende die Schere zwischen Gesamteinnahmen und Gesamt-
ausgaben auseinander klaff t (Tabelle 3).
Die budgetäre Situation des Bundes darf als bekannt vor-
ausgesetz t werden. Die Mängel bei rein hoheitlicher Leis-
tungsbereitstellung, z.B. im Bundesstraßenbau, lassen sich 
neben diskussionswürdigen politischen Vorgaben aus Sicht 
von Kontrollinstanzen im Wesentlichen durch Kritikpunkte 
kennzeichnen, die einen Effi  zienzmangel in folgenden Berei-
chen orten:

 fehlender Wett bewerbsdruck
 fehlendes Kostenbewusstsein
 personalrechtliche Probleme
 Nichtbeachtung von Formvorschriften

Im Sinne eines New Public Managements werden in dem 
Bereich der Externen Strukturreformen (Public Governance) 
unter anderem Public Private Partnerships explizit als Lö-
sungsstrategie angesprochen (Tabelle 4).
Für eine erfolgreiche Partnerschaft zwischen öff entlicher 
Hand und Privaten ist es aber unbedingt erforderlich, die 
prinzipiellen, durchaus kontroversen Beweggründe der je-
weiligen Akteure zu kennen (Tabelle 5)
Das eigentliche Hauptproblem, das durch die öff entlich-pri-
vaten Partnerschaften (PPP) gelöst werden soll, sind die 
unzureichenden öff entlichen Mitt el für Planungen 

zugunsten von 
volkswirtschaftlich rentablen, 
 jedoch betriebswirtschaftlich unrentablen Projek-

ten.

Rahmenbedingungen sind unter anderem hohe Finanzmit-
telbedarfe bei hohen Risiken, wobei die gänzliche Überlas-
sung an Private politisch oder wirtschaftlich (Rentabilitätslü-
cke) nicht opportun erscheint.
Unterbleiben investive Initiativen, besteht bei Verkehrsinfra-
strukturen die Gefahr, dass (Re-)Investitionen ausbleiben 
(mit Auswirkungen auf Verkehrssicherheit/Servicequalität, 
Erreichbarkeit, Wertverlust der Infrastruktur), Wachstums- 
und Entwicklungschancen beeinträchtigt werden sowie Ver-
luste von Standortvorteilen zu verzeichnen sind.
Die prinzipielle Bandbreite der privaten Beteiligung an öf-
fentlichen Aufgaben ist mannigfaltig:

vollständige Eigenerledigung durch die öff entliche 
Hand (eigenes Personal, eigene Sachmitt el)

 traditionelle Beschaff ungsmaßnahmen (Ausschrei-
bungen)

Outsourcing von Aktivitäten (z.B. Winterdienst)
Contracting Out (z.B. Parkraumüberwachung)
staatliche Mehrheitsbeteiligung (z.B. Flughafen 

Wien)
Korporatisierung (ÖBB, Austro Control, ASFI-

NAG, …)
Vollprivatisierung 

Tabelle 3. Kommunalfi nanzen in Deutschland
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Tabelle 4. Innovationsmanagement im öff entlichen Sektor

Quelle: Loimer, H. et al: Innovationsmanagement im öff entlichen Sektor. In: Wirtschaft  
und Management, Band 16, Juni 2012, S.48.

Tabelle 5. Akteure und deren Beweggründe

Quelle: Mazelle, M.; Hornak, F.: Können Unternehmen von der öff entlichen Verwaltung noch 
etwas lernen? In: Wirtschaft  und Management, Band 16, Juni 2012, S.30.



Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector     Vol. 38 (2-3) 201246

G. Hauger

Im Wesentlichen werden drei Modellformen unterschieden, 
die unterschiedliche (vor allem rechtliche) Implikationen ha-
ben, auf die hier nicht näher eingegangen wird:

Betreibermodell     
(Verantwortung gegenüber den Bürgern bleibt 
beim Staat – Staat hebt auch Nutz ungsentgelt ein)

Konzessionsmodell 
(Privater kann seine Kosten direkt über Entgelte 
von Nutz ern fi nanzieren)

Kooperationsmodell 
(Staat und Privater gründen ein gemeinsames Un-
ternehmen mit privater Rechtsnorm)

Der Beitrag der öff entlichen Hand geht dabei von Machbar-
keitsstudien über die Übernahme der Planungskosten, Ge-
währung von Zuschüssen während der Bau- und Betriebs-
phase, Zurverfügungstellung von Grund und Boden bis hin 
zur Beschleunigung der Behördenverfahren. Weitere Beiträ-
ge beziehen sich auf geförderte Kredite, staatliche Garantien, 
Gewährung nachrangiger Darlehen, Steuerbegünstigungen, 
Konzessionserteilung für eine bereits bestehende Anlage, de-
ren Erlöse in die Projektfi nanzierung übernommen werden, 
sowie garantierte Mindesterträge aus Betrieb und generell 
Risikoübernahme.
Die neue Philosophie von PPP geht somit in Richtung Le-
benszyklusbetrachtung, Risikoteilung, Qualitätsorientierung 
bei der Leistungsbeschreibung bzw. Leistungsorientierung 
bei der Vergütungsregelung. Der Staat übernimmt somit die 
Funktion des Nachfragers, und nicht nur die des Anbieters.
Selbstverständlich ist auch bei PPP-Projekten der Wirtschaft-
lichkeitsnachweis zu erbringen:

PPP muss wirtschaftlich mindestens ebenso güns-
tig sein wie konventionelle Realisierungen.

Keine Beschränkung auf Investitionskosten und 
Finanzierungskosten, auch Risikokosten beachten 
(Baukostenüberschreitungen, ungenau geplante 
Betriebskosten) und Transaktionskosten zwischen 
PPP-Teilnehmern berücksichtigen

Die Vorteile von PPP lassen sich somit folgendermaßen zu-
sammenfassen:

Realisierung zusätz licher Projekte, die sonst auf-
grund knapper Mitt el nicht oder erst später umge-
setz t werden könnten

Entlastung der öff entlichen Haushalte durch Aus-
lagerung („Budgett ricks“)

Durch Teilnahme Privater (Investoren und Kredit-
geber) kann Glaubwürdigkeit und Akzeptanz er-
höht werden.

Private Partner sind besonders bestrebt, Bauzeiten 
und Kostenrahmen einzuhalten.

Vermutete Effi  zienzsteigerung und Kostenredukti-
on durch Einbindung von Privaten, die Marktge-
gebenheiten genau beachten und Fehlinvestitionen 
vermeiden

Leistungsqualität wird gesteigert und Leistungs-
sicherheit erhöht („Management-Know-how“, 

„Branchen Know-how“).
Auslagerung von Konzeption und Planung und 

Betrieb kann im Gegensatz  zu herkömmlichen Aus-
schreibungsverfahren eher zu innovativen Lösun-
gen führen und Verwaltung entlasten. 

Reduzierung der politischen Einfl ussnahme und 
dadurch geringere Behinderung unternehmeri-
scher Entscheidungen

Verkürzte Entscheidungswege gegenüber der öf-
fentlichen Verwaltung

Flexibilität in Personalangelegenheiten
Zusätz liche Einnahmen für die öff entliche Hand 

bei Anlagenverkauf
Value Engineering führt zu Effi  zienzsteigerungen.

Die aktuellen Projekte im Verkehrssektor zeigen jedoch, 
dass PPP-Projekte keineswegs eine unumstritt ene Erfolgsge-
schichte sind. Dies hat folgende Gründe:

Zusätz liche Risiken privater Finanzierungsformen, 
die bei öff entlicher Hand nicht gegeben sind (Kon-
kurs, Ausführungsrisiko)

Finanzierungskosten sind wegen dieser Risiken in 
der Regel höher.

Wirtschaftlichkeit der Projekte ist oftmals von zu-
sätz lichen öff entlichen Investitionen abhängig.

Quersubventionierung von unrentablen durch ren-
table Bereiche nicht mehr möglich.

Benutz ungsgebühren, die über die Kostendeckung 
hinaus auch einen Gewinn für die Privaten bein-
halten sollen, können politische Komplikationen 
mit sich bringen.

Möglicherweise Bevorzugung betriebswirtschaftli-
cher Gesichtspunkte gegenüber ökologischen und 
anderen gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkten

Private sind bestrebt, gewinnbringende Aufgaben 
zu übernehmen; unrentable Aufgaben verbleiben 
bei der Öff entlichen Hand („Cream Skipping“).

Kosten werden möglicherweise zulasten der Leis-
tung eingespart (Qualitätsverlust).

Trotz  geringerer Einfl ussnahme verbleibt Verant-
wortung der Aufgabenerfüllung (teilweise) bei der 
öff entlichen Hand.

Weniger Bürokratie wird möglicherwei-
se durch langwierige Projektvorbereitungen 
und begleitende Regelungen wett gemacht
(komplexe Regelungen und komplizierte Verträge 
über lange Zeiträume bezüglich Risikoaufteilung, 
Tarifgestaltung, Ertragsbegrenzung, Subventio-
nen). Transaktionskosten steigen.

Lange Vertragsdauer führt zu Monopolstellung 
des Privaten (fehlender Wett bewerb).

Derzeit oft noch Vertrauensdefi zit durch Vorurteile 
auf beiden Seiten

Insbesondere Banken haben in ihrem Portfolio Produkte, die 
höhere Erträge bei geringerem Risiko und geringeren Laufzei-
ten bieten. Daher ist das prinzipielle Interesse an Beteiligun-



Vol. 38 (2-3) 2012     Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector 47

Kooperationsformen der öff entlichen und privaten Hand bei Verkehrsinfrastrukturen

gen von PPP-Projekten jedenfalls kein euphorisches. Außer-
dem sind Banken an möglichst geringem Risiko interessiert, 
was im starken Widerspruch zu innovativen Lösungen steht, 
die allerdings im Sinne von Produktivitätssteigerungen not-
wendig wären, aber eben riskant sind. Eine Lösung für dieses 
Problem wird in einer Beteiligung der Versicherungsbranche 
gesehen (z.B. Monoline Insurance), die das Risiko der Banken 
dämpfen, aber sich dieses Risiko bezahlen lassen.
Eine weitere Maßnahme zur Att raktivierung von PPP-Pro-
jekten wäre aus der Perspektive aller Beteiligten eine Etab-

lierung standardisierter Rahmenverträge, welche die Trans-
aktionskosten (im Wesentlichen juristische Beratungskosten) 
drastisch senken könnten. 
Aus Sicht der Wissenschaft ergibt sich ein enormes For-
schungsfeld im Bereich der Ermitt lung der Lebenszykluskos-
ten (von Infrastrukturen) sowie in der Entwicklung von Me-
thoden zur quantitativen Abschätz ung diverser auftretender 
Risiken, denn in den Transaktionskosten und Risikokosten 
liegen die größten Hürden für erfolgreiche PPP-Projekte der 
Zukunft.
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Anforderungen an öff entliche Infrastrukturen 
durch erneuerbare Energieträger –
Energienetze der Zukunft 

Hans Auer

Zusammenfassung
Der Aufb au einer vertikal integrierten Stromversorgungs-
struktur, bestehend aus Kraftwerken, Übertragungs- und 
Verteilnetz en und Endkundenanlagen, war eine der Voraus-
setz ungen zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Entwick-
lung im 20. Jhdt. Ein wesentliches Rückgrat in diesem Zu-
sammenhang war – und ist es auch in liberalisierten Strom-
märkten seit dem Jahr 1999 – das Übertragungsnetz . Die 
ursprünglichen Eckpfeiler für den Bau und das Design von 
Übertragungsnetz en waren:

 Geographische Verbindung der zentral gebauten 
Großkraftwerke mit den Lastz entren

 Ausnutz ung der Skalenerträge der Stromerzeu-
gung in Großkraftwerken und des Stromtransports 
in einem zentral organisierten Stromversorgungs-
system

 Sicherstellung eines bestimmten Grades an Versor-
gungssicherheit

Aufgrund der Aufspaltung der vertikal integrierten Strom-
versorgungsstrukturen in liberalisierten Strommärkten ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskett e („Unbundling“) 
ergeben sich sowohl für die zukünftige Weiterentwicklung 
als auch für den operativen Betrieb von Übertragungsnetz en 
zusätz liche Herausforderungen vor allem in folgenden Berei-
chen (vgl. auch Abbildung 1):

 Netz - und Marktintegration erneuerbarer Ener-
gieträger, vor allem bei Wind-Onshore und Wind-
Off shore Anlagen in der Nord- und Ostsee bzw. 
bei großen Solarkraftwerken in Südeuropa und 
Nordafrika.

 Bessere Kopplung von nationalen Strommärkten/
Börsenplätz en in Europa durch Investitionen in 
Übertragungsnetz kapazitäten, um die derzeit exi-
stierenden Netz engpässe zwischen den einzelnen 
Regelzonen der Übertragungsnetz betreiber zu be-
seitigen (vgl. Abbildung 2 und Abbildung 3).

 Sicherstellung des überregionalen und grenzüber-
schreitenden Zugangs zu fl exiblen Kraftwerks-
kapazitäten (z.B. Pumpspeicherkraftwerke, GuD-
Kraftwerke) zur verbesserten Bereitstellung von 
Regel- und Ausgleichsenergie, deren Notwendig-
keit nicht un-wesentlich durch die zunehmende In-
tegration von fl uktuierenden erneuerbaren Strom-

erzeugungstechnologien (z.B. Wind-Onshore und 
Wind-Off shore) hervorgerufen wird (vgl. Abbil-
dung 4 und Abbildung 5).

Letz tendlich kann man die 3 oben genannten, verschiedenen 
Kategorien jedoch nicht isoliert betrachten; viel mehr gibt es 
zwischen ihnen große gegenseitige Wechselwirkungen. Die-
sem Umstand wird auch bei der Defi nition der 3 energiepo-
litischen Schwerpunkte der Europäischen Kommission zur 
Erreichung der sogenannten EU2020-Ziele1 Rechnung getra-
gen, die auf den 3 Eckpfeilern Weiterentwicklung des europä-
ischen Strommarktes, Integration erneuerbarer Energieträger, und 
Versorgungssicherheit fußt. Für sämtliche der oben genannten 
Kategorien werden laufend robuste Berechnungs- und Simu-
lationsmethoden und –tools weiterentwickelt, um sowohl 
techno-ökonomische als auch wohlfahrts-ökonomische Ana-
lysen in diesem Zusammenhang durchführen zu können.
Die elektrischen Verteilnetz e standen in den ersten 10 Jah-
ren nach der Liberalisierung der Strommärkte unter einem 
enormen Kostensenkungsdruck, der im Zuge der neu imple-
mentierten Netz regulierungsverfahren zur Netz tariff estset-
zung entstanden ist. Dies führte einerseits bereits zu einem 
zunehmenden Substanzverlust des Anlagevermögens der 
elektrischen Netz infrastruktur (vgl. Abbildung 6), anderer-
seits gab es auch wenig Spielraum für Investitionen in inno-
vative Lösungen in Richtung Smart Grids (vgl. Abbildung 7). 
Der Begriff  der Smart Grids wird derzeit zwar konzeptionell 
viel zitiert, die konkreten praktischen Anwendungen bzw. 
Feldversuche sind jedoch noch überschaubar; sowohl auf 
nationaler als auch internationaler Ebene. Mitt el- bis lang-
fristige werden jedoch intelligente elektrische Verteilnetz e, 
ausgestatt et mit modernen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, die Stromversorgungssysteme Richtung 
dezentraler Strukturen revolutionieren. Zudem wird die 
strikte Trennung zwischen Übertragungs- und Verteilnetz en 
zunehmend verschwinden.
Neben elektrischen Netz en spielen Gas- und Wärmenetz e 
in derzeitigen und zukünftigen Energiesystemen eine sehr 
bedeutende Rolle. Aber auch diese Segmente stehen vor 
enormen Herausforderungen, da die zunehmende Imple-
mentierung von Energieeffi  zienzmaßnahmen (Wärmedäm-
mung, Niedrigenergie- bzw. Passivhausstandards) und so-

1  Im Rahmen der EU2020-Ziele sollen bis zum Jahr 2020 der Ge-
samtanteil an erneuerbaren Energien auf 20% steigen, die Ener-
gieeffi  zienz um 20% erhöht und die Treibhausgasemissionen um 
20% reduziert werden.
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larthermischen Anlagen in direkter Konkurrenz zu den drei 
möglichen Energieverteilnetz optionen (Strom-, Gas, Fern-/
Nahwärmenetz en) stehen, wenn es um die verschiedenen 
technologischen Möglichkeiten der Heizenergiebereitstel-
lung im Niedertemperatursegment geht (vgl. Abbildung 8). 
Abhängig von Siedlungsdichten, Alterstruktur der Gebäude 
bzw. sonstigen Gebäudeparametern bieten sich somit ver-
schiedene Technologieportfolios der optimalen Bereitstel-
lung von verschiedenen Energiedienst-leistungen im Bereich 
der Niedertemperaturwärme/-kälte. Es kann jedoch auch zu-
nehmend vorkommen, dass einzelne Wärmeverteilnetz e (vor 
allem Gas- und Fern-/Nahwärmenetz e) unter bestimmten 
strukturellen Voraussetz ungen obsolet werden. Dies würde 
in letz ter Konsequenz auch einen Rückbau bereits bestehen-
der Verteilnetz e (z.B. Gasnetz e in dünn besiedelten Gebieten) 
bedeuten.
Die oben gezeigten Anforderungen an die verschiedenen En-
ergienetz e implizieren einerseits einen enormen zukünftigen 
Investitionsbedarf, andererseits stellen sie die energiepoliti-
schen Entscheidungsträger vor enorme Herausforderungen, 
da diese mit zum Teil divergierenden Zielkonfl ikten konfron-

tiert sind. Beispielsweise untergräbt die in der Öff entlichkeit 
wohlwollend zur Kenntnis genommene und von der Politik 
auch zunehmend forcierte Förderung von solarthermischen 
Anlagen die Auslastung von Wärmeverteilnetz en wie Nah- 
und Fernwärmenetz en (vgl. Abbildung 9). Dies wirkt sich in 
weiterer Folge direkt auf die Wirtschaftlichkeit der kapitalin-
tensiven Energienetz e aus, die im Regelfall über lange Zeit-
räume abgeschrieben werden. Weiters wird die direkte Kon-
kurrenz zwischen Gas- und Fern-/ Nahwärmeverteil-netz en 
auch zunehmend bei Stadterweiterungsprojekten sichtbar 
(Stichwort: Smart Cities).
Die Energienetz e werden in zukünftigen nachhaltigen Ener-
giesystemen von enormer Bedeutung sein. Deren Anforde-
rung werden jedoch auch zunehmend komplexer und auf-
grund der Kapitalintensität aller leitungsgebundenen Infra-
strukturen wie Strom-, Gas- und Fern-/Nahwärmenetz e sind 
genaue Zielvorgaben bei der Planung und Dimensionierung 
unabdingbar. Nicht zuletz t energiepolitische Ziele und Vor-
gaben werden dabei die optimalen Technologieportfolios in 
Einzelfällen bestimmen.

Quelle:  Eigene Darstellung, 2012

Abb. 1. Herausforderungen am liberalisierten Strommarkt
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Quellen:  EURELECTRIC, PLATTS, ENTSO-E System Adequacy Forecasts, WP2- Questionnaires, EEG Database, EC Ener-
gy Infrastructure Package 

Abb. 2. „Kopplung“ Regionaler Märkte / Marktpreise an den Strombörsenplätzen

Quellen: in der Grafi k angeführt

Abb. 3. Engpassmanagement: Auktionierung knapper Übertragungsnetzkapazitäten
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Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 4. Wind- und (Pump-)Speicherpotenziale in Europa

Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 5. Notwendiger Beitrag der eigenen und benachbarten Pumpspeicherkraft werke
zur Deckung der Residuallast in Deutschland (exkl. Wind&PV) im Jahr 2020

(unter der Annahme des vorhandenen Kraft werksportfolios 2015)
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Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 6. Zukünft iger Investitionsbedarf in elektr. Verteilnetze (SmartGrids)

Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 7. Vergleich der Spezifi schen Re-Investitionen in das Österreichische Verteilnetz bis 2050:
SmartGrid versus klassische Verteilnetzstruktur 
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Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 8. Zukünft ige „Konkurrenzsituation“ zwischen Strom-, Gas und Wärmenetzen
zur Bereitstellung von Energiedienstleistungen 

Quelle: Eigene Darstellung, 2012

Abb. 9. Bevorzugte Strategien der Raumwärmebereitstellung im Haushaltssektor in Österreich bis 2050
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Herausforderungen an die soziale Infrastruktur 
in Abwanderungsregionen

Elisabeth Aufh auser

Es stimmt: viele Gemeinden in Österreich sind mit dem Pro-
blem konfrontiert, dass Junge – insbesondere Frauen – ab-
wandern und dadurch Problemlagen generiert werden, die 
die Kommunalpolitik und die dafür Verantwortlichen immer 
wieder vor neue Herausforderungen stellen. Mit der zuneh-
menden Ausdiff erenzierung der Gesellschaft vervielfältigen 
sich nicht nur die sozialen Aufgaben, die auf kommunaler 
Ebene gelöst werden müssen, es werden darüber hinaus sehr 
fl exible, auf individuelle Bedürfnisse abgestimmte Angebots-
bündel erwartet und es steigen insgesamt die Anforderun-
gen an die Qualität der sozialen Dienstleistungen. Gleich-
zeitig werden die öff entlichen Budgets immer  knapper. Die 
zunehmende Überschuldung vieler Gemeinden ist auch in 
engem Zusammenhang mit den steigenden Aufgaben und 
Ausgaben im Bereich der sozialen Infrastruktur zu sehen. In 
Gemeinden mit Bevölkerungsrückgang sinken die Einnah-
men teilweise dramatisch und sogar der Erhalt und die Fi-
nanzierung einer adäquaten sozialen Grundversorgung ist in 
Gefahr. Da sich die Zahl der Gemeinden mit Bevölkerungs-
rückgang in den nächsten Jahren deutlich erhöhen wird, sind 
dringend neue Angebotsmodelle und Finanzierungsformen 
zur Sicherstellung einer adäquaten sozialen Infrastruktur auf 
regionaler Ebene zu entwickeln.

Die Förderung von innovativen 
Projekten auf regionaler Ebene muss 
in den nächsten Jahren stärker auf 
den sozialen Bereich ausgerichtet 
werden
Im Vortrag werden einige zentrale Herausforderungen an 
die soziale Infrastruktur angesprochen, mit denen viele Ge-
meinden und Regionen in Österreich in den nächsten Jahren 
konfrontiert sein werden, sowie Wege skizziert, um diesen 
zu begegnen. Als „gelernte“ Wirtschaftsgeographin und 
„gelernte“ Demographin möchte ich drei grundlegende Ein-
schätz ungen voranstellen:
Erstens, soziale Sicherheit und Lebensqualität stellen in der 
Wissensgesellschaft einen zentralen wirtschaftlichen Stand-
ortvorteil dar. D.h. Investitionen in qualitätsvolle Betreu-
ungs-, Bildungs- und Gesundheitsinfrastruktur, in altersge-
rechte Wohnformen, in Projekte, die die soziale Integration 
vorantreiben, oder in Projekte, in denen nach regional an-
gepassten, integrierten Lösungen gesucht wird, heben nicht 
nur den Lebensstandard der vor Ort lebenden Wohnbevöl-

kerung, sondern sind auch für die Wirtschaft funktional. Gut  
qualifi zierte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen stellen 
heute besonders hohe Anforderungen an das soziale Milieu, 
in dem sie mit ihren Angehörigen leben.
Zweitens, Investitionen in soziale Infrastrukturen sind in 
beschäftigungspolitischer Hinsicht extrem effi  zient und das 
Beschäftigungswachstum ist in den Branchen, die der sozi-
alen Infrastruktur i.w.S. zuzurechnen sind, noch immer sehr 
dynamisch.(1) In Zeiten knapper öff entlicher Budgets gilt es, 
auch die europäischen Strukturfonds verstärkt für den Aus-
bau und Erhalt sozialer Dienstleistungen in den Regionen 
zu nutz en. Im Moment fokussieren die regionalpolitischen 
Aktivitäten, die über EU-Mitt el ko-fi nanziert werden, unter 
Schlagworten wie Technologiezentren, Clusterpolitik oder 
Förderung des regionalen Entrepreneurship, sehr stark auf 
die Stärkung unternehmerischer Milieus. Vor dem Hinter-
grund der großen sozialen Herausforderungen, die in den 
nächsten Jahren von zunehmend mehr Gemeinden bewäl-
tigt werden müssen, erscheint es dringend notwendig, in 
der Strukturfondsperiode 2014-20 Mitt el spezifi sch für die 
Förderung innovativer Pilotmodelle im Bereich sozialer In-
frastrukturangebote zu reservieren.(2) Angeknüpft werden 
kann dabei an erste Projekte, die im Rahmen verschiedener 
Gemeinschaftsinitiativen (insbesondere EQUAL) in den letz -
ten Jahren durchgeführt wurden. Mit den relativ fl ächende-
ckend vorhandenen Regionalmanagements, Kleinregions-
strukturen und Leader-Gruppen gibt es bereits geeignete 
institutionelle Ankerpunkte, um die herum Projektprozesse 
initiiert werden können.
Dritt ens, mitt els Bevölkerungsprognosen werden Entwick-
lungen gerne überspitz t, um nicht zu sagen „dramatisiert“. 
Auch hinter den in blau dargestellten sog. Abwanderungs-
gemeinden und –regionen in Abbildung 1 „verbergen“ sich 
sehr unterschiedliche demographische Entwicklungen, die 
nicht überall, nicht immer oder in allen Aspekten als ne-
gativ zu beurteilen sind. In einer detaillierten Analyse der 
Bevölkerungsbewegungen im Rahmen des Interreg Projek-
tes Demochange wurde etwa erst kürzlich für den Pinzgau, 
den Lungau und den Pongau sehr anschaulich gezeigt, dass 
Abwanderungsregionen immer gleichzeitig auch Zuwande-
rungsregionen sind.(3)  Auch meine eigenen Analysen etwa 
für das Mühlviertel oder das Burgenland zeigen, dass der 
Abwanderung junger einheimischer Bevölkerung vielfach 
eine Zuwanderung älterer und/oder ausländischer Personen 
gegenüber steht.
Für die endgültige Beurteilung der Herausforderungen, die 
sich für einzelne Gemeinden bzw. Regionen aus der demo-
graphischen Entwicklung ergeben, ist den diff erenzierten 
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Zu- und Abwanderungsprozessen verschiedener Bevölke-
rungsgruppen auf alle Fälle verstärkt Augenmerk zu schen-
ken.(4)  So werden etwa in Regionen, aus denen überpropor-
tional junge Frauen abwandern, auch sehr spezifi sche soziale 
Fragen relevant: Wie werden Betreuungs- und Pfl egeaktivitä-
ten, die lange von Frauen unentgeltlich erbracht wurden, neu 
organisiert? Wie fi nden die jungen Männer adäquate Partne-
rinnen? Wie werden zuziehende Partnerinnen mit „anderen“ 
ethnischen oder kulturellen Hintergründen sozial integriert?
Mit den verschiedenen Formen selektiver Zuwanderung, die 
für viele sog. Abwanderungsregionen typisch sind, stellen 
sich auf kommunaler Ebene jedoch nicht nur neue soziale 
Fragen. Es eröff nen sich im Allgemeinen auch Chancen im 
Hinblick auf regionale Beschäftigungs- und Problemlösungs-
kapazitäten. Einerseits benötigen die Zuwandernden unter 
Umständen andere, neue Angebote an sozialer Infrastruktur, 
andererseits kann das Erfahrungspotenzial der Zuwandern-
den (etwa von Personen im Zuge der Pensionierung oder von 
Migranten/Migrantinnen) aktiviert werden, um neue Lösun-
gen für soziale Herausforderungen zu fi nden.

(Regulierte) Vielfalt und Qualität als 
neue Herausforderung
Soziale Dienstleistungen und die Frage, wie und in welcher 
Form deren Bereitstellung geregelt werden soll, haben in den 
letz ten Jahren verstärkt Aufmerksamkeit von der Europäi-
schen Kommission erhalten.(5) Beihilfenrecht, Vertragsrecht, 
Niederlassungsfreiheit sowie Wahlfreiheit durch Wett bewerb 
sind heute auch bei Investitionen in soziale Infrastrukturen 
auf kommunaler Ebene zu beachten und strukturieren das 
sog. sozialrechtliche Dreieck (vgl. Abbildung 2), im Rahmen 
derer die Leistungen erbracht werden müssen. Die formalen 
Regelungen, die beim Angebot und bei der Erbringung sozi-
aler Dienstleistungen mitt lerweile zu beachten sind, stellen 
einerseits eine große Herausforderung für kommunale Poli-
tikerinnen und Politiker dar, andererseits sichern sie – hof-
fentlich – auch eine steigende Qualität der angebotenen Leis-
tungen. So sind der Zugang zu qualitätsvoller Ausbildung, 
zu lebenslangem Lernen, zu einer qualitativ hochwertigen 
Gesundheitsversorgung, zu einem „würdigen Altern“ oder 
zu Maßnahmen, die die soziale Integration unterstütz en, 
heute als Menschenrechte defi niert, die in den Ländern der 
Europäischen Union zu garantieren sind. Unterstütz t werden 

Quelle:  ÖROK Atlas, http://www.oerok-atlas.at

Abb. 1. Kleinräumige Bevölkerungsprognose für Österreich 2010-2030
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integrierte Lösungen, die gezielt auf individuelle Bedürfnisse 
und am regionalen Bedarf ausgerichtet sind. Die Koordinati-
on mit Aktivitäten bürgerlichen Engagements wird grund-
sätz lich positiv bewertet, gleichzeitig wird aber auch darauf 
Wert gelegt, eine Professionalisierung der Angebote und bei 
den Anbietenden voranzutreiben. Explizit gefördert wird 
von Seite der europäischen Kommission auch die Integration 
neuer IT-gestütz ter Kommunikationsformen in die Angebo-
te sowie eine Qualitätskontrolle durch die Nutz erinnen und 
Nutz er (als zahlende Dritt e).
Auf eine detaillierte Betrachtung der großen Herausforde-
rungen, mit denen die Gemeinden und Regionen aufgrund 
neuer rechtlicher Vorgaben bei der Bereitstellung sozialer 
Dienstleistungen heute konfrontiert sind, wird hier verzich-
tet.(6) Auf alle Fälle müssen die Gemeinden und Regionen 
bei deren adäquater Umsetz ung gezielt unterstütz t werden.
(7) Gerade mit Blick auf die von der Europäischen Union 
forcierten Aspekte von Wahlfreiheit durch Wett bewerb oder 
Qualitätssicherung durch fachliche Spezialisierung und 
Professionalisierung gilt es tragfähige Pilotmodelle zu ent-
wickeln die zeigen, wie und auf welche Weise eine Integra-
tion verschiedener Anbieter möglich ist, ob und in welcher 
Form kleinen lokalen Anbietern Vorrang vor großen (inter)
nationalen Anbietern gegeben werden kann oder wie fachli-
che Spezialisierung mit Grundangeboten verknüpft werden 
kann.
Am Beispiel der Seniorenbetreuung soll abschließend kurz 
gezeigt werden, welches vielfältige Leistungsbündel heute 
auf kleinräumiger Ebene grundsätz lich erwartet wird.(8)
Die Zahl an älteren Menschen wird auch in den sog. Abwan-
derungsregionen in naher Zukunft absolut noch zunehmen, 
teilweise wird sie sogar massiv steigen.(9) Um dieser Bevölke-
rungsgruppe ein „würdiges Altern“ zu ermöglichen, müssen 
sehr unterschiedliche qualitativ hochwertige, von Fachkräf-

ten vor Ort erbrachte Dienstleistungen angeboten werden, 
um fl exibel auf die immer stärker variierenden individuellen 
Bedürfnisse nach Betreuung, Pfl ege und sozialer Integration 
reagieren zu können. Zum heute erwarteten Angebot zählen 
etwa verschiedenste Formen an mobilen Diensten, die es älte-
ren Menschen ermöglichen, in ihrer gewohnten Umgebung 
zu leben, aber etwa auch Tageszentren, die einerseits Angehö-
rige im Alltag entlasten, andererseits vielfältige spezifi sche 
Fachbetreuung bieten und auch eine sozial integrative Funk-
tion wahrnehmen. In Streusiedlungen sind derartige Ange-
bote immer mit sehr hohen Fahrtkosten verbunden, die nur 
schwer in privatwirtschaftlich kalkulierte durchschnitt liche 
Kostenvorgaben zu pressen sind.(10) Betreute Wohnformen 
oder die alters- bzw. behindertengerechte Adaption von Wohn-
einheiten, öff entlichen Verkehrsmitt eln u.ä.m. erfordern re-
lativ hohe Investitionen, die sich viele Gemeinde nur schwer 
bzw. gar nicht mehr leisten können.

Demographische Entwicklungen als 
Herausforderung
Wie eingangs angesprochen, lassen sich die Herausforderun-
gen, die sich für einzelne Gemeinden bzw. Regionen aus de-
mographischen  Entwicklungen ergeben, nur auf Basis einer 
detaillierten Analyse der Zu- und Abwanderungsprozesse 
beurteilen. Einige allgemeine Trends sind dennoch für viele 
Abwanderungsgemeinden bzw. -regionen typisch und wer-
den in Zukunft für eine deutlich größere Zahl an Gemeinden 
in Österreich prägend werden:

1. Verbunden mit dem quantitativen Rückgang der Be-
völkerung ist ein kleinräumiges, fl ächendeckendes 
Angebot an eigenständigen sozialer Dienstleistungen 
auf kommunaler Ebene wegen zu kleinen Nutz ungs- 

Quelle:  Eigene Darstellung.

Abb. 2. Sozialrechtliches Dreick
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bzw. Auslastungszahlen vielfach nicht mehr zu fi nan-
zieren. Es muss daher nach sinnvollen Formen der 
Verkleinerung, der Zusammenlegung und Zentrali-
sierung von Angeboten gesucht werden.

2. In vielen Gemeinden und Regionen nimmt die Zahl 
an älteren Personen absolut und relativ zu, jene der 
Kinder und jungen Erwachsenen ab. Insbesondere die 
Zahl der Hochbetagten wird in den nächsten Jahren 
in vielen Gemeinden massiv steigen. Das Angebot an 
sozialer Infrastruktur muss an die veränderten, insge-
samt als relativ kostenintensiv zu beurteilenden Pfl e-
ge- und Betreuungsanforderungen adaptiert werden.

3. Frauen wandern aus vielen Regionen überproportio-
nal ab. Vor allem die junge Bevölkerung „vermänn-
licht“ sehr stark. Es stellt sich die Frage, wer die 
„neuen“ Träger bzw. Trägerinnen der sozialen Infra-
struktur sein werden bzw. sein können.

4. Auch in ländlichen Gebieten mit hoher Abwanderung 
diversifi ziert sich die Bevölkerung im Hinblick auf 
kulturelle und ethnische Herkunft. Gerade bei sozi-
alen Dienstleistungen werden daher sprachliche und 
kulturelle „Übersetz ungen“ immer wichtiger.

Ziel muss die Erarbeitung integrierter 
und wirtschaftlicher Lösungen 
gemeinsam mit der Bevölkerung sein
Die zentrale Frage, die sich in sog. Abwanderungsregionen 
stellt, ist, wie und auf welche Weise bestehende soziale In-
frastrukturangebote, die sich privatwirtschaftlich und/oder 
öff entlich-rechtlich nicht mehr rechnen, so adaptiert werden 
können, dass dennoch eine sinnvolle Qualität und Erreich-
barkeit erhalten bleibt, und wie neue Infrastrukturangebote 
so mit bestehenden Angeboten verknüpft werden können, 
dass möglichst geringe zusätz liche Kosten anfallen. Zu be-
achten ist dabei, dass die Gemeinden in der Regel durch den 
laufenden Betrieb sozialer Dienstleistungsangebote fi nanziell 
stärker belastet werden als durch Anfangsinvestitionen, da 
für diese leichter Finanzierungsmodelle entwickelt und Sub-
ventionen aufgetrieben werden können. Insgesamt gesehen 
zählen öff entlicher Nahverkehr, Betreuungs- und Pfl ege-
dienstleistungen sowie Sicherung der Nahversorgung zu den 
Bereichen, die für die Gemeinden heute die größten Finanz-
probleme verursachen. Daneben müssen sich die Gemeinden 
aber auch um Schul- und Weiterbildungsangebote, um Ange-
bote im Bereich der Gesundheits- und Drogenberatung, um 
verschiedenste Therapieangebote, um Freizeitangebote, um 
interkulturelle Kommunikation u.v.m. kümmern. 
Alleine lassen sich die Herausforderungen für die Gemein-
den nicht mehr bewältigen. Interkommunale Kooperation 
muss daher auch bei der Erstellung und laufenden Finanzie-
rung von sozialen Dienstleistungseinrichtungen selbstver-
ständlich werden und sollte gezielt gefördert werden.
Wichtig ist insgesamt der aktive Einbezug der Bevölkerung 
in die Entscheidung, welche Angebote, in welcher Flexibilität 
und in welcher Spezialisierung an bestimmten Orten tatsäch-
lich benötigt werden; welche Angebote gebündelt werden 

können, um Investitions- und laufende Kosten möglichst 
niedrig zu halten; welche Orte bzw. Räume multifunktional 
und generationsübergreifend genutz t werden können; über 
welche Angebotsvarianten auch Professionalisierungspoten-
tiale für Einheimische geschaff en und genutz t werden kön-
nen; aber auch, welche Prioritäten mit Blick auf die Finan-
zierbarkeit zu setz en sind. In diesem Zusammenhang stellen 
sich folgende Fragen:

 Entstehen tatsächlich große Versorgungsprobleme, 
wenn statt  dem lokalen Bäcker nur mehr die Brot-
backstation im Supermarkt des Gerichtsbezirksor-
tes zur Verfügung steht?

 Welche Personen schaff en es nicht zum nur mit 
dem Auto erreichbaren nächsten Raiff eisen-Lager-
haus, in dem es eigentlich (fast) alles gibt?

 Wer fühlt sich für Fragen sozialer Integration ver-
antwortlich, wenn der zuständige Pfarrer nur mehr 
alle paar Wochen vorbeischaut?

 Wie wird der Informationsaustausch, wie wird 
Kommunikation organisiert, wenn die Erben und 
Erbinnen auch das letz te Wirtshaus im Ort nicht 
mehr weiterführen wollen?

 Was tun, wenn die Kinderzahlen am Ort nicht ein-
mal mehr ausreichen, um einen Mehrklassenunter-
richt in der Volksschule zu rechtfertigen?

 Wie kommen die weniger Mobilen zu jener „zwei-
ten Fachmeinung“, die einzuholen der Gemeinde-
arzt/die Gemeindeärztin vorschlägt?

 Welche Möglichkeiten bieten wir der zugewander-
ten Ehefrau um der drohenden sozialen Isolation 
zu entkommen?

 U.ä.m.

Hub-Spoke-Organisation als 
räumliches Grundmodell
Als Grundmodell für eine zukunftsfähige räumliche Organi-
sation sozialer Infrastrukturangebote bieten sich sog. Hub-
Spoke-Systeme an, wie sie etwa auch im Bereich der Gü-
terlogistik üblich sind (vgl. Abbildung 3). Die sog. „Hubs“ 
(Naben/ Knoten) stehen dabei symbolisch für spezialisierte 
Dienstleistungsangebote an zentralen Orten. Die „Satelliten“-
Punkte stehen symbolisch für multifunktional nutz bare „Ge-
meindehäuser“ in Ortschaften oder Streusiedlungen, die 
über „Spokes“ (Speichen) nicht nur verkehrstechnisch son-
dern auch über tragfähige Breitbandnetz werke an die zentra-
len Einrichtungen angebunden sind.
Wie kleinräumig, wie diff erenziert und wie interkommunal 
derartige Systeme aufgebaut werden, wie stark fachlich spe-
zialisiert bzw. wie räumlich integriert die Angebotsknoten 
für soziale Dienstleistungen sind sowie wie multifunktional, 
wie generationsübergreifend, in welcher räumlichen Form, 
mit welchem Personal und mit welcher zeitlichen Struktur 
die „kleinen“ Räumlichkeiten auf lokaler Ebene ausgestatt et 
werden, muss unter aktiver Mitwirkung der vor Ort leben-
den Bevölkerung ausgehandelt werden. Regional abzustim-
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men ist u.a. auch, welche Dienstleistungen von Spezialisten 
über Telekommunikation erbracht werden können; wel-
che spezialisierten Dienstleistungen in welchem zeitlichen 
Rhythmus in kleineren Siedlungseinheiten „vor Ort“ ange-
boten werden; wie die Mobilität mit öff entlichen Verkehrs-
mitt eln zwischen „Satelliten“ und „zentralen Einrichtungen“ 
auf eine integrierte Weise sicher gestellt wird.
Erste Pilotprojekte, wie ein sinnvolles Spektrum an sozialen 
Dienstleistungsangeboten gemeinsam mit der Bevölkerung 
erarbeitet werden können, gibt es bereits (vgl. etwa den so-
zialwirtschaftlichen Cluster in Steyr-Kirchdorf oder den So-
zialdialog im Pongau).(11) In einigen Ortschaften wurden 
bzw. werden bereits multifunktional nutz bare Gemeinde- 
oder Generationenhäuser errichtet. Einige sehr gute Beispiele 
gibt es auch für multifunktional nutz bare Bus- und Taxisys-
teme in ländlichen Regionen. Was noch fehlt sind fi nanziel-
le Förderstrukturen, die Projekte zu integrierten Lösungen 
auf interkommunaler Ebene vorantreiben, sowie geeignete 
Platt formen, über die Erfahrungen und Lösungsansätz e aus-
getauscht werden können. In den Regionen selbst könnte ge-
rade im Bereich von Projektmanagement, Projektumsetz ung 
und zivilgesellschaftlichem Engagement verstärkt auch auf 
die Erfahrungen der älteren Zuwandernden gesetz t werden. 
Darüber hinaus muss in stärkerer Weise als bisher im Bereich 
der Regionalpolitik üblich, auf eine adäquate Einbeziehung 
der Frauen als derzeit noch immer stark für soziale Belange 
„Zuständige“, in die Diskussion, die Planung und die Um-
setz ung der neu zu gestaltenden sozialen Infrastrukturange-
bote in den Regionen geachtet werden.
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Abb. 3. Hub-Spoke-Organisation
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Krems: Donauuniversität Krems.(htt p://www.arbeiter-
kammer.at/bilder/d152/Studie_Soziale_Dienstleistun-
gen_2011.pdf; 22.09.2012)
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Einleitung
Bereits seit den 1980er Jahren, verstärkt aber im letz ten Jahr-
zehnt, erleben wir in Europa, aber auch weltweit, einen weit-
reichenden Umbau des modernen Staates. Dieser war – frei-
lich in Europa stärker als anderswo – in den drei Jahrzehnten 
nach dem zweiten Weltkrieg zu einem Sozial- bzw. Wohl-
fahrtsstaat ausgebaut worden. Damit erbrachte er nicht nur 
mehr die klassischen Funktionen des liberalen Staatswesens 
des 19. Jahrhunderts (Gewährleistung innerer und äußerer 
Sicherheit, Durchsetz ung und Garantie von Eigentumsrech-
ten und individueller Freiheiten), sondern sein Aufgabenfeld 
wurde auf eine ganze Reihe neuer Bereiche ausgedehnt, wel-
che zwei zentralen Zielen dienten. Einerseits der Zurverfü-
gungstellung der für das Funktionieren industrialisierter 
Volkswirtschaften zentralen Infrastrukturen in Bereichen wie 
Schienen- und Straßenverkehr, Elektrizitäts- und Gasversor-
gung, Telekommunikation und Postverkehr. Andererseits 
aber auch der Gewährleistung sozialer Kohäsion und politi-
scher Legitimität des demokratischen Staates durch die Ab-
sicherung existentieller Risiken des/der Einzelnen aufgrund 
Unfalls, Krankheit und Alter in Form solidarisch fi nanzierter 
Sozialversicherungssysteme, der Förderung gesellschaftli-
cher und politischer Teilhabe durch die Einrichtung eines frei 
zugänglichen, allgemeinen öff entlichen Schul- und Bildungs-
wesens, und des Auf- und Ausbaus öff entlicher Kultur- und 
Medieneinrichtungen, sowie verschiedener anderer Formen 
öff entlicher Aktivitäten. Dem zugrunde lag ein gewandeltes 
Bild von der Rolle des Staates. Der Staat verkörperte nicht 
mehr primär als Zwangs- und Gewaltmonopol ein notwen-
diges Übel zur Zähmung einer ansonsten von Anarchie be-
drohten Gesellschaft, sondern wurde als zentrales Mitt el 
begriff en, durch welches das staatsbürgerliche Individuum 
erst in die Lage versetz t wird, ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen und alle Rechte und Pfl ichten des politischen Gemein-
wesens vollumfänglich wahrzunehmen.
Diesen beiden zentralen Funktionen diente der moderne 
Wohlfahrtstaat mit seinem umfangreichen öff entlichen Sek-
tor. Zentrale öff entliche Dienstleistungen wurden daher vom 
Staat selbst erbracht, oder unter Vorgabe gesetz licher Stan-
dards an Dritt e wie Genossenschaften, Wohlfahrtsorganisati-
onen, Kirchen u.a. übertragen, deren gemeinsames Charakte-
ristikum aber war, nicht-profi torientiert zu arbeiten.
Ganz off ensichtlich ist dieses Staatsmodell aber sowohl von 
der gesellschaftlichen Entwicklung als auch dem politischen 

Diskurs der letz ten Jahre massiv infrage gestellt worden. 
Globale Prozesse der Deregulierung, Liberalisierung und 
Privatisierung von staatlichen Aufgaben haben statt gefun-
den, gleichzeitig erlebte das liberale Staatsverständnis in 
einer ökonomistisch radikalisierten Form eine Renaissance 
(Neoliberalismus), und der Wohlfahrtsstaat mit seinem um-
fangreichen öff entlichen Sektor wurde einer systematischen 
Kritik ausgesetz t, in Folge delegitimiert und sukzessive zu-
rückgefahren. Dazu trug auch die Bedeutungszunahme der 
Finanzmärkte und der parallel dazu vollzogene Politikwech-
sel zu einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik entscheidend 
bei, welcher öff entliche Haushalte unter einen permanenten 
Spar- und Konsolidierungskurs zwang.
Gleichwohl ist aus meiner Sicht evident, dass der moderne 
Wohlfahrtsstaat bei allen sicher vorhandenen und von neoli-
beraler Seite geschickt aufgegriff enen Schwächen und Defi zi-
ten einen epochalen historischen Fortschritt  darstellt. Er be-
deutete zumindest in Europa für den Großteil der Menschen 
Emanzipation von sozialer Not, umfassende gesellschaftliche 
Integration und damit auch erstmals die Möglichkeit zu ei-
nem relativ selbstbestimmten Leben. Diese Ziele und Errun-
genschaften haben weiterhin Gültigkeit, die soziale und öko-
nomische Entwicklung jener Jahrzehnte von 1950 – 1980 ist 
dafür eindrucksvoller Beleg. Ich halte sie daher entgegen dem 
herrschenden Zeitgeist für keineswegs obsolet. Hier stimme 
ich völlig mit Egon Matz ner, dem bekannten österreichischen 
Finanzwissenschafter und langjährigen Professor am IFIP, 
überein, der dies in seiner jahrzehntelangen Beschäftigung 
mit dem modernen Wohlfahrtsstaat immer betont hat.
Die Diskussion über die Rolle des Staates kann sich jedoch 
angesichts der Globalisierung nicht auf den nationalen Rah-
men beschränken, sondern muss auch die europäische und 
internationale Ebene berücksichtigen. Die polit-ökonomi-
sche Fachliteratur umschreibt die zunehmende Bedeutung 
supra-nationaler Ebenen mit dem Begriff  der Multi-Level 
Governance. Darunter verstanden wird das Zusammenwir-
ken sowohl verschiedener räumlicher Ebenen im Prozess der 
politischen Regulierung als auch verschiedener Akteure, dar-
unter Regierungen, internationale Organisationen, aber auch 
die Zivilgesellschaft und der private Sektor. Nach wie vor 
umstritt en ist die Frage, wie zentral die internationale Ebene 
für die Formulierung und Durchsetz ung von Politik wirklich 
geworden ist. Im Folgenden werden daher die politischen 
Entwicklungen auf der internationalen Ebene im Bereich der 
öff entlichen Daseinsvorsorge aufgezeigt. Konkret werden die 
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Verhandlungen über die Liberalisierung des Dienstleistungs-
handels im Rahmen des Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen GATS diskutiert. Dabei wird 
der von Egon Matz ner aufgeworfenen Frage nachgegangen, 
ob das GATS tatsächlich den zentralen Mechanismus für die 
Durchsetz ung einer umfassend privatisierten Daseinsvorsor-
ge darstellt. Matz ner meinte dazu im Jahr 2003:

“If GATS is fully put into force, we, or our children and 
grandchildren, will be faced with a panorama of privatised 
police, armies, schools, universities, hospitals, public old 
age provision, transport facilities, theatres, orchestras, 
museums, parks, public media, parliaments, governments, 
lakes and water resources.” (Matz ner, 2003)

Dieser Befürchtung von Matz ner möchte ich nun auf Basis 
unseres heutigen Wissenstands nachgehen. Ich formuliere 
dazu zwei Arbeitshypothesen, die ich dann der Reihe nach 
ausführe, um schließlich zu einer zusammenfassenden 
Schlussfolgerung zu gelangen.

Arbeitshypothese 1:

Das GATS ist nicht das zentrale Forum für die Li-
beralisierung von Dienstleistungen. Vielmehr ist es 
der wichtigste Mechanismus für die „Konstitutiona-
lisierung“ bereits erreichter Liberalisierungs- bzw. 
Privatisierungsmaßnahmen im Bereich der Daseins-
vorsorge mit dem Ziel diese de-facto unumkehrbar zu 
machen (Lock-in Eff ekt) 

Die letz te Verhandlungsrunde in der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) zum Dienstleistungsabkommen (GATS) begann 
im Jahr 2000 und wurde dann 2001 formell in die Doha-Ver-
handlungsrund der WTO integriert. Sie drehte sich in der Tat 
zentral um die Liberalisierung öff entlicher Dienstleistungen. 
Wasser, Bildung, Verkehr, Postdienste sollten weltweit für 
den privaten Wett bewerb geöff net werden. So verfolgten 
insb. die EU und die USA eine klare Liberalisierungsagenda 
in diesem Bereich und konfrontierten zahlreiche WTO-Part-
ner mit weitreichenden Liberalisierungsforderungen (sog. 
requests). Allerdings geriet der Verhandlungsprozess bereits 
in den Jahren 2003/04 ins Stocken und kam spätestens mit 
dem Beinahescheitern der WTO-Ministerkonferenz in Hong-
kong im Dezember 2005 vollends zum Erliegen. Von diesem 
Stillstand haben sich die Verhandlungen bis zum heutigen 
Tag nicht erholt. Das lag neben doch recht divergierenden 
Interessen zwischen Industrie- und Schwellen- bzw. Ent-
wicklungsländern natürlich auch an den Konfl ikten in ande-
ren Verhandlungsbereichen, insb. in der Landwirtschaft. Die 
globale Finanz- und Wirtschaftskrise seit 2008 hat schließlich 
die Chancen, die Doha-Runde jemals zu einem erfolgreichen 
Ende zu führen, weiter untergraben. Das Scheitern der Li-
beralisierungsbemühungen auf multilateraler Ebene hatt e 
zur Konsequenz, dass die Liberalisierungsbefürworter im 
Bereich Dienstleistungen vermehrt auf die bilaterale Ebene 
auswichen. So verhandelten die USA und die EU in den letz -
ten 10 Jahren zahlreiche bilaterale Freihandelsabkommen, in 
welche umfangreiche Dienstleistungskapitel aufgenommen 
wurden. Auff allend dabei war, dass das GATS die Blaupau-

se bildete, auf dessen Basis diese Kapitel formuliert wurden, 
auch wenn das Ambitionsniveau der dabei angestrebten 
Liberalisierungsmaßnahmen klar über das im Rahmen der 
GATS Verhandlungen Geforderte hinaus ging. Dieser Um-
stand ist einerseits dem WTO-Prinzip geschuldet, dass ge-
mäß Art. XXIV GATT bzw. Art. V GATS regionale Handels-
abkommen nur dann als WTO-konform gelten können, wenn 
sie umfassend sind und ein höheres Maß an Liberalisierung 
als in der WTO vorsehen (WTO-plus). Anderseits begüns-
tigt die bilaterale Schiene die Interessendurchsetz ung großer 
Handelsmächte erheblich gegenüber der multilateralen Ebe-
ne. In Letz ter verhandeln in der Regel Staatengruppen mit-
einander. Diese Möglichkeit, ihre Interessen gemeinsam zu 
vertreten, ist vor allem für politisch und ökonomisch schwa-
che Staaten von erheblichem Vorteil, wie gerade die Erfah-
rungen der Doha-Runde seit 2011 gezeigt haben.
Der wahre „Mehrwert“ des GATS liegt demgegenüber in ei-
nem anderen Bereich. Worin genau, soll im Folgenden nä-
her ausgeführt werden. Das Allgemeine Abkommen über 
den Handel mit Dienstleistungen (General Agreement on 
Trade in Services: GATS) ist eine der drei zentralen Säulen 
der 1995 gegründeten Welthandelsorganisation WTO. Der 
Dienstleistungssektor macht in den Industrieländern bereits 
zwei Dritt el der Wirtschaftsleistung aus, entsprechend groß 
ist das Interesse vor allem multinationaler Konzerne an einer 
weltweiten Liberalisierung (und Privatisierung) der gemäß 
der geltenden GATS-Klassifi kation insgesamt 150 gelisteten 
Dienstleistungsbranchen. Die zentralen Grundprinzipien des 
GATS sind Transparenz (Off enlegung aller dienstleistungs-
relevanten Gesetz e, Normen und Standards), Meistbegüns-
tigung (Gleichbehandlung ausländischer Handelspartner), 
freier Marktz ugang, sowie Inländerbehandlung (Diskrimi-
nierungsverbot von in- und ausländischen Dienstleistern).
Jeder Unterzeichnerstaat hat sich im GATS grundsätz lich 
zur sukzessiven Ausweitung und Vertiefung der Handels-
liberalisierung im Dienstleistungsbereich verpfl ichtet (Art 
XIX). Rücknahmen oder Änderungen bereits eingegange-
ner Liberalisierungsverpfl ichtungen können frühestens drei 
Jahre nach deren Inkraftt reten, und nur nach Kompensati-
on davon nachteilig betroff ener Handelspartner vollzogen 
werden (Art XXI). Dabei auftretende Streitigkeiten zwischen 
Vertragsparteien können dem WTO Streitbeilegungsverfah-
ren vorgelegt werden. Streitfälle, die zulasten eines Vertrags-
partners entschieden werden, ziehen die Verpfl ichtung zur 
Rücknahme bzw. Änderung abkommenswidriger nationa-
ler Bestimmungen nach sich. Im gegenteiligen Fall können 
Vergeltungsmaßnahmen ergriff en werden, welche sich nicht 
nur auf den Dienstleistungs-, sondern auch auf den Waren-
bereich erstrecken können. Die Rücknahme bereits eingegan-
gener Liberalisierungsverpfl ichtungen ist damit zwar nicht 
unmöglich, kann einen Staat aber teuer zu stehen kommen. 
Das GATS bildet also neben bestehenden nationalstaatlichen 
Normierungen eine zusätz liche legistische Schranke auf Ebe-
ne des internationalen Rechts. Diese hat zum Ziel, einmal auf 
nationaler Ebene umgesetz te Liberalisierungsmaßnahmen 
zusätz lich zu binden, und im Gegenzug für eine solche inter-
nationale Bindung Liberalisierungszugeständnisse vonsei-
ten der Handelspartner zu erreichen. Darin scheint mir der 
zentrale „Mehrwert“ des GATS zu liegen. Die internationale 
politische Ökonomie hat bereits in den 1990er Jahren im Zu-
sammenhang mit einer kritischen Analyse des Neoliberalis-
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mus diesbezüglich vom Aufb au eines „neuen Konstitutiona-
lismus“ auf internationaler Ebene gesprochen, mit dem Ziel, 
die neoliberale Globalisierung irreversibel zu machen (vgl. 
etwa Gill 1998). Die zeitliche Abfolge von Liberalisierungs-
prozessen läuft daher zumindest für Industriestaaten in der 
Regel so ab, dass zuerst auf nationaler Ebene eine Liberali-
sierungsmaßnahme beschlossen wird, um danach die erfolg-
te Liberalisierung auf internationaler Ebene festz uschreiben 
und gleichzeitig als Verhandlungsmasse einzusetz en. Die 
umgekehrte Reihenfolge, d.h. von außen implementierte Li-
beralisierungen lassen sich nur im Fall stark geschwächter 
staatlicher Souveränität feststellen, wie es in vielen Entwick-
lungsländern während der Strukturanpassungsprogramme 
der 1980er und 90er Jahre der Fall war. Oder rezenter im Fall 
der südeuropäischen Krisenstaaten wie Griechenland, wo 
die sog. Troika ebenfalls Liberalisierungs- und Privatisie-
rungsmaßnahmen durchsetz en konnte.

Arbeitshypothese 2:

Das GATS ist ein emergentes Forum für die De-Regu-
lierung und Re-Regulierung nationaler Normen

Staaten regulieren mit Gesetz en die Erbringung von Dienst-
leistungen, um nicht-ökonomische Ziele wie Versorgungssi-
cherheit, Umweltschutz , Arbeitsplatz sicherheit oder regio-
nale Kohäsion zu verfolgen. Es fi ndet politische Gestaltung 
im Sinne eines Ausgleichs zwischen privatwirtschaftlichen 
und öff entlichen Interessen statt . Dieses fundamentale na-
tionalstaatliche Erfordernis einer Regulierung wirtschaft-
licher Tätigkeit steht in einem mehr oder weniger off enen 

Spannungsfeld zu den Vorgaben des GATS. Zwar hält der 
Abkommenstext fest, dass das nationale „right to regulate“ 
anerkannt wird. Das Problem aus Sicht des GATS besteht 
aber nun darin, dass diese nationalen Regulierungen sehr 
unterschiedlich aussehen können und damit Transaktions-
kosten für ausländische Unternehmen bedeuten, welche 
beim Markteintritt  diese Bestimmungen umsetz en müssen. 
Es handelt sich damit um nicht-tarifäre Handelshemmnisse. 
Versuche, diese Handelshemmnisse zu quantifi zieren kom-
men in der Regel zu dem Schluss, dass hier eine Schutz wir-
kung vorhanden ist, die mindestens einem Zollschutz  von 20 
– 40% entspricht (vgl. Abbildung 1 für eine Übersicht).
Im GATS wird versucht, diesem Problem auf zweierlei Weise 
zu begegnen. Zum Einen enthält das GATS einige Bestim-
mungen, welche darauf abzielen, bestimmte Regulierungen 
für unzulässig zu erklären. Dazu gehört z.B. Art. XVI, der es 
grundsätz lich untersagt, dass für im GATS gebundene Sek-
toren Regelungen zur Beschränkung der Anzahl der Dienst-
leistungserbringer, der Geschäftsvolumina, der Anzahl der 
Beschäftigten, der zulässigen Rechtsform (AG, GmbH etc.) 
oder der Obergrenzen für Auslandsbeteiligungen an inländi-
schen Unternehmen aufrecht erhalten bleiben. Hier wird also 
versucht zu de-regulieren.  Zum Anderen wird im GATS der 
Versuch unternommen, regulatorische Mindeststandards zu 
defi nieren und damit divergierende nationale Standards zu 
harmonisieren. Dies ist der explizite Zweck von Art. VI.4, der 
eine Agenda formuliert, um in bestimmten Bereichen sog. 
Disziplinen zu entwickeln. Darunter sind verbindliche Richt-
linien zu verstehen, die gewährleisten sollen, dass nationale 
Regelungen in den Bereichen Qualifi kationserfordernisse- 
und verfahren, technische Normen, Zulassungserfordernis-

Quelle: Lee-Makiyama 2012. 

Abb. 1. Nicht-tarifäre Handelsbeschränkungen im Dienstleistungshandel  
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se/ Konzessionsvergabe so ausgestaltet werden, dass sie keine 
„unnötigen Hemmnisse für den Handel mit Dienstleistungen 
darstellen“, d.h. die Maßnahmen „nicht belastender sind als 
nötig, um die Qualität der Dienstleistung zu gewährleisten“ 
(Art. VI.4 GATS). Beispielsweise beschränken Raumord-
nungs- oder Bauvorschriften die Möglichkeiten von internati-
onalen Handelskett en bei der Gestaltung von Supermärkten. 
Oder: Die Regelung von Ladenöff nungszeiten verunmöglicht 
es neu eintretenden Unternehmen, Marktanteile durch länge-
re Öff nungszeiten zu erobern. Solche Regelungen dienen der 
menschlichen Sicherheit oder dem Arbeitnehmerschutz , sind 
aus Unternehmenssicht aber handelshemmend. Im Rahmen 
des GATS soll es möglich sein, dass solche Regelungen vor 
dem WTO Schiedsgericht angefochten werden. Dieses un-
terzieht die Regelungen einem „Notwendigkeitstest“. Das 
heißt, es wird geprüft, ob die betreff ende Regelung die am 
wenigsten handelshemmende aller zur Auswahl Stehenden 
ist. Wenn nicht, kann der Nationalstaat vom Schiedsgericht 
der WTO dazu aufgefordert werden, das Gesetz  aufzuhe-
ben. Bei Nichtbefolgung drohen Vergeltungsmaßnahmen. 
Die hier angelegte Re-Regulierungsagenda geht damit über 
die traditionelle Prüfung von nationalen Regulierungen, wie 
sie die WTO im Bereich der Inländerbehandlung (National 
Treatment) seit langem anwendet, substanziell hinaus. Eine 
Regelung kann auch dann WTO-widrig sein, wenn sie nicht 
zwischen in- und ausländischen Unternehmen diskriminiert. 
Es verwundert daher nicht, dass der in Art. VI.4. angelegte 
Prozess während der letz ten Jahre äußerst umstritt en war 
und nur wenige Fortschritt e erzielt worden sind. Schließlich 
geht es hier um den Kern nationalstaatlicher Regelungskom-
petenz. Bisherige Erfahrungen mit der WTO-Rechtsprechung 
im Dienstleistungsbereich zeigen, dass der Grat zwischen 
dem Verfolgen legitimer politischer Ziele und dem Freihan-
delsgebot recht eng ist. 
Verhandlungsfortschritt e seit 1995 sind vor allem in einzel-
nen Sektoren wie Telekommunikation und Postdienstleistun-
gen erzielt worden, wo in Form von Annexes und Reference 
Papers eine meiner Ansicht nach problematische Harmoni-
sierung herbeigeführt wurde. Die hier normierten Sektorre-
gulierungen gehen zwar vom Leitbild einer pro-competitive 
regulation aus, meinen damit aber in der Praxis eine an den 
Interessen der großen US-amerikanischen und europäischen 
Dienstleistungskonzerne ausgerichtete Politik. So urteilte 
zum Beispiel ein WTO-Panel im Fall Mexico – Telecoms  auf 
Basis der geltenden WTO Telekom-Richtlinien, dass das 
Verrechnen von Durchleitungsgebühren an internationale 
Telekommunikationsunternehmen, die über den direkten 
Gestehungspreis hinausgehen, WTO-widrig ist. Damit ist es 
kaum mehr möglich, Infrastrukturkosten in die Preisberech-
nung einzubeziehen, oder gar Kosten aus dem Netz ausbau 
in periphere Regionen quer zu fi nanzieren. Beides war und 
ist weiterhin in vielen Entwicklungsländern gängige Praxis, 
um die nationale Versorgung mit Telekom-Leistungen sicher 
zu stellen. 
In einem anderen Fall (US-Gambling) befand ein WTO-
Schiedsgericht, dass das US-Verbot von grenzüberschreiten-
den Internet-Wett en nicht notwendig ist, um die öff entliche 
Moral (public morals) gemäß Art. XIV GATS aufrecht zu erhal-
ten. Was immer man vom US-Verbot halten mag, die dahin-
ter liegende demokratiepolitische Grundsatz frage ist doch, 
ob eine solche Entscheidung nationalstaatlich getroff en oder 

an eine internationale Organisation delegiert werden soll. 
Auch wenn hier festgehalten werden soll, dass die Bemühun-
gen der WTO um die beschriebene Re-Regulierungsagenda 
in einem frühen Stadium sind, sind die hier verhandelten 
Fragen doch sehr weitreichender Natur, von denen insbeson-
dere wichtige demokratiepolitische Fragen betroff en sind.

Schlussfolgerungen
Die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion lassen sich in 
vier zentrale Schlussfolgerungen zusammen fassen:

1. GATS ist ein zentraler Mechanismus für die „Konsti-
tutionalisierung“ von Liberalisierungs- bzw. Priva-
tisierungsmaßnahmen von (öff entlichen) Dienstleis-
tungen mit dem Ziel, diese weitgehend irreversibel 
zu machen.

2. GATS ist ein emergentes Forum für die Entwicklung 
global harmonisierter Regulierungen für den Dien-
stleistungssektor. Dabei entsteht ein Druck auf die 
innerstaatliche Regulierungsautonomie und die Ge-
fahr, die Umsetz ung demokratiepolitisch legitimer 
Politikziele zu erschweren.

3. GATS ist die maßgeblicheVertragsschablone für die 
Formulierung von Dienstleistungsliberalisierungen 
auf bilateraler Ebene. 

4. Vom GATS geht ein Druck aus, das Liberalisier-
ungsniveau weiter voran zu treiben, auch wenn der 
Verhandlungsschwerpunkt sich seit fast zehn Jahren 
klar auf die bilaterale Ebene verlegt hat.

Egon Matz ner hatt e sicher recht in seiner Einschätz ung der 
mit Privatisierung, Liberalisierung und De-Regulierung ver-
bundenen Gefahren für das öff entliche Gemeinwesen. Die 
bisherige Erfahrung hat allerdings gezeigt, dass er die Bedeu-
tung des GATS Abkommens für diesen Prozess etwas über-
schätz t hat. Die im GATS prinzipiell angelegten Tendenzen 
hat er aber durchaus erkannt.
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Eisenbahn, NATO, Jazz und mehr.
Der Begriff  „Infrastruktur“
im Wandel der Zeiten

Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald

Zusammenfassung des Vortrags im Rahmen der IFIP-Jahrestagung 
„Öff entliche Infrastruktur im Wandel?“, 15. Juni 2012

Entsprechend dem Titel der Tagung wurden bereits unter-
schiedliche Sektoren der technischen und sozialen Infra-
struktur unter die Lupe genommen. In diesem abschließen-
den Beitrag wird das Thema noch einmal auf einer stärker 
abstrahierten, sprachtheoretischen Ebene aufgegriff en und 
hinterfragt, was unter dem Begriff  „Infrastruktur“ im Wandel 
der Zeit verstanden wurde. 

Der Beitrag gliedert sich in vier Abschnitt e:

1. Kleine Etymologie des Begriff s “Infrastruktur” (oder: 40 
Jahre IFIP – wie alt ist eigentlich Infrastruktur?)

2. Zum Verhältnis von Infrastruktur und Staat im Wandel 
der Zeiten (oder: Wie öff entlich ist Infrastruktur?)

3.  Infrastruktur 2012+  (oder: was kommt nach Punkten und 
Netz en?)

4. Ausblick (oder: Was lehrt uns der sprachgeschichtliche Blick 
zurück für die Zukunft?)

1.  Kleine Etymologie des Begriff s 
“Infrastruktur”
Der Begriff  „Infrastruktur“ ist wesentlich jüngeren Datums 
als viele der Einrichtungen, die wir heute darunter verstehen. 
Es handelt sich um eine Neuprägung des 19. Jahrhunderts 
aus den lateinischen Wörtern „infra“ (darunter, unterhalb) 
und „structura“ (Aufb au, Struktur) und kann daher wörtlich 
mit „Unterbau“ wiedergegeben werden. Der Begriff  kann 
erstmals 1875 im Französischen („infra-structure“) nachge-
wiesen werden (van Laak 1999: 280), näheres dazu siehe Ab-
schnitt  1.2. Im deutschen Sprachraum hat die Verwendung 
des Begriff s „Infrastruktur“ in den 1950er Jahren eingesetz t 
und sich in den 1970er Jahren rasant ausgeweitet, wie die 
Wortverlaufsstatistik des DWDS (Digitales Wörterbuch der 
deutschen Sprache) nachweist (Abbildung 1). Demnach fand 
der Begriff  innerhalb kürzester Zeit intensive Verbreitung in 

Quelle: Digitales Wörterbuch der deutschen Sprache (http://www.dwds.de/). Eigene Abfrage, 2012. 

Abb. 1. Wortverlauf für “Infrastruktur” im DWDS-Kernkorpus
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der Presse, in wissenschaftlichen Texte sowie der Gebrauchs-
literatur. Die Gründung eines „Instituts für (…) Infrastruk-
turpolitik“ im Jahr 1972 an der TU Wien scheint aus diesem 
Blickwinkel am Puls der Zeit gewesen zu sein.
Wie kam es zu dieser späten, aber umso rascheren Entwick-
lung zum „Modewort“? Im Folgenden wird der Entste-
hungsgeschichte und dem Bedeutungswandel des Begriff s 
„Infrastruktur“ nachgegangen.

 1.1.  Bis 1875 (vor der Begriff sbildung)
Bereits in antiken Kulturstaaten wurde den zentralen Ver- und 
Entsorgungssystemen sowie Kultureinrichtungen eine hohe 
strategische Bedeutung beigemessen. „Infrastrukturbau-
ten“ (Straßen, Marktplätz e, Brunnen, Verteidigungsanlagen 
u.a.) gelten als Wesensbestandteile antiker Stadtgründungen 
(Kleinasien, Mesopotamien, Ägypten, Griechenland,…). Das 
römische Reich hat zweifellos mit seinen “opera publica” jene 
technischen Einrichtungen, die wir heute als Infrastruktur 
bezeichnen, zu einer ersten Hochblüte gebracht: Die öff entli-
chen Badeanstalten, die Aquädukte und Abwasserkanäle so-
wie insbesondere das römische Straßennetz  dienten zur Ver-
sorgung der Bevölkerung sowie zur Sicherung des Reichs. 
Überspringt man nun einige Jahrhunderte bis zum frühen 19. 
Jahrhundert, trifft man im damaligen Diskurs über Theorie 
und Aufgabe(n) des Staates rasch auf den Begriff der „Poli-
ceywissenschaft“. Diese Disziplin, die als Vorläufer von Ver-
waltungslehre, Politikwissenschaft und Finanzwissenschaft 
gesehen wird, hatt e als wichtiges Teilgebiet die sogenannte 
„Medizinalpolicey”. Sie befasste sich in Theorie und Praxis 
mit staatlicher Gesundheitsförderung, Seuchenbekämpfung 
(v.a. Cholera in den Städten) und Bevölkerungspolitik, und 
bewies dabei aus heutiger Sicht höchst befremdliche, pater-
nalistische und autoritäre Züge (z.B. die Festlegung eines 
Mindestheiratsalters bei drohender Überbevölkerung in 
einer Region). Zur Seuchenbekämpfung wurden repressi-
ve Maßnahmen wie Ausgehverbote, Absperrungen und In-
Quarantäne-Setz en ganzer Stadtt eile gesetz t, die jedoch über-
wiegend wirkungslos blieben und die betroff enen Menschen 
neben der Krankheitsgefährdung auch noch in ökonomische 
Isolation und Armut stießen (vgl. Jellinghaus 2006: 55ff ).
Ab den 1860er Jahren hielt die staatlich dominierte Medizi-
nalpolizei mit der rasanten Entwicklung in den europäischen 
Städten nicht mehr Schritt . Urbanisierung und Industriali-
sierung, bahnbrechende Fortschritt e in Technik und Medi-
zin und ein aufstrebendes Bürgertum, das sich gegen „den 
Staat“ emanzipierte, führten zur Ablöse der Medizinalpo-
lizei: „An die Stelle der Medizinalpolizei trat das neue Fach der 
„öff entlichen Gesundheitspfl ege“ (…). Der staatlichen Verwal-
tung wurde nicht mehr zugetraut, die anstehenden Aufgaben zu 
lösen und die bürgerliche Gesellschaft sollte auf der Grundlage 
naturwissenschaftlichen Wissens das Leben in den Städten neu 
organisieren.“ (Jellinghaus 2006: 28). Die großen Herausforde-
rungen der Urbanisierung schienen mit naturwissenschaft-
lich- technischen Kenntnissen lösbar („Culturfortschritt “). 
Der Aufb au der städtischen Infrastruktur des späten 19. 
Jahrhunderts, ob Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, 
Gasverteilungsnetz , Straßenbau und Straßenreinigung, aber 
auch Bauordnungen und Bebauungspläne waren in Deutsch-
land und Österreich stark geprägt durch die bürgerlich-libe-

rale „Hygienebewegung“. In das späte 19. Jahrhundert fi el 
auch die Gründung von „Stadtwerken“ als Unternehmen der 
Infrastrukturbereitstellung auf kommunaler Ebene („Mu-
nicipalsozialismus“). „Dennoch hat auch der `Municipalsozi-
alismus´ des späten 19./frühen 20. Jahrhunderts, der für die 
Infrastruktur-Ausweitung wie vielleicht kein zweiter Faktor 
von ausschlaggebender Bedeutung gewesen ist, den Begriff 
selbst nicht hervorgebracht“ (van Laak 1999: 295)

 1.2.  Von 1875 bis ca. 1970

Eisenbahnwesen
Wie oben bereits erwähnt, ist die erste bekannte Verwendung 
des Begriff s „Infrastruktur“ im Jahr 1875 belegt. Dabei han-
delte es sich um einen technischen Bericht aus dem Eisen-
bahnwesen1, in dem die „infra-structure“ den Unterbau von 
Eisenbahn-Konstruktionen bezeichnete (z.B. Dämme, Brü-
cken, Befestigungsmaßnahmen), der die „super-structure“ 
(Schienen, Elektrizitätsnetz , Signale, Stationen etc.) gegen-
übergestellt wurde. Neue Technologien, zu denen das Eisen-
bahnwesen damals zählte, benötigen oftmals neue Wörter 
(in diesem Fall eine neulateinische Wortschöpfung), um ihre 
Funktionalität zu beschreiben. 

Ingenieurwesen allgemein
Von dieser sehr engen Bedeutung in der Fachsprache des 
Eisenbahnwesens erlebte der Begriff  „Infrastruktur“ eine 
erste Ausweitung auf andere Bereiche des Ingenieurwesens: 
Im Englischen und Französischen wird „Infrastruktur“ zwi-
schen 1890 und 1950 zum einen im Verkehrswesen als “orts-
feste Anlagen als Voraussetz ung und im Dienste der Mobilität” 
verstanden, zum anderen im Bauwesen als Unterbau und 
Fundierung von Gebäuden (CNRTL 2012; van Laak 1999: 
281).

Philosophie
Im frühen 20. Jahrhundert dringt der Begriff  „Infrastruktur“ 
erstmals in eine ganz andere Domäne vor, nämlich die Phi-
losophie. Bereits 1859 entwickelte Karl Marx (in: Zur Kri-
tik der politischen Ökonomie) das Konzept von „Basis und 
Überbau“, in dem zwischen der materiellen Basis (Produkti-
onsverhältnisse, ökonomisch-gesellschaftliche Struktur) und 
dem juristischen, politischen und ideologischen Überbau 
einer Gesellschaft unterschieden wird. Dieses Konzept wird 
in der marxistischen Philosophie im Französischen als „in-
frastructure“ und „superstructure“ übersetz t, von verschie-
denen Autoren aufgegriff en und weiterentwickelt (z.B. Jean 
Jaurès, 1914, J. Vuillemin 19492). 
In einem anderen Verständnis beschreibt 1945 der franzö-
sische Philosoph M. Merleau-Ponty in seinem Werk “Phä-
nomenologie der Wahrnehmung” die „infra-structure” als 
instinkthaftes Empfi nden oder “leiblicher Unterbau”, auf 

1  « travaux de terrassement d‘une voie ferrée » (Journal offi  ciel de la 
Republique Francaise, Nr. 221 vom 13. August 1875.  Quelle: CNRTL 
(2012) htt p://www.cnrtl.fr/etymologie/ 

2  Quelle: CNRTL (2012) htt p://www.cnrtl.fr/etymologie/
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dem der Überbau (Super-structure) des Verstandes basiert. 
„Pas un seul acte « spirituel » qui ne repose sur une infrastructure 
corporelle“3 (Merleau-Ponty 1945, p. 493, zitiert in: van Laak 
1999: 288).

Musikwissenschaft
Sogar in der Musikwissenschaft lässt sich eine Anwendung 
des Begriff s “Infrastruktur” bezeugen, wenngleich sie sin-
gulär blieb. 1954 beschrieb André Hodeir in seinem Grund-
lagenwerk über Jazz (“Jazz. Its evolution and Essence”) die 
rhythmische Infrastruktur mit den Worten: “What I call the 
infrastructure is the regularly produced 2- or 4-beat meter (2/2 or 
4/4 measure) that characterizes any jazz performance” (A. Hodeir, 
1954. Übersetzung des französischen Originals. Zitiert in: van 
Laak 1999: 288f) 

Militärwesen / NATO-Vokabular
Den Grundstein für die weltweite Verbreitung des Begriff s 
„Infrastruktur“ legte zweifelsfrei im Jahr 1951 der – übri-
gens aus einer Eisenbahn-Dynastie stammende – NATO-
Funktionär W. Harriman. In seiner Erklärung zu dem 1950 
beschlossenen NATO-Programm, das in den Nachwehen 
des 2. Weltkriegs auf internationaler Ebene den Ausbau von 
(militärischen) Flughäfen, Pipelines, Kommunikations- und 
Verteidigungssystemen koordinieren sollte, bezeichnete er 
die Summe dieser militärischen Anlagen als „Infrastruktur“. 
Der Begriff  ging rasch in die offi  zielle NATO-Terminologie 
ein; das Investitionsprogramm wurde in der internationalen 
Presse als „NATO-Infrastruktur-Programm“ debatt iert. 1954 
fi ndet sich „Infrastruktur“ erstmals als Eintrag im Konver-
sationslexikon „Der Große Brockhaus“; in der Bedeutung als 
NATO-Begriff  für die Gesamtheit militärischer Anlagen.

Internationale Politik
Von der NATO ausgehend, wurde der Begriff  um 1950 auf 
dem Parkett  der internationalen Politik aufgegriff en (z.B. in 
der Diskussion um den Schumann-Plan zur Schaff ung einer 
westeuropäischen Montanunion, der Vorläuferorganisation 
der EU) und in einen zivilen Kontext gestellt. Allerdings fand 
der Begriff  auch prominente Kritiker, die ihn als Umschrei-
bung für einen (verdeckten) Aufb au von supranationalen 
Strukturen – zum Schaden der Nationalstaaten – sahen: 
„In dieser Debatt e haben wir wieder einmal das übliche Kauder-
welsch über die „Infra-Struktur“ einer supra-nationalen Behör-
de gehört. Die Herkunft des Wortes liegt im Dunkeln; es ist aber 
wahrscheinlich, daß diese Worte „infra“ und „supra“ durch jene 
hochgestochenen Intellektuellen in unseren politischen Wortschatz  
eingeführt wurden, die natürlich darauf bedacht sind, die britische 
Arbeiterklasse mit ihrer Latein-Bildung aus Winchester zu beein-
drucken.“ (Winston Churchill über den Schuman-Plan zur 
Gründung der westeuropäischen Montanunion; britisches 
Parlament, 1950. Zitiert in: van Laak 1999: 282) 
In weiterer Folge wird der Begriff  “Infrastruktur” in den 
1950er und 1960er Jahren in der Diskussion um die interna-
tionale Entwicklungshilfe verwendet: Die von Geberländern 

3  Übersetz t: Es gibt keinen geistigen Akt, der nicht auf einem leib-
lichen Unterbau beruht.

fi nanzierte Infrastruktur als Vorausbedingung und Motor für 
eigenständiges Wirtschaftswachstum soll die „Anschlussfä-
higkeit der 3. Welt” sicherstellen und weitere Weltkriege 
verhindern. Neben Verkehrswegen und Energieversorgung 
umfasst in diesem Kontext Infrastruktur erstmals auch Ein-
richtungen für Bildung, Sozialwesen und Gesundheit (sozi-
ale Infrastruktur). Bisweilen wird sogar u.a. Stadtplanung, 
Wohnungswesen und Grundlagenforschung dazu gezählt, 
wobei kritische Stimmen die scheinbare beliebige Auswei-
tung des Begriff s zur Vernebelung harter politischer Interes-
sen beanstanden (vgl. van Laak 1999: 284f). 

Nationale Politik und wissenschaftliche Begriff sbildung
Erst Mitt e der 1960er Jahre wird „Infrastruktur“ aus dem 
spezifi sch supranationalen Kontext gelöst und in der In-
nenpolitik bzw. der Wirtschaftspolitik der Industrieländer 
selbst angewendet, in der Bedeutung “alle für die Wirtschaft 
eines Landes notwendigen Anlagen, die nur mitt elbar der Produk-
tion dienen”. Parallel dazu (ca. 1965 – 1970) wird der Begriff  
in den Wirtschaftswissenschaften aufgegriff en. Es entstehen 
die bis heute als Basisliteratur geltenden Grundlagenarbei-
ten zu Defi nition und Theorie der Infrastruktur (z.B. Jochim-
sen 1966: Theorie der Infrastruktur; Stohler 1965: Zur ratio-
nalen Planung der Infrastruktur, Frey 1970: Infrastruktur). 
Zum Teil wird dabei an Erklärungsansätz e von Hirschman 
(1958) angeknüpft, der sich mit dem „Social Overhead Ca-
pital“ im engeren Sinn (Verkehr, Energie) und im weiteren 
Sinn (Verwaltung, Rechtsordnung, Bildungs-, Gesundheits-, 
Verkehrs-, Kommunikationswesen) als Basisfunktionen für 
die Wirtschaft befasste, jedoch den Begriff  Infrastruktur noch 
nicht verwendete4. Von Jochimsen stammt eine sehr umfas-
sende Defi nition von Infrastruktur in der Diff erenzierung in 
materielle (Energieversorgung, Verkehr, Telekommunika-
tion, netz gebundene I. insgesamt, aber auch Einrichtungen 
des Erziehungs-, Gesundheits- und Fürsorgewesens), insti-
tutionelle (Rechtsordnung, Kredit- und Steuersystem) sowie 
personelle Infrastruktur (Zahl und Fähigkeiten der Bevölke-
rung). 
Für Stohler (1965) ist ein ökonomisches Merkmal der Infra-
struktur die Verknüpfung von Investition und öff entlichem 
Gut („Ausgaben, die zwar für öff entliche Güter getätigt werden, je-
doch insofern Investitionen darstellen, als gegenwärtigem Aufwand 
künftige Erträge entsprechen“), weshalb etwa Justiz und Ver-
waltung (fehlender Investitionscharakter) und Wohnungs-
wesen (kein öff entliches Gut) nicht dazugezählt werden. 
Stohler benennt auch typische technische (z.B. Unteilbarkeit, 
lange Lebensdauer) und institutionelle Merkmale (z.B. meist 
defi zitäre Betriebsführung, Absenz von Marktpreisen, zent-
rale Planung etc.) der Infrastruktur.
Zur rasanten Ausbreitung des Begriff s Infrastruktur und des-
sen Entwicklung zum Modewort meint U.E. Simonis im Vor-
wort zu seinem Sammelband: „Noch vor wenigen Jahren wäre 
es unmöglich gewesen, einen Reader über „Infrastruktur“ heraus-
zugeben, der Begriff  war nicht einmal geläufi g. Inzwischen hat er in 
Wissenschaft und Praxis weite Verbreitung gefunden (…). Auf dem 
Hintergrund sich wandelnder (…) Bedürfnisse und (…) gewan-
delter Staatsfunktionen wurde „Infrastruktur“ für die Politiker 
in mancher Weise zu einem Lieblingswort – als Ansatz punkt (…) 

4  Vgl. Übersicht in Jochimsen/Gustafsson (1977: 42f)
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zur Lösung struktureller und konjunktureller Krisenerscheinun-
gen oder aber zu deren Vernebelung. (U.E. Simonis, Infrastruktur: 
Theorie und Politik, 1975)

 1.3.  Von ca. 1970 bis heute

Breite Anwendung in Sozialwissenschaften, Raumplanung, 
Geographie u.a.
Ab dem Zeitpunkt, als die Medien und die (wirtschafts-)
wissenschaftliche Literatur sich mit Infrastruktur befassten, 
eroberte der Begriff  nach und nach viele Fachdisziplinen mit 
Raum- und Politikbezug (“social engineering”), insbesondere 
die Raumplanung, Geographie und (Siedlungs-)Soziologie. 
Der Begriff  „Infrastruktur“ fand Eingang in Hand(wörter)
bücher der Raumplanung und Stadtplanung. “Infrastruk-
turprogramme” der 1960er und 1970er Jahre sollten zur 
höchstmöglichen Integration der Regionen und zum Ziel der 
“Schaff ung einheitlicher Lebensbedingungen” in den ver-
schiedenen Teilräumen des Landes beitragen (vgl. deutsches 
Bundesraumordnungsgesetz  von 1965, zitiert in van Laak 
1999: 285). Zahlreiche an Christallers „Theorie der zentralen 
Orte“ angelehnte Siedlungsleitbilder und Zentrale-Orte-
Konzepte in Deutschland und Österreich setz ten auf eine 
abgestufte Infrastrukturausstatt ung der Gemeinden, ent-
sprechend ihrem Zentralitätsgrad. Bökemann defi niert in sei-

ner Theorie der Raumplanung den Staat als Produzent von 
Standortqualität, indem er a) infrastrukturelle Gelegenhei-
ten schaff t und b) durch Bodenordnung vor Störungen von 
außen schütz t (Bökemann 1982: 25, 55). In den USA gelangt 
„infrastructure“ erst relativ spät, Ende der 1970er Jahre, in 
die öff entliche Diskussion, als „aufrütt elnde Analysen über den 
alarmierende Zustand der öff entlichen Einrichtungen erschienen 
und die Kommunen sich anschickten, zum Erhalt und zur Repa-
ratur der „public works“ Bundesgelder einzufordern“ (van Laak 
1999: 286)

Organisationslehre, BWL, IT u.a.
Mitt e der 1990er Jahre setz te noch einmal eine wesentliche 
Bedeutungsverschiebung bzw. –ausweitung von „Infrastruk-
tur“ ein. „Staatlichkeit“ wird immer weniger zum Defi niti-
onskriterium für Infrastruktur; der Begriff wird zunehmend 
umfassend verstanden als “Unterbau von Organisationen” 
bzw. “organisatorischer Unterbau von komplexen Systemen”. 
Spezifi sche Anwendungsbereiche von Infrastruktur, über 
die es mitt lerweile umfangreiche Literatur gibt, bildeten sich 
heraus, wie z.B. Gebäude-I., IT-I., Daten-I., Unternehmens-I., 
touristische I., fi nanzielle I., Sport-I., Konferenz-I. uvm.
Anstelle einer Zusammenfassung veranschaulicht  Abbildung 
2 die Ausbreitung des Begriff s „Infrastruktur“ in verschiede-
ne Disziplinen und Anwendungsbereiche von 1875 bis heute.
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Quelle: Eigene Darstellung, 2012. 

Abb. 2. Grafi k der unterschiedlichen Anwendungsbereiche des Begriff s
„Infrastruktur“ von dessen Begriff sbildung bis heute
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2.  Zum Verhältnis von Infrastruktur 
und Staat im Wandel der Zeiten
Nicht nur die Bedeutung und die Anwendungsfelder des Be-
griff s „Infrastruktur“ haben sich im Wandel der Zeiten we-
sentlich verändert, sondern auch der Zusammenhang zwi-
schen Infrastruktur und Staat. 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit werden im Folgenden 
fünf Übergänge skizziert, die jeweils für eine Änderung der 
„Hauptverantwortung“ für Infrastruktur zwischen Staats-, 
Markt- und autonomen Sektor stehen. Gleichwohl soll betont 
werden, dass es sich dabei nur um Verschiebungen der Beto-
nung handelt, da zu allen Zeiten alle drei Sektoren an der In-
frastrukturbereitstellung beteiligt waren, und es zu jeder Zeit 
auch Kritik an der vorherrschen Situation gab. Jedenfalls ist 
off ensichtlich, dass die Diskussion um private oder staatliche 
Aufgabenfüllung nicht neu ist.

waltungsbeamten entstand in Deutschland und Österreich 
die „Hygienebewegung“, die sich einerseits die Verbreitung 
des Wissens um Hygiene und Gesundheit, und andererseits 
die Verbesserung der städtischen Lebensbedingungen zum 
Ziel gemacht hat. 
Während in England im Einfl uss des Manchesterliberalis-
mus der Marktsektor eine starke Aufwertung erfuhr, waren 
es in Deutschland und Österreich “vor allem die in Verein und 
Gemeinde gebündelten bürgerlichen Kräfte, welche die Dominanz 
der staatlichen Polizei in den Städten zu brechen suchten und den 
Infrastrukturausbau nach eigenen Vorstellungen lenken wollten” 
(Jellinghaus, 2006: 277). Der erste Übergang ist also einer 
vom Zentralstaat zur lokalen Selbstverwaltung (innerhalb 
des Staatssektors) sowie zum autonomen Sektor.  

2.2.  Zweiter Übergang (um 1880-1900):   
Von Privatfi rmen zu kommunalen oder  
staatlichen Gesellschaften 

Neue Technologien, wie z.B. die Eisenbahn oder die Strom- 
und Gasversorgung in Städten, wurden in der Pionierphase 
durchwegs von Privatfi rmen eingeführt und betrieben. In 
der Anfangsphase handelte es sich dabei auch noch nicht 
um „Infrastruktur“ im Sinne einer für viele Wirtschaftsakti-
vitäten und Haushalte notwendige Vorleistung, sondern um 
technisch noch nicht immer ausgereifte Novitäten, die ein ho-
hes Risiko in sich bargen, aber auch den Charakter von „Lu-
xus“ hatt en. Beispiele für solche Privatfi rmen waren z.B. die 
„Österreichische Gesellschaft zur Beleuchtung mit Gas“ und 
die „Imperial Continental Gas-Association“ (I.C.G.A.), die 
bis 1899 mehrere Gaswerke und –verteilungsnetz e in Wien 
betrieb, die „k.k. private Erste Eisenbahngesellschaft“ uvm.
Erst als sich die Technologie etabliert hatt e und der Nutz en 
für die Allgemeinheit off ensichtlich war, regte sich Kritik an 
der marktwirtschaftlichen Bereitstellung. Den privaten Be-
treibern wurden Spekulation, monopolistische Preisbildung, 
ungerechtfertigte Preissteigerungen und Unterinvestition 
vorgeworfen. Schließlich wurden in Wien um 1900 unter Bür-
germeister Karl Lueger die Elektrizitätswerke, die Gas- und 
Stromversorgung, Verkehrsbetriebe und das Bestatt ungswe-
sen kommunalisiert (Wien Energie AG, online).
Aber nicht nur auf kommunaler, sondern auch auf nationa-
ler Ebene kam es zu Übernahmen von Privatgesellschaften 
durch den Staat; prominentestes Beispiel ist die Verstaatli-
chung und Zusammenführung zahlreicher Bahngesellschaf-
ten zu den „k.k. Staatsbahnen“ zwischen 1884 und 1906 
(Oberegger, online).

Quelle: Eigene Darstellung, 2012. 

Abb. 3. Die drei Sektoren einer Volkswirtschaft 

2.1.  Erster Übergang (um 1860-1890):   
Vom Zentralstaat zur  “lokalen   
Selbstverwaltung”

Der Höhepunkt der Industrialisierung und Urbanisierung im 
auslaufenden 19. Jahrhundert war begleitet von der Emanzi-
pation des Bürgertums und der Naturwissenschaften gegen-
über einem zentralstaatlich organisierten, paternalistischen 
Staat. Den wissenschaftlichen Fortschritt  in Medizin und 
Technik den Menschen nutz bar zu machen, wurde einerseits 
Privatunternehmern, aber auch zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen und neu gegründeten Einrichtungen der „lokalen 
Selbstverwaltung“ eher zugetraut als dem (Zentral)staat, 
was auch durch den Niedergang der „Medizinalpolizei“ 
zum Ausdruck gebracht wird (vgl. oben, Kap.  1.1). Aus fach-
lichem Diskurs und zivilgesellschaftlichem Engagement von 
Medizinern, Naturwissenschaftlern, Ingenieuren und Ver-
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2.3.  Dritt er Übergang (1950 – 1985): 
Infrastruktur als staatliche Vorleistung für 
Wirtschaftswachstum

Von der NATO-Terminologie ausgehend und der Entwick-
lung des Begriff s „Infrastruktur“ zum Modewort in den 
verschiedensten Disziplinen (vgl. oben, Kap . 1.2 u nd 1.3) be-
stand von 1950 bis etwa 1985 ein weitgehender Konsens da-
rüber, dass „Infrastruktur“ und „Staat“ eng verknüpft sind. 
Infrastruktur wird als staatliche Vorleistung für Wirtschafts-
wachstum betrachtet; bisweilen wird die mangelnde Rentabi-
lität und die aus diesem Grunde notwendige staatliche Bereit-
stellung als Defi nitionskriterium für Infrastruktur angesehen 
(vgl. oben, Begriffsbildung). Für Claus Offe ist Infrastruktur 
gar eine Residualkategorie für alles, was als nicht rentabel 
übrigbleibt, aber für die Gesellschaft unverzichtbar ist (vgl. 
Offe 1972: 54). 
Egon Matz ner zeichnet in seinem „Wohlfahrtsstaat von 
morgen“ ein diff erenzierteres Bild von Infrastruktur, das 
grundsätz lich alle Sektoren miteinbezieht. Wenn aber der 
„Kollektivgut“-Charakter überwiegt und die damit verbun-
dene Gefahr der Unterversorgung durch den Markt, hält er 
ebenfalls eine Bereitstellung durch den Staat für geboten. Da-
bei soll „das staatliche Angebot von Infrastruktur (…) zur `Wert-
schöpfung´ und zur `Wertschätz ung´ beitragen“ (Matz ner 1982: 
127). Ersteres bezieht sich auf die Vorleistung für die Wirt-
schaft, letz teres auf die Zufriedenstellung der Bevölkerung 
– und der damit verbundenen Hoff nung auf Wiederwahl der 
Regierung.

2.4.  Vierter Übergang (ab 1990er):    
Entkopplung von Infrastruktur und  
Staatlichkeit

Ab den 1990er Jahren kann eine immer stärkere Entkopplung 
von Infrastruktur und Staatlichkeit, und eine Verschiebung 
von Infrastruktur in Richtung Marktsektor festgestellt wer-
den. Dies drückt sich auf zwei verschiedene Weisen aus: 

1. (Teil-) privatisierung und Liberalisierung in vielen 
“klassischen” Infrastruktur-Bereichen (v.a. technisch/
materielle, z.T. auch sozialkulturelle Infrastruktur); „Un-
bundling” (organisatorische und eigentumsrechtliche 
Entfl echtung) von monopolistischer Netz -Infrastruktur 
und wett bewerbsfähiger Dienstleistung (z.B. im Strom- 
und Gasmarkt, im Schienenverkehr), insbesondere unter 
dem Einfl uss des EU-Wett bewerbsrechts 

2. Neue Verwendungen des Begriff s “Infrastruktur” im Be-
reich von Organisationen und komplexen Systemen (vgl. 
oben, K ap. 1.3). Die spezifi sche Infrastruktur (z.B. IT-Inf-
rastruktur, Gebäudeinfrastruktur) dient als organisatori-
scher Unterbau (Vorleistung) für verschiedene Abteilun-
gen oder Funktionen innerhalb der Organisation.

2.5.  Fünfter Übergang    
(seit ca. 2000 und aktuell):    
Gegenläufi ge Tendenzen und immer stärkere 
Ausdiff erenzierung

Für die aktuelle Periode war es am schwierigsten, eine über-
geordnete Tendenz zu identifi zieren. Allzu heterogen ist die 
aktuelle Infrastrukturdiskussion, sodass diese sich am ehes-
ten mit „gegenläufi ge Tendenzen und immer stärkere Aus-
diff erenzierung“ beschreiben lässt. 

Damit sind folgende Entwicklungen angesprochen:

1. Gegenläufi ge Tendenzen

• Parallel Privatisierung und partielle Rekommu-
nalisierung (z.B. zählt der Verband kommunaler 
Unternehmen in Deutschland seit 2007 fünfzig 
neu gegründete Stadtwerke, die aus Rekommuna-
lisierung der Energieversorgung entstanden sind5. 
Zur Diskussion über Rekommunalisierung in Ös-
terreich siehe z.B. Klug 2011)

• Parallel Unbundling und vertikale Integration 
(z.B. Abfall + Wasser + Energie zur Rückgewin-
nung und Verwertung der Nährstoff e); Erwei-
terung der Kerngeschäfte durch ergänzende 
Dienstleistungen, neue Sparten oder Expansion in 
andere Regionen (Beispiele dazu z.B im deutschen 
Forschungsprojekt INFRAFUTUR6)

• Parallel Ausbau und Rückbau (Flexibilisierung) 
der Infrastruktur, letz teres insbesondere in Re-
gionen, die von Schrumpfung und/oder starkem 
demografi schen Wandel betroff en sind (vgl. dazu 
mehrere Beiträge in DIFU 2008)

2. Immer stärkere Ausdiff erenzierung der Formen der Auf-
gabenwahrnehmung 

• Aufgabenteilung zwischen öff entlichen, privaten 
und autonomen Akteuren, Verschiebungen der 
Kostenträgerschaft: Beispiele dafür sind verschie-
dene Formen öff entlich/privater Partnerschaft 
(PPP-Modelle), sowie der Trend von Gemeinden 

5  htt p://www.vku.de/energie/unternehmensstrategien/rekommu-
nalisierung/best-practice-beispiele.html

6  htt p://www.infrafutur.de/
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eigene Infrastrukturinvestitionen zurückzufahren, 
aber in steigendem Ausmaß Investitionszuschüsse 
und Leistungsentgelte an private Träger zu leisten 
(vgl. Folie 9 im Beitrag von Bröthaler, 2012). 

• Kombination zentraler und dezentraler Ansätz e 
(z.B. bei intelligenten Stromnetz en – „smart grids“; 
bei sozialen Diensten sowie im öff entlichen Ver-
kehr durch Abstimmung bedarfsabhängiger und 
hochrangiger Verkehrsangebote)

3. Massiver Finanzierungsengpass bei staatlichen Akteuren 

• Stark steigender Finanzierungsbedarf bei sozialer 
Infrastruktur (z.B. stiegen gemäß Gemeindefi -
nanzbericht 2011 die Nett oausgaben für „soziale 
Wohlfahrt“ in den österreichischen Gemeinden 
von 2006 bis 2010 um durchschnitt lich 8,3 % p.a.)

• “Kostenremanenz” bei netz gebundener techni-
scher Infrastruktur (“Pfadabhängigkeit”) auf-
grund von versunkenen Kosten einerseits, und 
dem hohen „Beharrungsvermögen einer domi-
nierenden Technologie“, die jeden Systemwechsel 
erschwert (vgl. Werle 2006)

Dazu besteht heute kein allgemeiner Konsens mehr darüber, 
dass Infrastrukturausbau (notwendigerweise) zum Wirt-
schaftswachstum beiträgt, wie u.a. folgendes kritisches Zitat 
des US-amerikanischen Stadtökonomen Edward Glaeser in 
Bezug auf die Rolle der Infrastruktur zur Wiederbelebung 
schrumpfender Städte belegt: 

Too many offi  cials in troubled cities wrongly imagine that 
they can lead their city back to its former glories with some 
massive construction project – a new stadium or light rail 
system, (…) Shiny new real estate may dress up a declining 
city, but it doesn’t solve its underlying problems. The hall-
mark of declining cities is that they have too much 
housing and infrastructure relative to the strength of 
their economies. With all that supply of structure and 
so litt le demand, it makes no sense to use public money 
to build more supply. The folly of building-centric urban 
renewal reminds us that cities aren’t structures; cities are 
people.” (E. Glaeser, 2011. Eigene Hervorhebung.)

3.  Infrastruktur 2012+  (oder: was 
kommt nach Punkten und Netz en?)
Wie aber sieht die Infrastruktur der Zukunft aus? Bei der 
Befassung mit der Geschichte und den aktuellen Entwick-
lungen in der Infrastrukturpolitik drängten sich zwei Bilder 
über die mögliche zukünftige Gestalt von Infrastruktur auf, 
die bei der IFIP-Jahrestagung als These zur „Infrastruktur 
2012+“ vorgestellt wurden. 

Die These lautet: Von „Punkten“ und „Netz en“ zu „Land-
schaften“ und „Wolken“. 

Gemeint ist damit, dass sich in vielen Infrastruktursektoren 
eine organisatorische Veränderung abzeichnet, die von fi xen, 

räumlich klar defi nierten Zugangspunkten und Verteilungs-
netz en übergeht zu vergleichsweise lockeren, modularen 
und z.T. virtuellen Systemverknüpfungen. Die Analogie zu 
Landschaften und Wolken soll im Folgenden konkretisiert 
werden.

3.1.  Ablöse der „Punkt-Infrastruktur“  
durch Landschaften? Beispiel:
“Landschaften des Lernens” 
Bildungseinrichtungen galten in der klassischen Infrastruk-
turdefi nition als „Punkt-Infrastrukturen“: Optimal in der 
Mitt e des Einzugsgebiets positioniert, werden sie von den 
Nutz ern (Schülern, Studierenden) aufgesucht, um dort die 
Infrastruktur-Dienstleistung zu konsumieren. In neueren 
Ansätz en der Bildungs- und Schulplanung wird jedoch 
vielmehr von „Landschaften des Lernens“ anstelle starrer 
Klassenzimmer gesprochen: „Herzstück des Bildungscampus 
sind die sogenannten „Marktplätz e“, die von den Kindern gemein-
sam genutz t werden. Sie sollen als Bewegungs-, Gruppenarbeits- 
und Aufenthaltsräume, als Räume für off ene Unterrichtsformen 
(Lerninsel) sowie Versammlungsräume für alle dienen. (…) Über 
den Tag verteilt wechseln Lern- und Freizeitphasen. Die Räume 
müssen diesen Wechsel ermöglichen und Arbeits- und Erholungs-
bereiche anbieten. Die Einteilung in „Unterrichtsräume“ und 
„Freizeiträume“ wurde aufgehoben.“ (Konzept Bildungscam-
pus Hauptbahnhof Wien; online7, siehe  auch Abbildung 4). 
Auch außerschulische Orte werden als Lern-Orte in den Un-
terricht einbezogen –schließlich soll die ganze Stadt zum Ort 
des Lernens („space of learning“) werden („educational urba-
nism“, vgl. Banerjee 2010). Mitt els IKT und Social Media ist 
„online-Teaching“ und Teamarbeit mit KollegInnen aus weit 
entfernten Ländern möglich. Besonders konsequent verfolgt 
seit einigen Jahren Singapur den Ansatz  der Integration von 
Bildung und Lernen in alle Sphären des Lebens, verbunden 
mit einer Investitionsoff ensive für Breitband-IKT (vgl. Baner-
jee 2010: 14). 
Ein bekanntes Beispiel für das Konzept der „Bildungsland-
schaften“ im europäischen Raum ist die „Bildungslandschaft 
Altstadt Nord Köln“. „Ziel des Projektes (…) ist es, die Lebens- 
und Lernumwelt im Umfeld von sechs Bildungseinrichtungen 
im Kölner Stadtt eil Altstadt Nord so zu gestalten, dass ein inno-
vatives, dem selbstverantworteten und gemeinschaftlichen Lernen 
verpfl ichtetes Bildungsumfeld entsteht. Der Gestaltungsanspruch 
bezieht sich zunächst auf das pädagogische Fundament, das aber 
wiederum die Basis ist für die funktionale und gestalterische Ent-
wicklung der Raumprogramme mit Blick auf die Gebäude (…) und 
den Stadtt eil.“ (Bildungslandschaft Altstadt Nord Köln, on-
line8)
Neben der Bildungsinfrastruktur lassen sich auch andere 
Beispiele fi nden, wo fi xe Punkte immer mehr von „Land-
schaften“ abgelöst werden: Kulturelle Veranstaltungen fi n-
den nicht mehr nur in defi nierten „Kulturgebäuden“ (Thea-
ter, Kinos, Konzertsäle, Veranstaltungshallen) statt , sondern 
im öff entlichen Raum, an wechselnden Orten, in Innenhö-
fen etc. Neuere Museumskonzeptionen betonen durchwegs 

7  htt p://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/architektur/oeff entli-
che-bauten/schulbauten/bildungscampus-hauptbahnhof.html

8  htt p://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/cln_032/
nn_251538/Content/Projekte/ BildungslandschaftAltstadtNord/
bildungslandschaft__altstadt__nord__koeln.html
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nicht nur die Optimierung von Ausstellungen am einzelnen 
Museumsort, sondern die Verknüpfung der verschiedenen 
Museumsangebote und die Einbeziehung der Stadt selbst 
(Gebäude, besondere Orte, Themenwege etc.) zu einer Kul-
turlandschaft.

3.2.  (Teil-)ablöse der Netz -Infrastruktur durch 
„Wolken“? Beispiel Cloud Computing
Für die zweite (Teil-)These, dass Infrastrukturnetz e (teilweise) 
abgelöst werden könnten durch „Wolken“, wird ein Beispiel 
aus der Informationstechnologie herangezogen, nämlich das 
Prinzip von Cloud Computing bzw. Cloud Infrastructure.
Infrastructure as a Service (IaaS), eine Hauptanwendungs-
form von Cloud Computing, steht für einen dynamischen 
und bedarfsangepassten Zugang zu virtualisierten Compu-
terhardware- Ressourcen (Rechner, Netz werke, Speicher). 
Die einzelnen Hardwarekomponenten sind räumlich auf 
verschiedene Standorte verteilt, virtuell über Algorithmen 
miteinander verbunden und für den Nutz er nicht sichtbar 
(„Rechnerwolken“). Vorteile dieser Technologie sind die 
Ortsunabhängigkeit des Nutz ers, die Möglichkeit eines Spit-
zenlastausgleichs (Skalierbarkeit), Modularität und daraus 
entstehende Kostenvorteile. Als Probleme gelten Risken in 
Bezug auf Datensicherheit und Datenschutz . 
Inwiefern ist eine Übertragbarkeit des Cloud-Computing-
Ansatz es auf öff entliche Infrastrukturen denkbar? Hierfür 
werden zwei Möglichkeiten angesprochen:

1. Cloud Computing in der Verwaltung: Es gibt bereits 
zahlreiche Ansätz e, Cloud Computing in der öff entlichen 
Verwaltung, und dabei auch im Infrastrukturmanage-
ment, einzusetz en. „Da eine städtische Regulierung enorme 
IT-Infrastrukturen benötigt, ist sie prädestiniert für Clouds. 
Hier können sowohl die Post, das Verkehrsmanagement, der 
Tourismus, die Energieversorgung, der öff entliche Dienst und 
die Müllabfuhr integriert werden“ (acatech 2011: 16). Je nach 
Anwendung ist eine Ausgestaltung entweder als „Private 
Cloud“ mit geschlossenem Kreis der Zugriff sberechtigten 
(meist verwaltungsintern), als „Community Cloud“ mit 
beschränktem Zugriff  (z.B. registrierte Teilnehmer eines 
Regionalförderprojekts) oder als „Public Cloud“ mit un-
beschränktem Zugang erforderlich. In Österreich ist das 
Bundesrechenzentrum BRZ Vorreiter beim Aufb au einer 
Verwaltungs-Cloud (vgl. Jäger 2011). Am frühesten und 
umfangreichsten haben die USA Cloud Computing in 
der Verwaltung implementiert (vgl. Zwatt endorfer 2011: 
32f). Datenschutz  und Datensicherheit sind im Bereich 
Government Cloud natürlich besonders wichtige Aufl a-
gen, die auch einige Anpassungen im Vergleich zu kon-
ventionellen Clouds erforderlich machen (z.B. dürfen aus 
Datenschutz gründen bestimmte Daten nicht außerhalb 
des Landes gespeichert werden, vgl. Zwatt endorfer 2011: 
23f, Reichstädter 2012: 15) 

2. “Cloud”-ähnliche Ansätz e im Infrastrukturmanage-
ment. Mehr noch als die Überlegung, Cloud Computing 
als Technologie einzusetz en, steht hier die Idee im Vor-
dergrund, dass „Cloud“-ähnliche Prinzipien (z.B. virtuel-
le Vernetz ung, Modularität, Flexibilität, lose Verbindung 
zwischen Akteuren, Selbstregulierung) im Infrastruktur-

Quelle: © PPAG architects ztgmbh (http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/architektur/oeff entliche-
bauten/schulbauten/bildungscampus-hauptbahnhof.html) 

Abb. 4. Bildungscampus Hauptbahnhof Wien (Schema)
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management zunehmend an Bedeutung gewinnen. Infra-
struktursysteme erhalten so teilweise den Charakter von 
„Wolken“, ähnlich der Rechnerwolken im Cloud Compu-
ting. Einige Beispiele sollen dies erläutern:

 Bsp. “Intelligente Netz e” (smart grids) in der Elek-
trizitätsverteilung (siehe auch Vortrag Dr. Auer, 
2012). In einem komplexen System von integrier-
ten Netz en werden zentrale (z.B. Windkraftwerke) 
und dezentrale (z.B. KWK-Anlagen in Gebäuden) 
Produktionseinheiten miteinander verknüpft, Er-
zeugung und Verbrauch aufeinander abgestimmt 
und optimiert; Störungen werden erkannt und 
repariert. Die Steuerung erfolgt durch Computer-
systeme mit laufender Auswertung der Stromer-
zeugungs- und Verbrauchsdaten  (vgl. Abbildung 
6). Mehrere dezentrale Generatoren werden virtu-
ell zusammengeschlossen und fungieren als „vir-
tual power plant“ (virtuelles Kraftwerk). 

 Bsp. Soziale Dienste: Auch im Management von 
sozialer Infrastruktur können Trends ausgemacht 
werden, die Ähnlichkeiten zu Cloud-Prinzipien 
haben (Flexibilität, Modularität, wechselnde Be-
teiligte). Schon länger ergänzen mobile Dienste 
(z.B. Heimhilfe, Essen auf Rädern etc.) das sta-
tionäre Angebot. In gemeindeübergreifenden 
„Sozialclustern“ werden verschiedene soziale 
Dienste (kommunal, gemeinnütz ig, zivilgesell-
schaftlich oder gewerblich) vernetz t und aufein-
ander abgestimmt. „Dezentrale Konzentration“ 
und „polyzentrische Arbeitsteilung“ werden als 
Lösungsansätz e für die Sicherstellung der sozialen 
Infrastruktur im ländlichen Raum diskutiert (vgl. 
Vortrag Aufh auser, 2012)

 Modulare Ver-/entsorgungsnetz e: Die Siedlungs-
wasserwirtschaft gehört wohl zu den am stärksten 
„netz gebundenen“ Infrastrukturen mit hohen ver-
sunkenen Kosten, sobald ein Leitungssystem ein-
mal verlegt ist. Dennoch sind auch hier Ansätz e im 
Vormarsch, die eine fl exiblere Anpassung an ge-
änderte Rahmenbedingungen (z.B. Bevölkerungs-
rückgang) sowie eine Kombination von zentra-
len und dezentralen Komponenten ermöglichen: 
„Eine spezifi sche Anforderung (…) ist die Strukturie-
rung des Versorgungs- bzw. Entsorgungssystems nach 
einer Art „Baukastenprinzip“. Modularität wird als 
ein Kernelement einer nachhaltigen Infrastrukturent-
wicklung angesehen, bei der neue, in hohem Maße auch 
autonom funktionierende technische Einheiten unab-
hängig voneinander in das System eingefügt (instal-
liert) oder auch aus diesem entfernt (abgebaut) werden 
können, die sich (…) jedoch im (…) Zusammenwirken 
ihrer spezifi schen Teilfunktionen wie ein integriertes 
Ganzes verhalten.“ (Libbe 2008: 33) 

Man wird nicht die Angst haben müssen, dass das Trink-
wasser in den Häusern in Zukunft nicht mehr aus Leitungen 
fl ießt, sondern aus „Wolken“ tröpfelt. Die Wolken-Analogie 
hat ihre Grenzen und wird niemals alle fi xen Netz e ersetz en. 
Aber eine Erweiterung des Netz begriff s um „Cloud“-ähnli-
che Komponenten scheint in vielen Infrastrukturbereichen 
zukunftsweisend zu sein.

Quelle: en.wikipedia.org 

Abb. 5. Cloud Computing (Schema)
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4.  Ausblick (oder: Was lehrt uns der 
sprachgeschichtliche Blick zurück?)
In fünf Punkten möchte ich mein vorläufi ges Fazit ziehen, 
was der (sprach-)geschichtliche Blick zurück für die Zukunft 
der Infrastrukturforschung aufzeigen kann:

1. Begriff  und Forschungsgebiet “Infrastruktur” sind äu-
ßerst wandlungsfähig!
Dies bietet eine Chance für ständig neue Fragestellun-
gen in Theorie und Praxis, sodass keine Gefahr besteht, 
dass Infrastrukturforscher/-innen, -planer/-innen und 
-praktiker/-innen eines Tages nichts mehr zu tun hätt en. 
Allerdings steckt in der Wandlungsfähigkeit des Begriff s 
auch die Gefahr der Beliebigkeit: “Alles ist Infrastruktur” 
drängt sich als Assoziation auf, wenn man die Bedeu-
tungsausweitung des Begriff s in der jüngeren Geschichte 
verfolgt, oder „Infrastruktur ist für alles (gut)”, wenn man 
manch Politikerrede heranzieht. Eine klare Positionie-
rung, was man darunter versteht, wenn man in einem be-
stimmten Kontext von „Infrastruktur“ spricht, ist daher 
unerlässlich.

2. Manchmal hinkt die Theoriebildung der Praxis hinter-
her!
Als Wissenschaftlerin, und noch mehr als Planerin, hegt 
man bisweilen die Wunschvorstellung, Dinge zuerst the-
oretisch/konzeptionell zu entwerfen, die nachher in der 
Praxis umgesetz t werden (sollen). Die Beschäftigung mit 
der Begriff s- und Sachgeschichte von „Infrastruktur“ hat 
insofern einen Impuls zu mehr Bescheidenheit gebracht, 
als hier, so eindeutig wie selten, die Praxis lange vor der 
wissenschaftlichen Theoriebildung existierte. „Für die 
Phänomene, die der Begriff  `Infrastruktur´ erfaßt, fallen (…) 
Begriff sbildung und Sachgeschichte auseinander. Die Beobach-
tung und Analyse der `Wirklichkeit´ schlug sich nachvollzie-
hend in der erfolgreichen Begriff sbildung nieder“. (Jellinghaus 
2006: 4)

3. Der Wandel ist oft schneller als die Anpassungsfähig-
keit der Infrastruktur 
Zweifellos ist der technologische, demografi sche, wirt-
schaftliche und politische Wandel in seinen vielfältigen 
Ausprägungen eine bleibende Herausforderung für die 
Infrastrukturpolitik, da Infrastrukturen oft träge und 
schwer anpassungsfähig sind. Dennoch liegt gerade 
hier eine große Chance für Innovation, wenn es gelingt, 
ineffiziente „Pfadabhängigkeiten“ zu verringern, ohne 
dabei Netzvorteile zu zerstören. 

Quelle: Greenpeace, 2009; eigene Bearbeitung. 

Abb. 6. Intelligente Stromnetze als „Infrastruktur-Wolken“
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4. Weder eine “Entstaatlichung” noch eine “Enträumli-
chung” von Infrastruktur ist zu erwarten bzw. zu emp-
fehlen 
Jedoch ist eine zunehmende Ausdiff erenzierung von Ak-
teuren, Verantwortungskett en, Dienstleistungen und Ein-
zugsgebieten im Infrastrukturmanagement zu erkennen, 
die auch eine Veränderung der räumlichen Strukturen 
mit sich bringt. Mögliche Ansätz e dieser Entwicklung 
wurden mit der These „von Punkten und Netz en“ zu 
„Landschaften und Wolken“  (Kap. 3) umrissen. 

5. Nachhaltige Infrastrukturplanung ist untrennbar mit 
Raumplanung und Wirtschaft(-spolitik) verbunden 
Die enge Verfl echtung und wechselseitige Abhängigkeit 
von Siedlungsentwicklung, regionaler Wirtschaftsent-
wicklung und Kosten und Effi  zienz der Infrastrukturbe-
reitstellung sind heute weitgehend bekannt (selbst wenn 
ein Blick auf die gebaute Realität dies manchmal bezwei-
feln lässt). Im Jahr 1972, als die Studienrichtung Raum-
planung an der TU Wien eingerichtet wurde, war dies 
noch nicht der Fall. Die Ansiedlung eines Instituts für 
“Finanzwissenschaft” (also Ökonomie des öff entlichen 
Sektors) und „Infrastrukturpolitik” an der neuen Dis-
ziplin Raumplanung, also die Verknüpfung von Raum, 
Volkswirtschaftslehre und sektoraler Mikroökonomie ist 
als visionär zu bezeichnen. Bis heute gibt es zumindest im 
deutschsprachigen Raum keine andere Forschungsein-
richtung, die diese beiden Fächer im Namen miteinander 
verbindet.

In diesem Sinne wünsche ich dem IFIP erfolgreiche weitere 
40 Jahre!
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Fotos zur Jubiläumstagung
„40 Jahre IFIP“

Abschließend möchten wir Ihnen noch eine kleine Auswahl an Fotos zur 
Festveranstaltung „40 Jahre IFIP“, der Verleihung des „Egon-Matzner-Preises 
für Sozioökonomie“ und zur IFIP-Jahrestagung 2012 nicht vorenthalten.

Fotos:
IFIP, TU Wien, 2012 (Julia Bröthaler);
Chris Egger, 2012.
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Foto: Chris Egger, 2012. 

Wilfried Schönbäck...
...und sein Rück- und Ausblick über

„40 Jahre IFIP“

Foto: Chris Egger, 2012.

Verleihung des
„Egon-Matzner-Preises für Sozioökonomie 2012“

Foto: Chris Egger, 2012. 

Gabriele Matzner-Holzer, Wolfgang Fellner
und Wolfgang Blaas
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Michael Getzner bei seiner Antrittsvorlesung samt musikalischer Einlage

Einige Impressionen aus dem Publikum und der Ausklang der Festveranstaltung bei
Schmaus und Trank
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Johann Bröthaler

Maria-Th eresia Röhsler

Die Moderatoren der Tagung waren Wolfgang Blaas und Michael Getzner

Gottfried Haber

Reinhard Haller
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Georg Hauger Hans Auer

Elisabeth Aufh auser Werner Raza

Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald Diskussion
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